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Vorlagen-Nr.: 2023/3627/FB 10/III 


Aktenzeichen: 10/III/10-42-01 


Datum: 16.02.2023 


 
 
Tagesordnungspunkt: 
Stellenplan 2023, hier: Antrag der CDU-Fraktion/SPD Fraktion auf Einrichtung einer zusätzli-
chen Stelle für eine/n Streetworker*in 
 
Beratungsfolge: Sitzungsdatum: Zuständigkeit: 
Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023 Vorberatung  
Rat 21.03.2023 Entscheidung  


 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt,  
der Rat beschließt: 
Im Bereich der Jugendhilfeplanung (Produktbereich 06.02.) erfolgt die Aufnahme von 1 Stelle (S 11b) zum 
Stellenplan 2023 
 
 
 
Finanzielle und personelle Auswirkungen: 
Finanzielle Auswirkungen:       
a) Maßnahme im aktuellen Haushaltsjahr veranschlagt:  
 Mitzeichnung des Stadtkämmerers erforderlich:    
b) Maßnahme im Finanzplanungszeitraum veranschlagt:  
 Mitzeichnung des Verwaltungsvorstandes erforderlich:   
 
Personeller Mehrbedarf:       
Mitzeichnung des Verwaltungsvorstandes erforderlich:   
 
Finanzielle Auswirkungen einschl. Folgekosten: 
(Haushaltsbelastung einschl. Folgekosten; Erläuterungen siehe unten.) 
 
Personelle Auswirkungen: 
(Personeller Aufwand/Stellenbedarf; Erläuterungen siehe unten.) 
 
 
Beschlusskontrolle: 
Beschlusskontrolle erforderlich: Nein  
Umsetzungsdatum:  
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Sachverhalt: 
Im Rahmen der Haushaltsplanberatungen in der Sitzung des Jugendhilfeausschusses am 26.01.2023 haben 
sowohl die CDU-Fraktion, als auch die SPD Fraktion beantragt, eine zusätzliche Stelle für eine/n Streetworker 
in den Stellenplan 2023 aufzunehmen. Unter anderem im Bereich des Viersener Busbahnhofs wird der Bedarf 
gesehen, die Sozialarbeit zu verstärken um sich insbesondere mit den Belangen der Mädchen die sich dort 
tagsüber aufhalten, zu befassen und auf bestehende Probleme einzugehen.  
 
Zum Stellenplan 2023 wurde daher vorsorglich die Aufnahme von 1 VZÄ (S11b) mit Sperrvermerk vorgesehen. 
. 
 
Darstellung der finanziellen/personellen Auswirkungen: 
(s.o.) 
 
 
 
gez. 
 
Sabine Anemüller 
Bürgermeisterin 
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Vorlagen-Nr.: 2023/3628/FB 10/III 


Aktenzeichen: FB 10/III/10-42-01 


Datum: 16.02.2023 


 
 
Tagesordnungspunkt: 
Stellenplan 2023; hier: Antrag der Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen zur Einrichtung einer 
unbefristeten Stelle für den Aufgabenbereich "Stadtnatur" vom 09.02.2023 
 
Beratungsfolge: Sitzungsdatum: Zuständigkeit: 
Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023 Vorberatung  
Rat 21.03.2023 Entscheidung  


 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt,  
der Rat beschließt 
die Aufnahme einer Stelle nach EG 11 mit Sperrvermerk für den FB 92/II, Aufgabenbereich Stadt-
natur, zum Stellenplan 2023. 
 
 
Finanzielle und personelle Auswirkungen: 
Finanzielle Auswirkungen:       
a) Maßnahme im aktuellen Haushaltsjahr veranschlagt:  
 Mitzeichnung des Stadtkämmerers erforderlich:    
b) Maßnahme im Finanzplanungszeitraum veranschlagt:  
 Mitzeichnung des Verwaltungsvorstandes erforderlich:   
 
Personeller Mehrbedarf:       
Mitzeichnung des Verwaltungsvorstandes erforderlich:   
 
Finanzielle Auswirkungen einschl. Folgekosten: 
(Haushaltsbelastung einschl. Folgekosten; Erläuterungen siehe unten.) 
 
Personelle Auswirkungen: 
(Personeller Aufwand/Stellenbedarf; Erläuterungen siehe unten.) 
 
 
 
Beschlusskontrolle: 
Beschlusskontrolle erforderlich: Nein  
Umsetzungsdatum:  
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Sachverhalt: 
Mit Schreiben vom 09.02.2023 (Anlage) beantragt die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen die Auf-
nahme einer unbefristeten Stelle für den Aufgabenbereich Stadtnatur im Fachbereich 92/II. Eine im 
Jahr 2022 für diesen Aufgabenbereich politisch beantragte, zunächst auf zwei Jahre befristete 
(Projekt-) Stelle konnte bislang nicht besetzt werden. 
 
Zum Stellenplan 2023 soll daher vorsorglich die Aufnahme von 1 Stelle (EG 11) wie vorgeschlagen 
vorgesehen werden. Eine Beratung und Beschlussfassung der Thematik erfolgt im Haupt- und Fi-
nanzausschuss/ Rat.  
 
 
Hinweis: 
Die Stellen, die sich nach Einbringung des Entwurfs aus politischen Anträgen ergeben haben, wer-
den einheitlich mit einem Sperrvermerk versehen.   
 
Darstellung der finanziellen/personellen Auswirkungen: 
(Detaillierte Darstellung der finanziellen/personellen Auswirkungen auf Haushalts-, Finanz- und Stel-
lenplan.) 
 
 
 
 
gez. 
Sabine Anemüller 
Bürgermeisterin 
 
Anlagen: 
1. Antrag Bündnis 90/DIE GRÜNEN Stadtnatur 







 


1 
 


 
 
 
 


 
 
 
 
 
 
 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
Antrag zum Haushaltsentwurf 2023 
hier: Einstellen von Haushaltsmitteln für eine feste Stelle „Stadtnatur“, 
angesiedelt in Abt. 92/2 
 
 
Sehr geehrte Frau Bürgermeisterin, 
 
die Fraktion BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN beantragt, anstelle der in der Abteilung 92/2 auf zwei 
Jahre angelegten, aber bislang noch immer nicht besetzten Projektstelle „Stadtnatur“ eine 
dauerhafte Stelle einzurichten und die dazu erforderlichen Mittel im städtischen Haushalt 
bereitzustellen. 
 
Begründung: 
 
Mit dem Haushalt 2022 wurde eine auf zwei Jahre befristete Projektstelle „Stadtnatur“ 
eingerichtet. Diese konnte in zwei Ausschreibungsrunden bislang nicht besetzt werden. Die ihr 
zugedachten Aufgaben konnten entsprechend nicht umgesetzt werden. 
 
Um das Interesse qualifizierter Bewerberinnen und Bewerber anzusprechen, ist es aus unserer 
Sicht dringend angezeigt, eine dauerhafte Stelle für diesen Aufgabenbereich einzurichten und die 
Mittel dafür im städtischen Haushalt abzubilden. 
 
Da nach der Erstellung des Konzeptpapiers die sich daraus ergebenden Aufgaben für den Schutz 
der Natur im Stadtgebiet dauerhaft zu erfüllen sind, halten wir die Einrichtung einer festen Stelle 
für dringend geboten. 
 
 
  


 


BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, HAUPTSTRAßE 109, 41747 VIERSEN FRAKTION IM RAT DER STADT 
VIERSEN 
 
Maja Roth-Schmidt 
Sprecherin 
 
Jörg Eirmbter-König 
Sprecher 
 
Hauptstraße 109 
41747 Viersen  
Tel:  02162-8900009 
 
fraktion@gruene-viersen.de 
www.gruene-viersen.de 
 
Viersen, 09.02.2023 


 


Stadt Viersen 
Die Bürgermeisterin 
Rathausmarkt 1 
 
41747 Viersen 
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Mit freundlichen Grüßen 
 


     
 
 
Maja Roth-Schmidt      Jörg Eirmbter-König 
Sprecherin       Sprecher 
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Vorlagen-Nr.: 2023/3629/FB 10/III 


Aktenzeichen: FB 10/III/10-42-01 


Datum: 16.02.2023 


 
 
Tagesordnungspunkt: 
Stellenplan 2023; hier: Antrag der CDU-Fraktion auf Einrichtung von 2 zusätzlichen Stellen 
im Kommunalen Ordnungsdienst Viersen (KOV) 
 
Beratungsfolge: Sitzungsdatum: Zuständigkeit: 
Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023 Vorberatung  
Rat 21.03.2023 Entscheidung  


 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt,  
der Rat beschließt: 
Im Bereich der Kommunalen Ordnungsdienstes Viersen (Produktgruppe 02.01.) erfolgt die Aufnahme von 2 
Stellen (EG 9a) mit einem Sperrvermerk zum Stellenplan 2023. 
 
 
 
Finanzielle und personelle Auswirkungen: 
Finanzielle Auswirkungen:       
a) Maßnahme im aktuellen Haushaltsjahr veranschlagt:  
 Mitzeichnung des Stadtkämmerers erforderlich:    
b) Maßnahme im Finanzplanungszeitraum veranschlagt:  
 Mitzeichnung des Verwaltungsvorstandes erforderlich:   
 
Personeller Mehrbedarf:       
Mitzeichnung des Verwaltungsvorstandes erforderlich:   
 
Finanzielle Auswirkungen einschl. Folgekosten: 
(Haushaltsbelastung einschl. Folgekosten; Erläuterungen siehe unten.) 
 
Personelle Auswirkungen: 
(Personeller Aufwand/Stellenbedarf; Erläuterungen siehe unten.) 
 
 
 
Beschlusskontrolle: 
Beschlusskontrolle erforderlich: Nein  
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Sachverhalt: 
Im Rahmen der Haushaltsplanberatungen in der Sitzung des Ordnungs- und Straßenverkehrsausschusses 
am 02.02.2023 hat die CDU-Fraktion mündlich beantragt, den KOV um 2 Stellen aufzustocken.  
Hierzu ist in der Sitzung des Ordnungs- und Straßenverkehrsausschusses keine Abstimmung erfolgt. Der 
Haupt- und Finanzausschuss wird sich im Rahmen der Beratungen des Stellenplans mit der Angelegenheit 
befassen.  
 
 
Zum Stellenplan 2023 wurde vorsorglich die Aufnahme von 2 Stellen (EG 9a) für den KOV mit einem Sperr-
vermerk vorgesehen. 
.  
 
Darstellung der finanziellen/personellen Auswirkungen: 
(Detaillierte Darstellung der finanziellen/personellen Auswirkungen auf Haushalts-, Finanz- und Stel-
lenplan.) 
 
 
 
gez. 
 
Sabine Anemüller 
Bürgermeisterin 
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Vorlagen-Nr.: 2023/3630/FB 10/III 


Aktenzeichen: FB 10/III/10-42-01 


Datum: 16.02.2023 


 
 
Tagesordnungspunkt: 
Stellenplan 2023; hier: Antrag der Fraktion Grüne im Rat der Stadt Viersen auf Einrichtung 
einer zusätzlichen Stelle Sozialarbeit für den Bereich der Obdachlosenunterkünfte 
 
Beratungsfolge: Sitzungsdatum: Zuständigkeit: 
Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023 Vorberatung  
Rat 21.03.2023 Entscheidung  


 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt,  
der Rat beschließt: 
Im Bereich des Produktes Hilfe in Wohnungsnotfällen (05.01.04) werden für die Sozialarbeit 0,5 VZÄ (S 11b) 
mit Sperrvermerk zum Stellenplan 2023 aufgenommen.  
 
 
 
Finanzielle und personelle Auswirkungen: 
Finanzielle Auswirkungen:       
a) Maßnahme im aktuellen Haushaltsjahr veranschlagt:  
 Mitzeichnung des Stadtkämmerers erforderlich:    
b) Maßnahme im Finanzplanungszeitraum veranschlagt:  
 Mitzeichnung des Verwaltungsvorstandes erforderlich:   
 
Personeller Mehrbedarf:       
Mitzeichnung des Verwaltungsvorstandes erforderlich:   
 
Finanzielle Auswirkungen einschl. Folgekosten: 
(Haushaltsbelastung einschl. Folgekosten; Erläuterungen siehe unten.) 
 
Personelle Auswirkungen: 
(Personeller Aufwand/Stellenbedarf; Erläuterungen siehe unten.) 
 
 
 
Beschlusskontrolle: 
Beschlusskontrolle erforderlich: Nein  
Umsetzungsdatum:  
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Sachverhalt: 
Im Rahmen der Haushaltsplanberatungen in der Sitzung des Ausschusses für Soziales und Gesundheit hat 
die Fraktion Grüne im Rat der Stadt Viersen mündlich beantragt, eine halbe Stelle für Sozialarbeit im Bereich 
der Obdachlosenunterkünfte in den Stellenplan 2023 aufzunehmen.  
Der Ausschuss für Soziales und Gesundheit hat den Antrag zur weiteren Beratung und Beschlussfassung in 
den Haupt- und Finanzausschuss verwiesen. 
 
Zum Stellenplan 2023 wurde daher vorsorglich die Aufnahme von 0,5 Stellen (S 11b) mit einem Sperrver-
merk vorgesehen. 
 
Darstellung der finanziellen/personellen Auswirkungen: 
(Detaillierte Darstellung der finanziellen/personellen Auswirkungen auf Haushalts-, Finanz- und Stel-
lenplan.) 
 
 
 
 
gez. 
Sabine Anemüller 
Bürgermeisterin 
 
Anlagen: 
1. Antrag der Fraktion Grüne im Rat der Stadt Viersen - "Bekämpfung von Obdachlosigkeit allein-


stehender Menschen in der Stadt Viersen“ 







Fraktion `Grüne im Rat der Stadt Viersen´


Fraktionsvorsitzende:
Norbert Dohmen
Angelique Vootz


c/o Wallonischer Ring 22
41748 Viersen


Stadt Viersen
Die Bürgermeisterin
Rathausmarkt 1
41747 Viersen


3. März 2023


Sehr geehrte Frau Bürgermeisterin, 


Hiermit beantragt die Fraktion Grüne im Rat der Stadt Viersen die Stelle einer 
pädagogischen Fachkraft mit einem 50 % Beschäftigungsumfang für die Umsetzung 
eines noch zu erstellenden Fachkonzeptes „Bekämpfung von Obdachlosigkeit 
alleinstehender Menschen in der Stadt Viersen“.


Zunächst wird die Stelle im Stellenplan 2023 mit einem Sperrvermerk versehen.


Begründung:


Die Belegungszahlen in der städtischen Übernachtungsstelle für obdachlose Menschen 
lassen erkennen, dass die eigentlich als Notschlafstelle eingerichtete 
Übernachtungsmöglichkeit auch von Menschen als wochen- und monatelange 
Unterkunft genutzt wird. Dies lässt darauf schließen, dass die derzeitige Beratung, 
Betreuung und Begleitung entweder nicht ausreichend vorhanden ist oder von den 
betroffenen Menschen nicht angenommen wird.


Es ist zu vermuten, dass der ordnungsrechtliche und polizeigesetzliche Ansatz zur 
Unterbringung obdachloser Menschen im Vordergrund steht und nicht der 
Rechtsanspruch auf Hilfen zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten 
gemäß § 67 ff SGB XII.


Laut der Empfehlungen des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales des 
Landes NRW zur Ausgestaltung der ordnungsrechtlichen Unterbringung von 
obdachlosen Menschen soll bei der Unterbringung von Obdachlosen nicht allein auf die 
ordnungsrechtlichen Mindestbedarfe geachtet werden. Vielmehr sollten die 
Ordnungsbehörden mit den für andere individuelle Bedarfe zuständigen 
Leistungsträgern und Dienstleistern eng kooperieren. 


Unsere Fraktion ist der Auffassung, dass hier noch Verbesserungsbedarfe in der Stadt 
Viersen bestehen. Vor allem im Hinblick auf Zugang und Beziehungsaufbau zu den 
Betroffenen, der Entwicklung einer Maßnahme „Tagesaufenthalt mit 
tagestrukturierenden Angeboten“ und einer Begleitung, die eine Integration in „normale“ 
Wohnverhältnisse ermöglicht.







Im Weiteren können hier weitere Kostenträger, der Landschaftsverband Rheinland oder 
der örtliche Träger der Sozialhilfe, im Rahmen eines stationären oder ambulant 
betreuten Angebotes gewonnen werden.


Gerade im Bereich des stationären Angebotes für wohnungslose Menschen wurde in 
den vergangenen 2 Jahren deutlich, dass die in diesem Rahmen angebotenen 30 Plätze
im Kreis Viersen nicht ausreichen, den Bedarf zu decken. Zum Vergleich: der Kreis 
Kleve verfügt über 120 vom LVR Rheinland refinanzierten Plätze für alleinstehende 
wohnungslose Menschen.


Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Stadt Viersen ein Fachkonzept für die 
Bekämpfung von Obdachlosigkeit bedrohter alleinstehender Menschen benötigt, das mit
allen in diesem Bereich agierenden öffentlichen und wohlfahrtsverbandlichen Akteuren 
entwickelt werden sollte.


Nach Fertigstellung dient die bis dato mit einem Sperrvermerk versehene Stelle einer 
pädagogischen Fachkraft zur operativen Umsetzung des Fachkonzeptes.


Norbert Dohmen Martina Maaßen


Fraktionsvorsitzender Ratsmitglied
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 Vorlagen-Nr.: 2023/3663/FB 50/II 


Aktenzeichen: FB 50 | II 


Datum: 09.03.2023 


 
 
Tagesordnungspunkt: 
Stellenplan 2023; hier Erweiterung des Stellenplans für einen zusätzlichen 
Betreuungsplatzausbau zum Schuljahr 2023/24 
 
Beratungsfolge: Sitzungsdatum: Zuständigkeit: 
Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023 Vorberatung  
Rat 21.03.2023 Entscheidung  


 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt, 
der Rat beschließt: 
Im Bereich des Produktes Bereitstellung schulischer Einrichtungen Grundschulen (03.01.01) werden 
für den OGS-Ausbau zwei zusätzliche 0,5 VZÄ (S4) mit Sperrvermerk zum Stellenplan 2023 
aufgenommen. 
 
 
Finanzielle und personelle Auswirkungen: 
Finanzielle Auswirkungen:      Ja 
a) Maßnahme im aktuellen Haushaltsjahr veranschlagt: Nein 
 Mitzeichnung des Stadtkämmerers erforderlich:  Ja  
b) Maßnahme im Finanzplanungszeitraum veranschlagt: Nein 
 Mitzeichnung des Verwaltungsvorstandes erforderlich: Ja  
 
Personeller Mehrbedarf:      Ja 
Mitzeichnung des Verwaltungsvorstandes erforderlich:  Ja 
 
Finanzielle Auswirkungen einschl. Folgekosten: 
(Haushaltsbelastung einschl. Folgekosten; Erläuterungen siehe unten.) 
 
Personelle Auswirkungen: 
(Personeller Aufwand/Stellenbedarf; Erläuterungen siehe unten.) 
 
 
 
Beschlusskontrolle: 
Beschlusskontrolle erforderlich: Nein  
Umsetzungsdatum:  
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Sachverhalt: 
Im Rahmen des Schulausschusses am 07.03.2023 wurde zum OGS Ausbau 2023/24 berichtet, dass 
von zwei Schulen Anträge vorliegen, weitere Betreuungsgruppen einzurichten. Aufgrund eines 
Anmeldeüberhangs an der Zweitorschule im Umfang von jeweils 20 SuS für die OGS und die 8-1 
Betreuung würde die Schule gerne jeweils eine zusätzliche 1/2 Gruppe in der OGS sowie in der 8-1 
Betreuung einrichten. An der Paul-Weyers-Schule zeichnet sich für die OGS eine Anmeldeüberhang 
von ca. 30 SuS ab. Hier ist es der Wunsch der Schule, eine zusätzliche 1/2 OGS Gruppe 
einzurichten. Trotz der von der Verwaltung vorgetragenen, damit verbundenen Herausforderungen 
und Rahmenbedingungen, war ein deutlich wahrnehmbarer politischer Wille erkennbar, den 
Anträgen der Schulen zu entsprechen. Vor diesem Hintergrund legt die Verwaltung einen 
Beschlussvorschlag für HuFa und Rat im Rahmen dieser Tischvorlage zur Entscheidung vor. 
 
Unabhängig von den Schwierigkeiten bei der tatsächlichen Umsetzbarkeit sind mit der angestrebten 
Erweiterung des Betreuungsplatzausbaus grundsätzliche Anforderungen verbunden. Es ist von 
laufenden jährlichen Mehrkosten in Höhe von 35.000,00 EUR auszugehen. Hinzu kommt ein 
einmaliger finanzieller Mehrbedarf in 2023 für die Etablierung der Gruppen in Höhe von 17.500,00 
EUR. Sofern eine positive Beschlussfassung im Haupt- und Finanzausschuss erfolgt, würde die 
Kämmerei die damit verbundenen finanziellen Mehraufwendungen in die Veränderungsliste für den 
Rat mit aufnehmen. Zudem muss der Stellenplan um zwei 0,5 VZÄ Stellen für Ergänzungskräfte für 
die beiden zusätzlichen halben OGS Gruppen erweitert werden. Der darüber hinaus entstehende 
geringe Stundenmehrbedarf für die Hauswirtschaftskräfte an beiden Standorten kann über den 
bereits zum HH angemeldeten Stellenmehrbedarf für HWK im Rahmen des regulären OGS Bedarfs 
im Umfang einer ganzen Stelle mit abgedeckt werden. Für die halbe Gruppe in der 8-1 Betreuung 
wäre keine Stellenplanänderung notwendig, dieser Personalbedarf kann über eine geringfügige und 
somit nicht stellenplanrelevante Beschäftigung abgedeckt werden. Da bislang keine politische 
Beratung im Fachausschuss möglich war, wird vorgeschlagen, die Stellen mit einem Sperrvermerk 
zu versehen. Eine Aufhebung des Sperrvermerks wäre dann an eine politische Beratung und 
entsprechende Beschlussfassung im nächsten Schulausschuss am 27.04.2023 und den daran sich 
anschließenden Sitzungsdurchlauf von HuFa und Rat geknüpft. 
 
Vor dem Hintergrund der im Folgenden dargestellten Rahmenbedingungen sieht sich die Verwaltung 
in der Pflicht darauf hinzuweisen, dass sie das Gelingen des zusätzlichen Ausbaus - ergänzend zu 
den bereits fünf vorgesehenen zusätzlichen OGS-Gruppen im Rahmen des vom Rat beschlossenen 
Gruppenausbaus - vor große Herausforderungen stellt und die Umsetzung nicht garantiert werden 
kann. 
 
Anmeldeüberhänge in diesem Umfang sind an der Zweitorstraße neu und waren so auch nicht im 
Vorfeld absehbar. An der Paul-Weyers-Schule war bereits im letzten Jahr ein ähnlicher 
Anmeldeüberhang zu verzeichnen. Hier bestand aber insbesondere durch die Standortsanierung in 
Boisheim ein noch größeres Raumdefizit als sonst. 
 
In der Sitzung des Schulausschusses am 19.05.2022 (Vorlage 2022/3266/FB50/II) wurde der 
Grundsatzbeschluss gefasst, zukünftig jährlich den Betreuungsbereich um bis zu 5 Gruppen 
auszubauen. In der Sitzung des Schulausschusses am 03.11.2022 (Vorlage 2022/3450/FB50/II) 
wurde der OGS Ausbau für das Schuljahr 2023/24 konkretisiert. Es werden im Ergebnis bereits 5 
Gruppen ausgebaut, der zugrundeliegende Ratsbeschluss ist damit ausgeschöpft. Nach 
eingehender Prüfung der Personalsituation im städtischen Betreuungssystem besteht keine 
Möglichkeit, Personal an einer anderen Stelle abzuziehen, um den mit den Anträgen verbundenen 
personellen Mehrbedarfen gerecht werden zu können. Aktuell sind an der Zweitorstraße zwei Stellen 
unbesetzt. Zudem sind, Stand heute, bereits 19 Neueinstellungen im Laufe des Jahres notwendig, 
um alle Stellenbedarfe im Betreuungsbereich decken zu können. 
 
Weiterhin ist auf die grenzwertige Raumsituation an der Zweitorstraße (4+1 Betreuungsgruppen im 
Bestand in einem ehemaligen Kita-Gebäude für zwei Gruppen) sowie das erhebliche Flächen- und 
Raumdefizit an der Paul-Weyers-Schule hinzuweisen. Bereits im OGS Ausbaukonzept wurde auf 
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die begrenzten räumlichen Möglichkeiten an beiden Standorten im unveränderten Bestand Bezug 
genommen. 
 
Selbst wenn dem Wunsch beider Schulen entsprochen würden, verbleibt im Ergebnis immer noch 
ein nennenswerter Anmeldeüberhang (ca. 14 SuS an der Zweitorstraße und ca. 17 SuS an der Paul-
Weyers-Schule), die keinen Betreuungsplatz erhalten werden. Der Platzbedarf lässt sich somit nur 
in Teilen decken. 
 
Darstellung der finanziellen/personellen Auswirkungen: 
(Detaillierte Darstellung der finanziellen/personellen Auswirkungen auf Haushalts-, Finanz- und 
Stellenplan.) 
 
Siehe Darstellung im Sachverhalt 
 
 
In Vertretung 
 
gez. 
Ertunç Deniz 
Beigeordneter 
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Vorlagen-Nr.: 2023/3623/FB 10/III 


Aktenzeichen: FB 10/III/10-42-01 


Datum: 20.02.2023 


 
 
Tagesordnungspunkt: 
Stellenplan 2023 
 
Beratungsfolge: Sitzungsdatum: Zuständigkeit: 
Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023 Vorberatung  
Rat 21.03.2023 Entscheidung  


 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt 
Der Rat beschließt  


den Stellenplan 2023 in der Anlage zu Vorlage 2023/3623/FB 10/III beigefügten Fassung mit ins-
gesamt 


 


299,5 Stellen für Beamte  


und  


872 Stellen für Beschäftigte.  


 
 
 
Finanzielle und personelle Auswirkungen: 
Finanzielle Auswirkungen:      Ja 
a) Maßnahme im aktuellen Haushaltsjahr veranschlagt: Ja 
 Mitzeichnung des Stadtkämmerers erforderlich:  Nein  
b) Maßnahme im Finanzplanungszeitraum veranschlagt: Nein 
 Mitzeichnung des Verwaltungsvorstandes erforderlich: Ja  
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Personeller Mehrbedarf:      Ja 
Mitzeichnung des Verwaltungsvorstandes erforderlich:  Nein 
 
Finanzielle Auswirkungen einschl. Folgekosten: 
(Haushaltsbelastung einschl. Folgekosten; Erläuterungen siehe unten.) 
 
Personelle Auswirkungen: 
(Personeller Aufwand/Stellenbedarf; Erläuterungen siehe unten.) 
 
 
 
Beschlusskontrolle: 
Beschlusskontrolle erforderlich: Nein  
Umsetzungsdatum:  
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Sachverhalt: 
 


Die Verwaltung legt den Stellenplan zum Haushalt 2023 mit den entsprechenden Erläuterungen vor.  


Die einzelnen Übersichten im Stellenplan (Anlage 1) zeigen die Verteilung der Stellen nach Pro-
duktbereichen und Wertigkeiten.  


Die Stellen des Sozial- und Erziehungsdienstes (S-Entgeltgruppen) und der Notfallsanitäter (Gruppe 
N) sind jeweils in einer eigenen Übersicht dargestellt.  


Veränderungen zum Stellenplan 2022 sind der Anlage 2 zu entnehmen.  


Für das Jahr 2023 ergibt sich ein Netto-Stellenzuwachs von 53,5 Stellen im Vergleich zum Stellen-
plan 2022.  


Die neuen Stellen mit Erläuterungen sind der Anlage 3 zu entnehmen.  


Die neuen Stellen, die sich aus politischen Anträgen ergeben, sind sowohl bereits im Stellenplan 
(Anlage 1) und in Anlage 2 enthalten, als auch in Anlage 3 mit den dazugehörigen Vorlagennummern 
der Vorlagen zu den Sitzungen des Haupt- und Finanzausschusses/ Rates aufgeführt. 


 


Die Stellen verteilen sich wie folgt auf die verschiedenen Status- bzw. Beschäftigtengruppen: 


 2023 2022 


Beamtinnen und Beamte 299,5 289,5 


Beschäftigte 
(ehemals Angestellte ohne nachstehend aufgeführte besondere Gruppen) 


352,5 324,0 


Beschäftigte im Sozial- und Erziehungsdienst 338 326,0 


Beschäftigte Notfallsanitäter 17,0 17,0 


Beschäftigte (ehemals Arbeiter) 164,5 161,5 


Summe 1.171,5 1.118,0 


 
 
 
Darstellung der finanziellen/personellen Auswirkungen: 
(Detaillierte Darstellung der finanziellen/personellen Auswirkungen auf Haushalts-, Finanz- und Stel-
lenplan.) 
 
 
 
 
gez. 
Sabine Anemüller 
Bürgermeisterin 
 
Anlagen: 
1. Stellenplan 
2. Veränderungslisten zum Stellenplan 
3. Neue Stellen 2023 







Stand: 28.02.2023


Stellenplan 2023


Entwurf


Beschluss des Rates vom:







Stellenplan 2023


B7 1 1 1 Mit Aufwandsentschädigung


B4 1 1 1 in nach der Eingruppierungs-


B3 2 2 2 verordnung zulässiger Höhe.


B2 0 0 0


A 16 0 0 0


A 15 14 15,5 15,5 1 kw; 0,5 ku


A 14 10 10 9 2 ku


2. A 13 13 12 11


A 13 12 14,5 12


A 12 27,5 20 18,5


A 11 56,5 60 52,5 5 ku; 1 Poolstelle


A 10 58,5 58,5 48,5 0,5 ku; 4 Poolstellen


A 9 3 3 1 2 Poolstellen


A 9 44,5 42,5 34,5 8  Stellen m. Zulage gem. Fußnote 3 
BBesG; 1 ku; 1 Sperrvermerk


A 8 46 39 38 5 Sperrvermerk


A 7 10,5 10,5 2,5 10 Poolstellen


A 6 0 0 0


1. A 5 0 0 0


Insgesamt: 299,5 289,5 247


Laufbahn-
gruppe 2


Laufbahn-
gruppe 1


1.


2.


Wahlbeamte und 
Laufbahngruppen Erläuterungen


Zahl der 
tatsächlich 
besetzten 
Stellen am 
30.06.2022


Zahl der 
Stellen 2022


Wahlbeamte


Einstiegs-
amt


Besoldungs-
gruppe


Zahl der 
Stellen 2023


Teil A: Beamtinnen und Beamte
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Stellenübersicht


B7 B4 B3 B2 A 16 A 15 A 14 A 13 A 13 A 12 A 11 A 10 A 9 A 9 A 8 A 7 A 6


01.01 Verwaltungssteuerung 1 1 2 1 1 1,5 2


01.02 Rechnungsprüfung und Recht 1 1 1 2 1


01.03 Zentrale Dienste 1


01.04 Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 1 1


01.05 Personalmanagement 1 1 2 5 3,5 2 2 Poolstellen A9; 2 Poolstellen A10


01.06 Finanzmanagement und 
Rechnungswesen 1 1 3 5 3 1


01.07 Organisationsangelegenheiten und IT 2 1 3 3 1 Stelle A14 ku


01.08 Immobilienmanagement 2 1 1 1 5 1 Stelle A15 kw; 1 Stelle A14 ku; 
1 Stelle A11 ku


02.01 Allgemeine Sicherheit und Ordnung 1 1 3 4 2 1 2 Stellen A11 ku


02.02 Gewerbewesen 2 0,5


02.03 Einwohner-, Personenstands- und 
Ausländerwesen 1 2 2 11 2


02.04 Statistik und Wahlen 1


02.05 Gefahrenabwehr, -vorbeugung und 
Rettungsdienst 1 1 1 2 7 5,5 41,5 36 10


8 Stellen m. Zul. gem. Fußnote 3 zu A9/I ; 10 
Poolstellen A7; 1 Stelle A9/I ku; 5 Stellen mit 
Sperrvermerk A8


03.01 Bereitstellung schulischer 
Einrichtungen 1 1 1 1 1 1 1


04.01 Veranstaltungen / Kulturförderung 1 1 1


04.02 Bibliothek, bildende Kunst, Archiv


2. Einstiegsamt


Laufbahngruppe 2


BezeichnungProdukt-
gruppe Erläuterungen


Laufbahngruppe 1


A. Aufteilung nach der Haushaltsgliederung
- Beamtinnen und Beamte -


Wahlbeamte
2. Einstiegsamt 1. Einstiegsamt
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Stellenübersicht


B7 B4 B3 B2 A 16 A 15 A 14 A 13 A 13 A 12 A 11 A 10 A 9 A 9 A 8 A 7 A 6


2. Einstiegsamt


Laufbahngruppe 2


BezeichnungProdukt-
gruppe Erläuterungen


Laufbahngruppe 1


A. Aufteilung nach der Haushaltsgliederung
- Beamtinnen und Beamte -


Wahlbeamte
2. Einstiegsamt 1. Einstiegsamt


05.01 Soziale Leistungen 1 1 1 1 8 10 2,5 2 Stellen A11 ku


06.01 Förderung von Kindern in 
Tagesbetreuung 1 2 1 0,5 0,5 Stelle A10 ku


06.03 Hilfen für junge Menschen und
ihre Familien 1 1 1 7,5


08.02 Sportförderung 1


09.01 Räumliche Planung und Entwicklung 3 5 0,5 2 1


09.03 Grundstücksneuordnung und 
grundstücksbez. Maßnahmen 1 1


10.01 Maßnahmen der Bauaufsicht 2 1


10.03 Allgemeine Wohnraumförderung 1 1 1 1 Stelle A9/I Sperrvermerk


11.01 Ver- und Entsorgung 1 1 1 0,5 2


12.01 Öffentliche Verkehrsflächen, ÖPNV 1 1,5 1


13.01 Natur- und Landschaftspflege 1 1 1


15.01 Wirtschaft und Tourismus 1 2,5 1


Beurlaubungen 2 0,5 2 3 1 1 Poolstelle A11; 2 Poolstellen A10


Summe Beamte:


Insgesamt: 1 1 2 0 0 14 10 13 12 27,5 56,5 58,5 3 44,5 46 10,5 0 299,5
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AT 0 0 0


15 3 2 2


14 3 2 2


13 14 11,5 11,5 1 Sperrvermerk


12 28 22,5 19,5 1 kw


11 47,5 38,5 34,5 2 Sperrvermerk


10 21,5 22,5 20,5


9c 16,5 15,5 14,5


9b 20,5 20,5 17,5


9a 48,5 30 29 1 kw; 3 Sperrvermerk


8 51,5 58 56,5 1 kw


7 10 11 11


6 24,5 25 23


5 50,5 52,5 49,5


4 2 2 2


3 11,5 10,5 10,5


Insgesamt: 352,5 324 303,5


 


Teil B: 1. Tarifbeschäftigte (vormals Angestellte)


ErläuterungenEntgeltgruppen / 
Sondertarif


Zahl der Stellen 
2023


Zahl der Stellen 
2022


Zahl der tatsächlich 
besetzten Stellen am 


30.06.2022







Stellenplan 2023


Stellenübersicht


AT 15 14 13 12 11 10 9c 9b 9a 8 7 6 5 4 3


01.01 Verwaltungssteuerung 1 1 1,5 2 1 4


01.02 Rechnungsprüfung und Recht 1,5 3 0,5 1 1 1 Stelle 8 kw


01.03 Zentrale Dienste 1 3 1 1 2 2 1,5


01.04 Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 2 1 1,5 0,5 1


01.05 Personalmanagement 1 0,5 1 3 1 1,5


01.06 Finanzmanagement und 
Rechnungswesen 1 1 3 2 3 8 1


01.07 Organisationsangelegenheiten und IT 1,5 1 5 4


01.08 Immobilienmanagement 1 4 9 6 1 1 2 1,5 1 Stelle 11 mit Sperrvermerk


02.01 Allgemeine Sicherheit und Ordnung 1 1 15 3 1 2 Stellen 9a Sperrvermerk


02.02 Gewerbewesen 1


02.03 Einwohner-, Personenstands- und 
Ausländerwesen 2 11,5 1 0,5


02.04 Statistik und Wahlen 1


02.05 Gefahrenabwehr, -vorbeugung und 
Rettungsdienst 2 1 2


03.01 Bereitstellung schulischer 
Einrichtungen 3,5 3,5 1,5 1,5 4 7 22,5 7


04.01 Veranstaltungen/ Kulturförderung 1,5 2 2 1,5 1


04.02 Bibliothek, bildende Kunst, Archiv 1 1,5 6 2 1 1 6,5


05.01 Soziale Leistungen 2 5 4 1 11,5 1 1 Stelle 13 mit Sperrvermerk


06.01 Förderung von Kindern in 
Tagesbetreuung 2,5 1 1 1 1 4,5 1,5


06.02 Kinder-, Jugend- und 
Familienförderung 1


06.03 Hilfen für junge Menschen und
ihre Familien 1 1 1,5 1 1


B. Aufteilung nach der Haushaltsgliederung
- Tarifbeschäftigte (vormals Angestellte) -


BezeichnungProdukt-
gruppe


Entgeltgruppen
Erläuterungen







Stellenplan 2023


Stellenübersicht


AT 15 14 13 12 11 10 9c 9b 9a 8 7 6 5 4 3


B. Aufteilung nach der Haushaltsgliederung
- Tarifbeschäftigte (vormals Angestellte) -


BezeichnungProdukt-
gruppe


Entgeltgruppen
Erläuterungen


08.01 Bereitstellung und Betrieb von 
Sportstätten 1,5 1 1


09.01 Räumliche Planung und Entwicklung 1 2 3,5 1 1,5


09.02 Vermessung und 
Geodatenmanagement 1 1 1 1


09.03 Grundstücksneuordnung und 
grundstücksbezogene Maßnahmen 1


10.01 Maßnahmen der Bauaufsicht 1 2 5 2 1,5 1


10.02 Denkmalschutz und Denkmalpflege 1


10.03 Allgemeine Wohnraumförderung 1 7 0,5 1 Stelle 9a Sperrvermerk


11.01 Ver- und Entsorgung 1 1


12.01 Öffentliche Verkehrsflächen, ÖPNV 1 1 6 4 1 1 2 2 1 1 Stelle 12 kw


12.02 Verkehrsanlagen 1


13.01 Natur- und Landschaftspflege 1 2 1 2 2 1 1 Stelle 11 mit Sperrvermerk


13.02 Friedhöfe 2


14.01 Umwelt- und Klimaschutz 1 4


15.01 Wirtschaft und Tourismus 1 1 3 3 1 1


Beurlaubungen 1 1 1 Stelle 9a kw


Summe Beschäftigte 
(vormals Angestellte):


Insgesamt: 0 3 3 14 28 47,5 21,5 16,5 20,5 48,5 51,5 10 24,5 50,5 2 11,5 352,5
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S 18 0 0 0


S 17 3 3 3


S 16 1 1 1


S 15 13 11 10


S 14 24,5 22,5 19 3 Poolstellen


S 13 11 11 11


S 12 17 17 16


S 11b 28 26,5 21,5 1,5 Sperrvermerke


S 11a 0 0 0


S 9 15,5 15,5 15,5


S 8b 3 3 3


S 8a 149,5 146 124 20 Poolstellen


S 7 0 0 0


S 4 72,5 69,5 61 15 Poolstellen


S 3 0 0 0


Insgesamt: 338 326 285


 


Teil B: 2. Tarifbeschäftigte (vormals Angestellte)
Sozial- u. Erziehungsdienst


ErläuterungenEntgeltgruppen / 
Sondertarif


Zahl der Stellen 
2023


Zahl der Stellen 
2022


Zahl der tatsächlich 
besetzten Stellen am 


30.06.2022
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Stellenübersicht


Erläuterungen


S18 S17 S16 S15 S14 S13 S12 S11b S11a S9 S8b S8a S7 S4 S3


03.01 Bereitstellung schulischer 
Einrichtungen 6 12 34,5 30


04.01 Veranstaltungen/ Kulturförderung


05.01 Soziale Leistungen 1 7,5 8,5 0,5 Stelle S11b mit Sperrvermerk


06.01 Förderung von Kindern in 
Tagesbetreuung 1 1 8 11 0,5 2,5 3,5 3 95 27,5


06.02 Kinder-, Jugend- und 
Familienförderung 1 2 1 4 8 1 Stelle S11b mit Sperrvermerk


06.03 Hilfen für junge Menschen und
ihre Familien 3 20,5 5 3


Beurlaubungen 3 20 15 3 Poolstellen S14; 20 Poolstellen S8a; 
15 Poolstellen S4


Summe Beschäftigte (vorm. Ange-
stellte) Sozial- u. Erziehungsdienst:


Insgesamt: 0 3 1 13 24,5 11 17 28 0 15,5 3 149,5 0 72,5 0 338


Produkt-
gruppe Bezeichnung


Entgeltgruppen


B. Aufteilung nach der Haushaltsgliederung
- Tarifbeschäftigte (vormals Angestellte) Sozial- u. Erziehungsdienst
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N 17 17 15


Insgesamt: 17 17 15


Teil B: 3. Tarifbeschäftigte (vormals Angestellte)
Notfallsanitäter


Entgeltgruppen / 
Sondertarif 


Zahl der Stellen 
2023


Zahl der Stellen 
2022


Zahl der tatsächlich 
besetzten Stellen am 


30.06.2022
Erläuterungen







Stellenplan 2023


Stellenübersicht


02.05 Gefahrenabwehr, -vorbeugung und 
Rettungsdienst


Summe Beschäftige Notfallsanitäter:


Insgesamt: 17


B. Aufteilung nach der Haushaltsgliederung
- Tarifbeschäftigte Notfallsanitäter -


Produkt-
gruppe Bezeichnung


Entgeltgruppe
Erläuterungen


N


17


17







Stellenplan 2023


9 0 0 0


8 3 3 3


7 11 11 11


6 76,5 73,5 65,5


5 26 26 26


4 24 24 24


3 3,5 3,5 3


2 0 0 0


1 18,5 18,5 18,5


2ü 2 2 2


Insgesamt: 164,5 161,5 153


ErläuterungenEntgeltgruppen / 
Sondertarif 


Zahl der Stellen 
2023


Zahl der Stellen 
2022


Zahl der tatsächlich 
besetzten Stellen am 


30.06.2022


Teil B: 4. Tarifbeschäftigte (vormals Arbeiter)







Stellenplan 2023


Stellenübersicht


9 8 7 6 5 4 3 2 1 2ü


01.03 Zentrale Dienste 1 3 3


01.08 Immobilienmanagement 1


03.01 Bereitstellung schulischer 
Einrichtungen 2


05.01 Soziale Leistungen 18,5


06.02 Kinder-, Jugend- und 
Familienförderung 2 1 3


08.01 Bereitstellung und Betrieb von 
Sportstätten 4 2 1 1


09.02 Vermessung und 
Geodatenmanagement 1


11.01 Ver- und Entsorgung 1 2


12.01 Öffentliche Verkehrsflächen, ÖPNV 19 11 7 2


12.02 Verkehrsanlagen 1 5


13.01 Natur- und Landschaftspflege 1 6 35,5 7 7 0,5


13.02 Friedhöfe 1 7 4 3


Beurlaubungen 1


Summe Beschäftige (vormals Arbeiter):


Insgesamt: 0 3 11 76,5 26 24 3,5 0 18,5 2 164,5


B. Aufteilung nach der Haushaltsgliederung
- Tarifbeschäftigte (vormals Arbeiter) -


EntgeltgruppenProdukt-
gruppe Bezeichnung Erläuterungen
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Stellenübersicht


Anwärter/innen i. d. Laufbahnausbildung als
Bachelor of Laws (LL.B.) / Bachelor of Arts (B.A.) Anwärterbezüge 6 19
Bachelor of Arts (B.A.) Verwaltungsinformatik Anwärterbezüge
Bachelor of Science (B.Sc.) Verwaltungsinformatik Anwärterbezüge 1
Stadtsekretär/in Anwärterbezüge 2 6


Bauoberinspektor/in Anwärterbezüge 2
Brandmeister/in Anwärterbezüge 7 7


Anwärter/innen: 17 33


Auszubildende für den Beruf des/der
Bauingenieurs/-in Ausbildungsvergütung 1 Duales Studium Bauingenieurwesen
Erziehers/in Ausbildungsvergütung 8 20 Praxisintegrierte Ausbildung (PIA)


Ausbildungsvergütung 1
Kinderpfleger/in Ausbildungsvergütung 4 Praxisintegrierte Ausbildung (PIA)
Notfallsanitäters/-in Ausbildungsvergütung 3 4
Sozialarbeiters/in Ausbildungsvergütung 2 7 Duales Studium Soziale Arbeit
Verwaltungsfachangestellten Ausbildungsvergütung 3 8


Forstwirtes/in Ausbildungsvergütung 2
Gärtners/in - Fachrichtung GaLaBau - Ausbildungsvergütung 2 4
Kfz.-Mechatronikers/in Ausbildungsvergütung 1 2
Straßenbauers/in Ausbildungsvergütung 2 5
Straßenwärters/in Ausbildungsvergütung
Tiefbaufacharbeiters/in Ausbildungsvergütung
Veranstaltungstechnikers/in Ausbildungsvergütung
Vermessungstechnikers/in Ausbildungsvergütung 1 3
Werkers/in im GaLaBau Ausbildungsvergütung 1 3


Auszubildende: 29 58


Praktikanten/innen für den Beruf des/der
Erziehers/in Praktikantenvergütung 11 9


Praktikanten/innen: 11 9


Insgesamt: 57 100


Fachangestellten für Medien- u. Informationsdienste


B: Dienstkräfte in der Ausbildungszeit
- Nachwuchskräfte -


           Bezeichnung Art der Vergütung Vorgesehen für 
2023


beschäftigt am 
01.10.2022 Erläuterungen







Erläuterungen zum Stellenplan 2023 gem. § 8 Abs. 2 KomHVO NRW


 Stellenumwandlungen 


Produkt-
gruppe FB Stellen-Nr. Name Alt Neu 1,0 = Vollzeit 


0,5 = Teilzeit Bemerkungen


01.01 GB I 950003 Referent/in A15 ku 12 0,5 Stellenbewertung v. 04.05.2022


01.01 GB I 950004 Referent/in A13 12 0,5 Stellenbewertung v. 04.05.2022


01.03 10 103004 Sachbearbeiter/in A10 11 1,0 Stellenbewertung v. 15.08.2022


01.03 10 103006 Sachbearbeiter/in A13 11 1,0 Stellenbewertung v. 16.08.2022


01.06 20 201007 Sachbearbeiter/in A11 10 1,0 Stellenbewertung v. 02.03.2022


02.01 30 301012 Koordinator/in A11 11 1,0 Stellenbewertung v. 02.08.2022


03.01 50 501008 NN (Sachbearbeiter/in) 9b A8 1,0 Anpassung aufgrund Wechsel 
Stelleninhaber*in


03.01 50 502002 Sachbearbeiter/in A11 11 0,5 Stellenbewertung v. 13.06.2022


04.01 90 902004 Sachbearbeiter/in 11 A11 1,0 Stellenbewertung v. 09.11.2022


06.03 41 411011 NN (Sachbearbeiter/in) A10 9c 1,0 Stellenbewertung v. 07.10.2022


06.03 41 411017 NN (Sachbearbeiter/in) 9c A10 1,0 Anpassung aufgrund Wechsel 
Stelleninhaber*in


06.03 41 412001 Abteilungsleiter/in A13 14 1,0 Stellenbewertung v. 06.12.2022


09.01 80 800007 Sachbearbeiter/in 10 A11 1,0 Anpassung aufgrund Wechsel 
Stelleninhaber*in


10.01 63 630001 Fachbereichsleiter/in A15 15 1,0 Stellenbewertung v. 24.01.2023


12.01 80 801004 Sachbearbeiter/in A10 10 1,0 Stellenbewertung v. 10.10.2022


15.01 70 701015 NN (Sachbearbeiter/in) 8 A11 0,5 Stellenzusammenfassung







Erläuterungen zum Stellenplan 2023 gem. § 8 Abs. 2 KomHVO NRW


Neue und eingesparte Stellen


Produkt-
gruppe FB Stellen-


Nr. Name Stellen-
wert


1,0 = VZ
0,5 = TZ Bemerkungen Produkt-


gruppe FB Stellen-
Nr. Name Stellen-


wert
1,0 = VZ
0,5 = TZ Bemerkungen


01.01 90 9000.. NN (SB Gleichstellung) 11 0,5 Mehrbedarf Stellenbesetzungsverfahren


01.02 30 300008 NN (juristische/r SB) 13 1,0 Hinweisgeberschutzgesetz


01.02 GBI/II 95…. NN (SB Sicherheitsbeauftr.) 12 1,0 Zunahme Internetkriminalität


01.02 91 9100.. NN (Prüfer/in) A12 1,0 Verwalungsprüfung
01.03 10 1030.. NN (SB Vergabestelle) 11 1,0 Zunahme Vergabeverfahren


01.03 92 9210.. NN (Sachbearbeiter/in) 9b 1,0 spez. Arbeitsschutz/Arbeitssicherheit


01.04 90 9010.. NN (Sachbearbeiter/in) A11 1,0 OZG u. Bürgerbeteiligung


01.05 10 1010.. NN (Sachbearbeiter/in) A10 0,5 Nachbearbeitung Bewerbungsverfahren


01.05 10 1010.. NN (Sachbearbeiter/in) 9a 1,0 Reisekosten


01.05 10 1010.. NN (Sachbearbeiter/in) 9a 1,0 Bezügerechnung


01.07 10 1020.. NN (Sachbearbeiter/in) 10 1,0 IT-Anwenderbetreuung


01.08 25 2510.. NN (Sachbearbeiter/in) 9b 1,0 Betreuung Schulhausmeister
01.08 25 2520.. NN (Sachbearbeiter/in) 8 1,0 Heizung, Lüftung, Sanitär
02.01 30 3010.. Sachbearbeiter/in A10 1,0 Straßenverkehrsangelegenheiten


02.01 30 3010.. NN (Sachbearbeiter/in) 9a 2,0 Kommunaler Ordnungsdienst; Sperrverm.


02.03 30 3020.. NN (SB Servicestelle) 9a 1,0 Ausländerbehörde
02.03 30 3020.. NN (SB Ausländerbehörde) A10 2,0 Mehrbedarf Chancen Aufenthaltsrecht


02.03 30 3020.. NN (Sachbearbeiter/in) A10 1,0 Standesamt


02.03 30 3020.. NN (Sachbearbeiter/in) 9a 1,0 Einbürgerungen


02.03 30 3020.. NN (Sachbearbeiter/in) 6 0,5 Urkundsstelle
02.05 37 3710.. NN (Brandmeister/in) A8 5,0 mit Sperrvermerk
02.05 37 3730.. NN (Praxisanleiter/in) A9 2,0 Mehrbedarf Ausbildung


03.01 50 5020.. NN (Sachbearbeiter/in) 9a 0,5 OGS-Ausbau
05.01 40 4000.. NN (Sachbearbeiter/in) 13 1,0 Sozialplanung; mit Sperrvermerk
05.01 40 4020.. NN (Sachbearbeiter/in) S11b 0,5 Sozialarbeit Obdachlose; Sperrvermerk


06.01 41 4130.. NN (Sachbearbeiter/in) 9b 1,0 Fördermittelmanagement


06.01 41 4130.. NN (Sachbearbeiter/in) 9b 1,0 Inklusion, Arbeitsschutz, Hygienevorschr.


06.02 41 4140.. NN (Sozialarbeiter/in) S12 1,0 Familienberatung


06.02 41 4140.. NN (Sozialarbeiter/in) S11b 1,0 Streetwork; mit Sperrvermerk


06.03 41 4110.. NN (Sachbearbeiter/in) A10 0,5 wirtschafltiche Jugendhilfe


06.03 41 4120.. NN (Sozialarbeiter/in) S14 1,0 Allgem. Sozialer Dienst


06.03 41 4120.. NN (Koordinator/in) S15 1,0 Allgem. Sozialer Dienst


06.03 41 4120.. NN (Sozialarbeiter/in) S14 1,0 Verfahrenslotse/in


10.03 40 4010.. NN (Sachbearbeiter/in) 9a 2,0 gesetzl. Änderungen Wohngeld


10.03 40 4010.. NN (Sachbearbeiter/in) A9 1,0 Wohngeld; mit Sperrvermerk


10.03 40 4010.. NN (Sachbearbeiter/in) 9a 1,0 Wohngeld; mit Sperrvermerk


12.01 92 9210.. NN (gewerbl. Beschäftigte/r) 6 2,0 Verkehrsrechtliche Anordnung


12.01 92 9210.. NN (gewerbl. Beschäftigte/r) 6 1,0 Kontrolle Straßenunterhaltung RSA


13.01 92 9220.. NN (Sachbearbeiter/in) 11 1,0 Stadtnatur; mit Sperrvermerk


14.01 GB IV 9542.. NN (Sachbearbeiter/in) 12 1,0 Klimaschutz


Summe 46,0 Mehrbedarf Summe 0,0 dauerhaft eingesparte Stellen


03.01 50 5020.. NN (Ergänzungskraft) S4 3,0
03.01 50 5020.. NN (Fachkraft) S8a 3,5
03.01 50 5020.. NN (Hauswirtschaftskraft) 3 1,0


Summe 7,5


Neue Stellen insgesamt 53,5 Eingesparte Stellen insgesamt 0,0


Neue Stellen Eingesparte Stellen


Mehrbedarf OGS-Ausbau u. 
Erzieherischer Mehrbedarf


OGS-Konzept







Erläuterungen zum Stellenplan 2023 gem. § 8 Abs. 2 KomHVO NRW


Stellenänderungen 


Produkt-
gruppe FB Stellen-Nr. Name Alt Neu 1,0 = Vollzeit 


0,5 = Teilzeit Bemerkungen


01.04 90 901003 NN (Sachbearbeiter/in) 9b 9c 0,5 Stellenbewertung v. 18.08.2021


01.04 90 901006 Sachbearbeiter/in 9b 9c 1,0 Stellenbewertung v. 10.02.2022


01.05 10 101007 Sachbearbeiter/in A10 A11 1,0 Stellenbewertung v. 09.11.2022


01.05 10 101010 Koordinator/in A11 A12 1,0 Stellenbewertung v. 09.11.2022


01.05 10 101022 Sachbearbeiter/in A10 A11 1,0 Stellenbewertung v. 09.11.2022


01.05 10 101024 NN (Sachbearbeiter/in) A10 A11 1,0 Stellenbewertung v. 09.11.2022


01.06 20 201003 Sachbearbeiter/in A11 A12 1,0 Stellenbewertung v. 09.11.2022


01.07 10 102002 Koordinator/in 10 12 1,0 Stellenbewertung v. 05.12.2022


01.07 10 102008 Koordinator/in 11 13 0,5 Stellenbewertung v. 05.12.2022


01.07 10 103002 Sachbearbeiter/in A11 A12 1,0 Stellenbewertung v. 09.11.2022


01.07 10 103026 Sachbearbeiter/in A11 A12 1,0 Stellenbewertung v. 09.11.2022


01.08 25 251003 Koordinator/in 10 11 1,0 Stellenbewertung v. 27.01.2023


01.08 25 251004 NN (Sachbearbeiter/in) 9b 11 1,0 Stellenbewertung v. 13.12.2021


01.08 25 252009 NN (Sachbearbeiter/in) 6 10 1,0 Stellenbewertung v. 22.12.2021


01.08 25 252019 Sachbearbeiter/in 10 11 1,0 Stellenbewertung v. 07.12.2022


02.01 30 301008 Sachbearbeiter/in 5 9a 1,0 Stellenbewertung v. 25.09.2019


02.03 30 302023 Koordinator/in A11 A12 1,0 Stellenbewertung v. 09.11.2022


02.04 10 103018 Sachbearbeiter/in 11 12 1,0 Stellenbewertung v. 01.07.2022


02.05 37 371023 NN (Brandmeister/in) A9 ku A8 1,0 Umsetzung d. ku-Vermerkes


03.01 50 502005 Koordinator/in A11 A12 1,0 Stellenbewertung v. 09.11.2022


04.01 90 902003 Sachbearbeiter/in 9b 11 0,5 Stellenbewertung v. 27.01.2022


04.01 90 902010 Veranstaltungsmeister/in 8 9a 1,0 Stellenbewertung v. 30.05.2022


04.01 90 902011 NN (Veranstaltungs-
meister/in) 6 9a 1,0 analog z. Stellenbewertung v. 


30.05.2022
04.02 50 503005 NN (Sachbearbeiter/in) 9c 10 0,5 Stellenbewertung v. 01.08.2022


05.01 40 402008 Sachbearbeiter/in 5 6 1,0 Stellenbewertung v. 14.06.2022


06.01 41 411009 Koordinator/in 7 9a 1,0 Stellenbewertung v. 10.01.2023


06.02 41 410002 Sachbearbeiter/in 10 11 1,0 Stellenbewertung v. 13.04.2022


06.02 41 414020 NN (Sozialarbeiter/in) S12 S15 1,0 Stellenbewertung v. 15.09.2022


06.03 41 411001 Abteilungsleiter/in A12 A13 1,0 Stellenbewertung v. 09.11.2022


09.03 80 802003 Sachbearbeiter/in 8 ku 9a 1,0 Stellenbewertung v. 14.12.2021


10.03 40 401036 Sachbearbeiter/in 8 9a 1,0 Stellenbewertung v. 02.06.2022


10.03 40 401037 Sachbearbeiter/in 8 9a 1,0 Stellenbewertung v. 26.04.2022


10.03 40 401039 Sachbearbeiter/in 8 9a 1,0 Stellenbewertung v. 25.04.2022


10.03 40 401041 Sachbearbeiter/in 8 9a 1,0 Stellenbewertung v. 25.04.2022


12.01 80 800006 Sachbearbeiter/in A11 A12 1,0 Stellenbewertung v. 09.11.2022


13.01 92 921105 Abteilungsleiter/in A13 A13 E2 1,0 Stellenbewertung v. 09.11.2022


14.01 GB IV 954205 Sachbearbeiter/in 11 12 1,0 Stellenbewertung v. 26.01.2023


15.01 70 701009 Sachbearbeiter/in 12 11 0,5 Stellenzusammenfassung


15.01 70 701016 Sachbearbeiter/in 10 11 0,5 Stellenzusammenfassung


15.01 70 701018 Sachbearbeiter/in 8 11 1,0 Stellenbewertung v. 09.09.2022


Beurl. GMG 101102 Sachbearbeiter/in A11 A12 0,5 Stellenbewertung v. 09.11.2022







Erläuterungen zum Stellenplan 2023 gem. § 8 Abs. 2 KomHVO NRW


Stellenverlagerungen 


Produkt-
gruppe FB Stellen-Nr. Name Alt Neu Anzahl Bemerkungen


01.03 10 103028 NN (Sachbearbeiter/in) 01.03 01.07 0,5 A 11


Stellen-
wert







Erläuterungen zum Stellenplan 2023 gem. § 8 Abs. 2 KomHVO NRW


Sonstige Änderungen


Produkt-
gruppe FB Stellen-Nr. Name Alt Neu Anzahl Bemerkungen


02.01 30 301020 Koordinator/in A 11 A 11 ku 1,0 ku-Vermerk


02.01 30 301032 Koordinator/in A 11 A 11 ku 1,0 ku-Vermerk


03.01 50 502136 Sachbearbeiter/in S11b Sperre S11b 1,0 Aufhebung Sperrvermerk i. d.


03.01 50 502137 Sachbearbeiter/in S11b Sperre S11b 1,0 Ratssitzung v. 21.06.2022


 







Nr. FB Stelleninhalt Erläuterung
Anzahl 


Stellen


Stellen-


wert


1 90
Sachbearbeitung 
Gleichstellung


Die Aufgaben der Gleichstellungsbeauftragten haben sich durch eine steigende Anzahl von 
Stellenbesetzungsverfahren, bei denen die Gleichstellungsbeauftragte durch die Sichtung der 
Bewerbungsunterlagen und die Teilnahme an den Vorstellungsgesprächen eingebunden ist, und 
durch die gestiegenen Anforderungen an die aktive Gleichstellungsarbeit und die Entwicklung 
anstehender Projekte erhöht, so dass ein Vollzeitäquivalent nicht mehr ausreicht. Weiterhin ist eine 
Stellvertretung als Abwesenheitsvertretung zwar mit einer Freistellung von 5 Wochenarbeitsstunden 
vorgesehen, jedoch derzeit nicht besetzt. Laut Antrag ist auch davon auszugehen, dass in der 
näheren Zukunft weitere Themenfelder wie z.B. Diversität/LGBTQIA+ auf die Gleichstellungsstellen 
übertragen werden. Diese Themenfelder werden zwar derzeit bereits mitbearbeitet, nehmen bisher 
nur einen kleinen Teil der täglichen Arbeit ein.


0,5
EG 
11


2 30
juristische 
Sachbearbeitung


Durch den zunehmenden Digitalisierungsgrad der Stadtverwaltung Viersen und die dadurch 
vermehrt anfallenden datenschutzrechtlichen Fragestellungen, den Ausbau der Anti-Korruption und 
die Vorgaben zur Umsetzung der EU-Whistleblower-Richtlinie 2019/1937, welche auf nationaler 
Ebene mit dem Hinweisgeberschutzgesetz (HinSchG) umzusetzen sind, erweitern sich die 
Aufgabenstellungen im FB 30/Recht dauerhaft, so dass hier zusätzliches Personal erforderlich ist.


1
EG  
13


3


GB 
II 


/GB 
I


Sachbearbeitung 
Sicherheitsbeauftragter


Die Aufgaben dieser neu einzurichtenden IT-Sicherheitsbeauftragtenstelle umfassen nicht nur IT-
Themen. Es wird für unabdingbar gehalten, alle Bereiche der Verwaltung auf ihre 
sicherheitstechnische Relevanz hin zu überprüfen und sicherheitsrelevante Regelungen zu treffen. 
Hierzu gehört insbesondere die Erstellung/Einrichtung von Sicherheitsrichtlinien für die Stadt 
Viersen, Zugangskontrollrichtlinien, Definitionen und Richtlinien zur Behandlung von 
Sicherheitsvorfällen, Notfallmanagement bzw. Business Continuity Management (BCM). Auslöser 
der Einrichtung dieser Stelle in Kommunen ist insbesondere die fortschreitende Digitalisierung der 
Gesellschaft und die damit einhergehende Zunahme von Gefahren, Risiken und kriminellen 
Sicherheitsvorfällen, die sich  zunehmend nicht nur auf die freie Wirtschaft, sondern auch auf 
öffentliche Stellen erstrecken und schwerwiegende Sicherheitsrisiken bergen. Die organisatorische 
Zuordnung ist abschließend noch verwaltungsintern zu klären.


1
EG 
12







4 91 Verwaltungsprüferin


Der Stellenmehrbedarf ist insbesondere auf neue, zusätzliche Prüfaufgaben zurückzuführen. 
Hierunter fallen die Prüfung der Organisations- und Programmprüfung (IT und Digitalisierung), die 
Prüfung des internen Kontrollsystem, die Prüfung von Korruptionsprävention, Prüfungen im Bereich 
des kaufmännischen Gebäudemanagements, Prüfung von Maßnahmen im Klimaschutz 
(nichttechnisch), sowie die Prüfung von Vergaben in den vorgenannten Aufgabenbereichen. 


1 A12


5 10 Vergabestelle


Aufgrund der Vielzahl fördermittelgebundener Investitionsmaßnahmen wird ein erhöhter 
Prüfaufwand im Rahmen der Vergabeverfahren notwendig, da seitens der Fördermittelgeber bei 
nicht korrekt erstellten, bzw. nicht prüffähigen Testaten die gewährten Mittel zurückgefordert 
werden. Weiterhin ist davon auszugehen, dass die Herabsetzung der coronabedingt nur temporär 
angehobenen Wertgrenzen von Bauleistungen, Liefer- und Dienstleistungen zukünftig zu einer 
erhöhten Anzahl von Vergabeverfahren führen wird. Dieses Aufgabengebiet ist derzeit nicht 
adäquat besetzt und muss mit ggf. externem Sachverstand bearbeitet werden. Diesem Umstand 
soll mit der Einstellung eines Architekten oder Ingenieurs entgegen gewirkt werden. Hierbei ist auch 
zu berücksichtigen, dass Vergaben des FB 25 seit dem 01.01.2022 wieder an die Vergabestelle 
übertragen wurden. Gerade der Fachbereich 25 ist in hohem Maße von HOAI-Vergaben betroffen. 
Die Einrichtung eines zusätzlichen Volllzeitäquivalents ist erforderlich, um einen rechtssicheren, 
qualitativ hohen Standard der Vergaben zu sichern und alle Vergabeangelegenheiten zentral 
durchführen zu können.


1
EG 
11


6 92 Kfz-Mechatroniker


Aufgrund einer Vielzahl neuer anspruchsvoller Aufgaben im Bereich Arbeitsschutz, 
Arbeitssicherheit, Gefährdungsbeurteilungen, sowie der Werkstatt (Leiter- und Regalprüfungen), 
deutlich erhöhtem Ersatzteilbeschaffungsaufwand (aufwendige Dokumentation und Recherchen zur 
Wirtschaftlichkeit der Beschaffungen) sowie einer Zunahme der Wartungsintensität von 
Fahrzeugen und Maschinen wurde eine zusätzliche Stelle beantragt, um die Notwendigkeit von 
Fremdvergaben zu vermeiden. Weiterhin hat die Pflicht zur detaillierten Dokumentation aufgrund 
gesetzlicher und berufsgenossenschaftlicher Vorschriften erheblich zugenommen, so dass hier der 
Bedarf eines zusätzlichen VZÄ nachvollzogen werden kann.


1
EG 
9b







7 90
SB OZG 
Bürgerbeteiligung


Das Gesetz zur Verbesserung des Onlinezugangs zu Verwaltungsleistungen (Onlinezugangsgesetz 
– OZG) verpflichtet Bund, Länder und Kommunen, ihre Verwaltungsleistungen auch digital 
anzubieten. Im Referentenentwurf des Gesetzes zur Änderung des Onlinezugangsgesetzes sowie 
weiterer Vorschriften (OZG-Änderungsgesetz) soll die Verwaltungsdigitalisierung als Daueraufgabe 
verankert werden. Diese Vorschriften sind hinsichtlich der Dimensionen Organisationsstruktur, 
Prozesse und Ressourcen in Bezug auf die Ausgestaltung vorzubereiten und durch entsprechende 
Maßnahmen als Daueraufgabe umzusetzen. Dabei unterliegen die Organisation und Prozesse der 
Verwaltungsdigitalisierung zwar grundsätzlich der Zuständigkeit und Verantwortung des/der CDO 
Verwaltungsdigitalisierung, bedürfen aber hinsichtlich der Bereitstellung der OZG-Leistungen in 
redaktioneller und technischer Sicht (Kommunikation und Bürgerbeteiligung sowie technische 
Umsetzung im Rahmen der Internetpräsenz) einer wesentlichen Mitwirkung und Verantwortung des 
Fachbereiches 90. In diesem Zusammenhang ist der FB 90 mit den Aufgaben und Projekten des 
CDO Smart City sowohl wichtiges Bindeglied als auch Schnittstelle im Prozess der digitalen 
Transformation. Mit den in FB 90 verfügbaren Stellenanteilen für den Aufgabebereich 
Digitalisierung/Smart City (1 VzÄ) können die vom Gesetzgeber geforderten Aufgaben aber nicht 
bewältigt werden. Es wird als erforderlich angesehen, für die Umsetzung bzw. externe 
Bereitstellung von Leitungen des OZG sowie für Unterstützungsaufgaben im Rahmen von Smart-
City-Projekten 1 VzÄ, EG 11, im Stellenplan 2023 einzurichten.


1 A 11







8 10
Personalangelegen-
heiten Beamte


Die Abwicklung der zahlreichen Bewerbungsverfahren im Nachgang zu den durchgeführten 
Bewerbungsgesprächen bindet einen enormen Zeitanteil, welcher zu Lasten der laufenden 
Sachbearbeitung geht. Gerade im Bereich der Laufbahnbeamten erfordern durchgeführte 
Bewerbungsverfahren im Nachgang eine Vielzahl zeitaufwendiger Tätigkeiten, wie die Anforderung 
der Personalakte, die Verhandlung eines Versetzungstermins, die Abstimmung zur amtsärztlichen 
Untersuchung, die Berechnung von Dienstzeiten usw., welche bis zur Übernahme von Beamten 
eines anderen Dienstherrn anfallen. Die derzeitige Stellenbemessung ist seit 20 Jahren 
unverändert. Darüber hinaus zeichnet sich gerade in den letzten Jahren eine Wechseltendenz der 
Mitarbeitenden sowie eine gewisse Art von Konkurrenz unter den Dienstherren hinsichtlich der 
Arbeitgeberattraktivität ab. Dies bedingt nachweislich eine höhere Anzahl an Versetzungsverfahren, 
welche die  o.g. Tätigkeiten mit sich bringen. Da laut Auskunft der Abteilungsleitung mit diesem 
Stellenanteil vorwiegend die Nachbearbeitung der Bewerbungsverfahren abgewickelt werden soll, 
wird die Stellenwertigkeit vorbehaltlich einer noch vorzunehmenden Stellenbewertung, mit A9/A10 
L2, E1 geschätzt.


0,5 A10


9 10
Personalangelegenheiten
, Reisekosten


In diesem Aufgabengebiet werden eine Vielzahl von Aufgaben bewältigt, die sich auf weitere 
Aufgabengebiete auswirken (Bezügestelle), sowie auch der Abstimmung mit Gremien (Personalrat) 
bedürfen und die Mitarbeitenden selbst betreffen. Häufig besteht Beratungsbedarf bei der 
Abrechnung von Reisekosten/von Fortbildungen und auch bei der Nutzung des 
Zeiterfassungsverfahrens durch die Mitarbeitenden oder die dezentralen 
Zeiterfassungsbeauftragten. Die in diesem Aufgabenbereich eingesetzten Fachverfahren 
entsprechen nicht dem heutigen Stand der Digitalisierung und müssen sukzessive durch Upgrades, 
neue Verfahren und Workflows den heutigen Standards angepasst werden, um die Synergieeffekte 
der Digitalisierung auch wirksam werden zu lassen. Die vorhandenen Stellenkapazitäten sind 
bereits jetzt nicht ausreichend, um die Belange zu den Themen Reisekosten, Fortbildung und 
Zeitmanagement abzudecken. Die Durchführung entsprechender Projekte zur Digitalisierung und 
Weiterentwicklung eingesetzter Fachverfahren, die Schaffung entsprechender Rahmenbedingen 
(Erarbeitung von Dienstvereinbarungen und Dienstanweisungen), Projektplanung und 
Projektabwicklung unter Zusammenarbeit mit den Digitalisierungsfachkräften, sowie auch die 
spätere federführende Administration der Verfahren ist unter diesen Voraussetzungen nicht leistbar, 
jedoch aufgrund ständig wachsender und veränderter Aufgaben auch im Hinblick auf die 
Gesamtverwaltung unabdingbar.


1
EG 
9a







10 10 Bezügerechnung


Neuerfassungen, Eingaben und Veränderungen unterliegen grundsätzlich dem Vier-Augen-Prinzip 
und müssen durch eine/n zweiten Bezügerechner/in überprüft werden. Zudem werden die 
Krankmeldungen in der Bezügerechnung erfasst. Nicht, oder nicht vollumfänglich erfasste 
Krankheitszeiten haben Auswirkungen auf die Zahlung von Löhnen und Gehältern. Auswirkungen 
nicht korrekt erfasster Abrechnungsdaten haben zur Folge, dass im Falle von fehlerhaften 
Abrechnungen z. B. eine Ausschlussfrist bei tariflich Beschäftigen von 6 Monaten gem. § 37 Abs. 
TVöD einzuhalten ist. Darüber hinaus haftet der Arbeitgeber als Steuerschuldner nach § 42d EStG 
bei falscher Steuerabführung. Ebenso ist der Arbeitgeber Schuldner gegenüber den 
Sozialversicherungsträgern. Fehlerhafte Einschätzungen und falsche Eingaben werden meist erst 
durch Überprüfungen der Sozialversicherungsträger und Zusatzversorgungskassen feststellt, finden 
in der Regel aber nur alle vier Jahre statt. Dies zeigt, dass eine ständige (gegenseitige) 
Überprüfung und Kontrolle von Eingaben unabdingbar ist, um sowohl Rückforderungen von den 
Mitarbeitenden zu vermeiden, als auch die Lohnsteuer und Sozialversicherungsbeiträge korrekt 
abzuführen.  Durch Einrichtung des beantragten VzÄ sollen die Voraussetzungen geschafften 
werden, um Fehlberechnungen, Nachforderungen etc. zu vermeiden.


1
EG 
9a


11 10
Sachbearbeitung 
Anwenderbetreuung


Die Anzahl der zu betreuenden IT Gerätschaften ist -auch durch die Zunahme des Homeoffice 
durch Corona- stark gestiegen. Eine weitere Steigerung der Aufgaben ergibt sich durch die 
Übernahme der Betreuung der IT der städtischen Kindertageseinrichtungen. Die Verwaltung ist in 
den letzten Jahren einem deutlich spürbaren Wandel sowohl hinsichtlich der Arbeitsformen als auch 
des Digitalisierungsgrades unterlegen. Ausgelöst durch die Corona-Pandemie mussten ad hoc 
Lösungen geschaffen werden, um die Mitarbeiter/innen räumlich zu entzerren und dabei den 
Dienstbetrieb aufrecht zu erhalten. Während bis dato in eher geringem Umfang die Möglichkeit der 
alternierenden Telearbeit genutzt worden ist, hat die pandemische Lage eine umfangreiche 
Nutzung von Homeoffice-Lösungen ermöglicht. Dementsprechend war nicht nur die Notwendigkeit 
gegeben, die entsprechende IT-Infrastruktur zu schaffen und die benötigte Hardware einzurichten, 
auszuliefern, sondern diese auch dauerhaft hinsichtlich der Anwendung zu betreuen. Nicht zuletzt 
hat auch der deutliche Stellenzuwachs in den vergangenen Jahren dazu geführt, dass aufgrund 
stark begrenzter Raumkapazitäten vermehrt Desk-Sharing-Lösungen notwendig geworden sind, um 
die zwischenzeitlich fast 800 Büroarbeitsplätze angemessen unterzubringen sowie auch technisch 
auszustatten und zu betreuen.


1
EG 
10







12 25
Sachbearbeitung 
Schulhausmeister


Die Hausmeisterdienste wurden aus dem FB 50 dem Bereich des infrastrukturellen 
Gebäudemanagements zugeordnet. Hierbei handelt es sich um einen neuen Aufgabenbereich im 
FB 25, der neben der erforderlichen konzeptionellen Grundausrichtung auch diverse operative 
Aufgaben wie z.B. Arbeitsschutz, die Beschaffung von Werkzeugen, Maschinen und Geräten, die 
Ausstattung mit Dienst- und Schutzkleidung sowie die Dienstplanung beinhalten. Aufgrund der 
neuen Aufgabe und deren Umfang wird empfohlen, im Stellenplan 1 VZÄ im infrastrukturellen 
Gebäudemanagement für die strategische Ausrichtung der Hausmeisterdienste und die operative 
Betreuung einzurichten. Die derzeit im FB 50 durchgeführte interne Organisationsuntersuchung 
zeigt bereits jetzt, dass eine Stelleneinsparung im FB 50 durch die Verlagerung der 
Schulhausmeister zu FB 25 organisatorisch nicht angezeigt ist. Hier ist beabsichtigt, die Abteilung I 
mit den vorhandenen Stellen neu zu strukturieren, um die Aufgabenverteilung besser zu bündeln 
und Abläufe zu optimieren.


1
EG 
9b


13 25 Handwerksgeselle


Zur Unterstützung der Gewerke Sanitär, Lüftung und Heizung soll ein Geselle mit Berufserfahrung 
eingestellt werden, der Tätigkeiten der Bereiche, Aufnahme der Ereignisse vor Ort und Kontrolle 
von Anlagen sowie technische Sachbearbeitung übernehmen soll, um die übergeordnete 
Technikerebene zu entlasten.


1 8


14 30
Sachbearbeitung 
Straßenverkehr


Zur formal richtigen Erfassung der Stelle, die sich zur Zeit aus verschiedenen Stundenanteilen 
anderer Stellen zusammensetzt, wird ein VZÄ nach A 10 in den Stellenplan aufgenommen. Zur 
Kompensation werden die vorgenannten Stellen mit einem ku Vermerk versehen. 


1 A 10







15 30 Ausländerbehörde


Aufgrund gestiegener Fallzahlen wird ein zusätzlicher Stellenbedarf gemeldet, der auch rechnerisch 
nachvollzogen werden kann. Hier bietet sich die Einrichtung einer „Service-Stelle 
Ausländerbehörde“ mit folgenden Tätigkeiten an:
• 45 % administrative Tätigkeiten: Anfordern und Versenden von Ausländerakten bei Zu- bzw. 
Wegzug, Anlegen und Pflege der Akten, Unterstützung bei der Einführung der digitalen 
Ausländerakte im Fachverfahren ADVIS, Terminpflege in TEVIS
• 55 % sachbearbeitende Tätigkeiten: „Front-Office“ als Service-Stelle mit Pflege der 
Aufenthaltstitel, Integrationsmaßnahmen (Verpflichtung Integrationskurs, etc.)
Hierdurch werden die Sachbearbeiter/innen um diese Tätigkeiten entlastet, was wiederum zu 
deutlich mehr Kapazitäten für die Bearbeitung komplexerer Sachverhalte schafft. Für den Bereich 
der Ausländerbehörde wird eine Förderung von 100.000 € gewährt (2 Stellen). Hiervon steht nach 
Angaben des FB 30 ein Betrag von 75.000 € (mithin 1,5 Stellen) für das Jahr 2023 ff zur Verfügung. 


1
EG 
9a


16 30 Ausländerbehörde


Die im Bereich der Ausländerbehörde ursprünglich  auf einen 2-Jahreszeitraum befristeten Stellen 
werden aufgrund der weltpolitischen Lage (Urkrainekrieg, Erdbeben in der Türkei) nunmehr 
unbefristet in den Stellenplan aufgenommen. Für den Bereich der Ausländerbehörde wird eine 
Förderung von 100.000 € gewährt (2 Stellen). Hiervon steht nach Angaben des FB 30 ein Betrag 
von 75.000 € (mithin 1,5 Stellen) für das Jahr 2023 ff zur Verfügung, so dass 1,5 von 3 insgesamt 
beantragten Stellen gefördert werden können.  


2 A 10


17 30 Standesbeamter/in


Die noch ausschließlich in Papierform vorliegenden Ehe- und Geburtsregister müssen systematisch 
nacherfasst werden, um die Voraussetzungen für einen Datenaustausch zwischen Standesämtern 
sowie Standesämtern und anderen Behörden zu ermöglichen (2. PStG-VwVV-ÄndVwV). Hier muss 
bei jeder Nacherfassung eine rechtliche Bewertung der Fälle erfolgen. Diese zeitintensive Aufgabe 
ist mit dem vorhandenen Personal nicht zu erfüllen.  


1 A10







18 30
Sachbearbeitung 
Einbürgerungen 


Im Jahresvergleich 2018 bis 2021 hat sich das Antragsvolumen um 86 % gesteigert. Personen, die 
im Rahmen der Flüchtlingskrise ab dem Jahr 2015 eingereist sind, erfüllen nunmehr die 
Voraussetzungen für eine Einbürgerung, was perspektivisch ein gleichbleibend hohes Niveau an 
Antragszahlen zu Folge haben wird. Weiterhin ist eine Reformierung des 
Staatsangehörigkeitsrechts geplant, wonach eine Einbürgerung bereits nach 5 Jahren erfolgen 
kann, bei besonderen Integrationsleistungen nach 3 Jahren. Auch die geplante Einführung der 
Mehrstaatlichkeit führt zu einer Erhöhung des Antragsvolumens.  


1
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19 30 Urkundenstelle
Trotz Einführung des Onlineprogramms "Urkundenportal" können aufgrund der gestiegenen 
Fallzahlen mit den vorhandenen Mitarbeiter*innen die Aufgaben nicht erfüllt werden, so dass ein 
Stellenmehrbedarf gesehen wird. 


0,5 EG 6


20 37 Brandschutz


Die Fortschreibung des Brandschutzbedarfsplanes für die Stadt Viersen muss im 1. Halbjahr 2023 
abgeschlossen sein. Derzeit ist nicht klar, ob eine Ausnahmegenehmigung für den möglichen Fall 
des Unterschreitens der Mindeststärke der hauptamtlichen Wachbesatzung erteilt werden kann. FB 
37 geht davon aus, dass eine solche Ausnahme nach den nunmehr bei der Fortschreibung 
geltenden Rechtsnormen nicht mehr möglich sein wird. Um hier nicht erst mit dem Stellenplan 2024 
entsprechende Stellen aufnehmen zu können, sollen  5 Stellen im Bereich des Brandschutzes mit 
Sperrvermerk aufgenommen werden, um ggf. handlungsfähig zu sein. 


5 A 8


21 37 Praxisanleiter
Die Zahl der Auszubildenden je Praxisanleiter ist auf 3 begrenzt. Da die Zahl der Auszubildenden im 
FB 37 auf 9 erhöht werden soll, ist es zwingend erforderlich, auch die Zahl der Praxisanleiter zu 
erhöhen. 


2 A9


22 50
Sachbearbeitung lokales 
Bildungsbüro


Durch das vom Rat beschlossene Konzept zum OGS-Ausbau steigt die Zahl der zu betreuenden 
OGS-Einrichtungen stetig an. Dies hat einen personellen Mehrbedarf zur Folge.  


0,5
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23 50 Ergänzungskräfte OGS


Vor dem Hintergrund des Rechtsanspruchs auf einen OGS-Platz ergibt sich ein Mehrbedarf durch 
den sukzessiven Gruppenausbau. Der FB 50/II plant -nach Beschluss des Rates vom 21.06.22- 
derzeit mit 36 zusätzlichen Gruppen innerhalb der kommenden 7 Schuljahre. Dies hat einen 
personellen Mehrbedarf an Ergänzungskräften in Gruppen zu Folge (Hochrechnung von 
Teilzeitstellen verschiedenen Stundenumfangs in VZÄ) 


3 S 4







24 50 Fachkräfte OGS


Vor dem Hintergrund des  Rechtsanspruchs auf einen OGS-Platz ergibt sich ein Mehrbedarf durch 
den sukzessiven Gruppenausbau. Der FB 50/II plant -nach Beschluss des Rates vom 21.06.22- 
derzeit mit 36 zusätzlichen Gruppen innerhalb der kommenden 7 Schuljahre. Dies hat einen 
personellen Mehrbedarf an Fachkräften in den OGS-Gruppen zu Folge. (Hochrechnung von 
Teilzeitstellen verschiedenen Stundenumfangs in VZÄ)  


3,5 S 8 a


25 50 hauswirtschaftliche Kraft
Nach dem Personalkonzept für Küchenkräfte im Offenen Ganztag wird ab der 5. Gruppe eine 
zusätzliche Hauswirtschaftskraft benötigt. Auch hier ergibt sich ein Mehrbedarf für das Jahr 2023 
durch den Gruppenausbau.


1 EG 3


26 40
Sozialplanung 
Förderprogramm


Einrichtung einer Stelle für die Umsetzung des Förderprojekts „Zusammen im Quartier – 
Sozialplanung weiterentwickeln und stärken“. Die Fachbereiche 41 und 50 haben ein 
Integrationsmonitoring durchgeführt. Im Nachgang dazu sollen Angebote der Zielgruppe besser 
zugänglich gemacht werden. Die Tätigkeiten dieser Stelle würden zusätzlich zu den Aufgaben des 
FB 40 erbracht. Um an dem Förderprogramm teilnehmen und von der Förderung profitieren zu 
können, ist die Einrichtung einer neuen Stelle gemäß der Förderrichtlinien zwingend erforderlich. Da 
jedoch zum jetzigen Zeitpunkt nicht feststeht, ob der Förderantrag bewilligt wird, oder nicht, sollte 
im Stellenplan eine Stelle nach EG 13 eingerichtet und mit einem Sperrvermerk versehen werden. 
Der Sperrvermerk ist aufzuheben, wenn ein positiver Förderbescheid erlassen und die zusätzliche 
Aufgabe wahrgenommen werden kann. 
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27 41 Kinderbetreuung


Ein VZÄ soll mit den Aufgaben Personal, Abwicklung der Basisleistungen der Inklusion, Umsetzung 
des gesetzlichen Betreuungsanspruchs, des Arbeitsschutzes und der Hygienevorschriften befasst 
werden.
Der Bereich Personal umfasst dabei mehr als 220 pädagogische sowie über 20 hauswirtschaftliche 
Stellen. 
Bedingt durch die erhebliche Fluktuation in diesem Bereich sowie die steigende Anzahl an 
Einrichtungen hat der Aufwand je Stelle stark zugenommen. Eine Vertretungsregelung gibt es 
bisher nicht. 
Die Aufgaben, die auf dieser Stelle wahrgenommen werden sollen, werden wie folgt skizziert: 
zeitnahe Bearbeitung von Einstellungen, Arbeitszeitveränderungen, Kündigungen, Mutterschutz, 
Elternzeit und Arbeitszeugnissen in Abstimmung mit Koordination und Abteilungsleitung,  Erarbeiten 
einer Vertretungsregelung bei krankheitsbedingten Ausfällen und Streik,  Erfassung und 
Bearbeitung von Krankmeldungen, Abstimmung mit FB 10, Führung der Urlaubslisten für 
Kitaleitungen und Springerstellen, stichprobenhafte Überprüfung der Arbeitszeiten in den Kitas, 
Überprüfung und Bearbeitung von Förderprogrammen zur Personalgewinnung, Kontrolle 
verpflichtender Qualifizierungsmaßnahmen für Mitarbeiter/innen, Abwicklung und Umsetzung der 
gesamten finanziellen und personellen Förderung für die Basisleistungen der Inklusion mit dem 
Landschaftsverband, Umsetzung des gesetzlichen Betreuungsanspruchs, Abwicklung des 
jährlichen Platzvergabeverfahrens für alle KiTas (ohne KiTa-Bedarfsplanung), monatlicher Abgleich 
der Platzbelegungen für alle KiTas gemäß KiBiz, Umsetzung der Anforderungen Arbeitsschutz und 
Hygieneschutz 
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28 41 Kinderbetreuung


Zusätzlicher Bedarf im Bereich Fördermittelmanagements insbesondere durch eine Vielzahl von 
Förderprogrammen auf Bundes- und Landesebene, die häufig kurzfristig umgesetzt werden 
müssen sowie eine Generalüberholung der IT in städtischen KiTas und 
Kindertagespflegestützpunkten. Auch für die anstehenden Digitalisierungsmaßnahmen Einführung 
und Begleitung der KitaAPP KidsFox, die Betreuung des Abrechnungsprogramms KiBizWeb für alle 
42 KiTas, die Pflege und Aktualisierung des Programms Kita Online zur Platzvergabe für alle 42 
KiTas sowie die Einführung dieses Programms im Bereich der Kindertagespflege, die Prüfung und 
Überwachung des Programms MINTEC zum Essensgeldverfahren sowie das Anlegen einer 
Ordnerstruktur für den FB 41/III, steht nicht ausreichend Personal zur Verfügung.
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29 41
Sozialarbeit 
Familienberatung


Stellenmehrbedarf durch erhöhten Beratungsaufwand der bereits in Viersen lebenden Familien, 
sowie Familien aus der Ukraine und eine erhöhte Anzahl von Familienbesuchen durch Anstieg der 
Geburten. Weiterhin ist es mittlerweile erforderlich, mehr Familien nach dem „Erstbesuch“ aus 
Anlass der Geburt dauerhaft zu unterstützen. Die Anzahl dieser „Stammfamilien“ ist seit 2020 um 
33 % gestiegen, was entsprechende zusätzliche Personalkapazitäten bindet. 
Die Anzahl der Familien mit Migrationshintergrund ist sowohl durch die Flüchtlingswelle 2015, als 
nunmehr erneut durch die Ukraine-Krise erheblich angestiegen. Diese Familien haben einen 
erweiterten Informations- und Beratungsbedarf und sind mehrheitlich auch dauerhaft auf 
Unterstützung angewiesen, so dass nicht mehr von einem kurzfristigen Mehrbedarf, z.B. durch die 
Corona Pandemie, ausgegangen werden kann. 
Weiterhin hat die Zahl der zu untersuchenden Fälle nicht wahrgenommener Vorsorge Termine (U-
Untersuchungen) zugenommen; hier ist eine persönliche Vorsprache zur Untersuchung der Gründe 
für das „Nicht-Wahrnehmen“ des Termins zwingend vorgeschrieben. 


1 S12


30 41
Sachbeabeitung 
wirtschaftliche 
Jugendhilfe


Im Bereich der wirtschatftlichen Jugendhilfe wird ein Personalmehrbedarf gesehen, der auch durch 
die von der Gemeindeprüfungsanstalt  zugrunde gelegten und empfohlenen Fallzahlen untermauert 
wird. 
Der FB 41/I weist darüber hinaus darauf hin, dass die Fallzahlen im Bereich der „Hilfen zur 
Erziehung“ derzeit bundesweit um 22 % ansteigen und somit auch im Bereich der Stadt Viersen 
weiter mit steigenden Fallzahlen zu rechnen sei, die durch das Aufstocken um 0,5 VZÄ ebenfalls 
aufgefangen werden sollen.  


0,5 A10


31 41
Sachbearbeitung ASD 
Bezirkssozialarbeit


Bedarf einer zusätzlichen Stelle  vor dem Hintergrund der Erkenntnisse der GPA und der 
Überprüfung der Fallzahlen 1 S14


32 41 Koordination ASD


Um weiterhin alle Fälle und Hilfen durch eine/n Koordinatorin/Koordinator begleiten zu können, wie 
es aufgrund der vorhandenen Fallkonstellationen und des stetig wachsenden Aufgabenspektrums 
erforderlich ist, ist eine weitere Koordinatiorenstelle notwendig. Derzeit ist im Bereich des ASD eine 
Koordinatorenstelle vorhanden, die von 2 Stellen zu je 0,5 VZÄ wahrgenommen wird. Der FB 41/II 
führt aus, dass zu Sicherstellung der Fachlichkeit und der Anforderungen an den ASD eine 
zusätzliche Koordinatorenstelle geschaffen werden müsse, um die anfallenden Tätigkeiten dem 
Kinderschutz entsprechend angemessen erfüllen zu können.


1 S 15







33 41 Verfahrenslotse
Die Einstellung von Verfahrenslotsen zum 01.01.2024 ist gesetzlich vorgeschrieben. Um hier 
fristgerecht eine Einstellung in die Wegen leiten zu können, ist die Berücksichtigung einer neuen 
Stelle bereits zum Stellenplan 2023 erforderlich. 


1 S 14


34 40
Sachbearbeitung 
Wohngeld 


Das Aufgabenspektrum sowie die Fallzahlen im Bereich der Wohngeldstelle sind gestiegen. Bereits 
in der jüngeren Vergangenheit wurde darauf hingewiesen, dass die Anzahl der Fälle mit dem 
vorhandenen Personal nicht zu bewerkstelligen sei. Diese Problematik kann auch rechnerisch 
nachvollzogen werden. In Anbetracht der gestiegenen Fallzahlen sollte zunächst dem dauerhaften 
Mehrbedarf durch Wohngeldreform und Fallzahlsteigerung durch die Aufnahme eines VZÄ zum 
Stellenplan 2023 Rechnung getragen werden. Nach Übermittlung weiter Informationen und neuerer 
Prognosen auf Basis von weitergehenden Informationen des Städtetages und der Bundesregierung 
aus September, sowie der sich ohnehin für eine Vielzahl von Menschen in Deutschland 
zuspitzenden wirtschaftlichen Situation muss von einer weiter steigenden Zahl der Wohngeldfälle 
ausgegangen werden. Dem Wunsch des FB 40, zum Stellenplan 2023 2 VZÄ im Bereich der 
Wohngeldstelle aufzunehmen, sollte daher nachgekommen werden. Weitere 2 VZÄ werden mit 
Sperrvermerk in den Stellenplan aufgenommen (vgl. lfd. Nr. 35 und 36). Dies entspricht auch der 
Vorgehensweise anderer Kommunen, den Bereich der Wohngeldstellen deutlich personell zu 
verstärken. 
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35 40 Wohngeld
Aufnahme 2 weiterer Stellen für den Bereich Wohngeld mit Sperrvermerk (vgl. lfd. Nr. 34) nach 
Rücksprache mit FB 40


1 EG 9


36 40 Wohngeld
Aufnahme 2 weiterer Stellen für den Bereich Wohngeld mit Sperrvermerk (vgl. lfd. Nr. 34) nach 
Rücksprache mit FB 40


1 A9


37 92
Sachbearbeitung 
verkehrsrechtliche AO


Nach Feststellung der Verkehrsingenieurbesprechung im Auftrag der Bezirksregierung Düsseldorf 
dürfen gegenüber Privatpersonen, die Arbeiten ausführen, die sich auf den Straßenverkehr 
auswirken, keine Anordnungen gemäß § 46 (6) StVO erteilt werden. Empfänger der Anordnung 
muss der zuständige Straßenbaulastträger (Straßen NRW, Kreis Viersen, FB 92) sein. Die 
Einhaltung ist zu überprüfen. Eine teilweise Übertragung der Aufgabe der Überprüfung an einen 
externen Verkehrssicherer hat zu einer mangelhaften Ausführung und Abrechnung geführt. Die 
Aufgabe soll daher zukünftig vollumfänglich mit eigenem Personal durchgeführt werden. 


2 EG 6







38 92
Kontrolle RSA 
Straßenunterhaltung


Nach den "Richtlinien für die verkehrsrechtliche Sicherung von Arbeitsstellen an Straßen" und den 
zusätzlichen "technischen Vertragsbedingungen für Sicherungsarbeiten an Arbeitsstellen an 
Straßen" müssen Stellen, bei denen öffentliche Verkehrsflächen vorübergehend für Arbeiten 
abgesperrt werden, regelmäßig, d.h. mindestens zwei mal täglich an Arbeitstagen, mindestens 
einmal täglich an arbeitsfreien Tagen und unverzüglich nach Unwetter oder Sturm, kontrolliert 
werden. Die Kontrolle/der Kontrollzeitpunkt ist nach detaillierten Vorgaben aufzuzeichnen. Weiterer 
Aufwand ergibt sich durch notwendige Absperrmaßnahmen. Bisher wurden die Kontrollen in 
geringerem Umfang durchgeführt. Zur Umsetzung der Vorgaben nach den o.g. Vorschriften ist 
zusätzliches Personal erforderlich. 


1 EG 6


39
GB 
IV/II


SB Klimaschutz


 
Der Bedarf für eine zusätzliche Architektenstelle ergibt sich dadurch, dass die zu Beginn des Jahres 
2021 besetzte Stelle der Assistenz der Geschäftsbereichsleitung sowie eine im Dezember 2021 
eingestellte Architektin zur Betreuung der Hochbauprojekte im Bereich des GB IV und Klimaschutz 
die Hochbauprojekte in diesem Bereich nicht im gewünschten Umfang bearbeiten können. Für die 
anstehenden Projekte Bau- und Betriebshof, Friedhof Viersen, Friedhof Süchteln, sowie die 
Weiterentwicklung des Wildgeheges werden keine Kapazitäten gesehen. Durch die Einstellung 
einer/ eines zusätzlichen Architekten soll eine Urlaubsvertretung sichergestellt und Synergien 
genutzt werden. Die neue Stelle soll, wie die bereits vorhandene Architektenstelle, ebenfalls direkt 
unterhalb der Geschäftsbereichsleitung angesiedelt werden


1
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49,0Summe







Stellen aus politischen Anträgen


40 41 Streetwork Vorlage FB 10/III/3627 1
S 


11b


41 40 Obdachlosenunterkunft Vorlage FB 10/III/3630 0,5
S 11 


b


42 40 Stadtnatur Vorlage FB 10/III/3628 1
EG 
11


43 40
Kommunaler 
Ordnungsdienst Viersen


Vorlage FB 10/III/3629 2
EG 
9a


Summe 4,5


Gesamtsumme neue Stellen zum Stellenplan Haushalt 2023/März 2023 53,5
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Vorlagen-Nr.: 2023/3665/FB 50/I 


Aktenzeichen: FB 50/I 


Datum: 10.03.2023 


 
 
Tagesordnungspunkt: 
Haushaltsplanberatungen 2023 
hier: Herrichtung einer Teilfläche des Marienparks als Erweiterungsfläche zur 
Schulhofnutzung der Paul-Weyers-Schule am Standort Dülken, Mühlenberg 
 
Beratungsfolge: Sitzungsdatum: Zuständigkeit: 
Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023 Vorberatung  
Rat 21.03.2023 Entscheidung  


 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt, 
der Rat beschließt, 
 
dass die Verwaltung gem. Sachverhaltsdarstellung der Sitzungsvorlage 2023/3665/FB 50/I die 
Herrichtung einer Teilfläche des Marienparks als Erweiterungsfläche zur Schulhofnutzung der Paul-
Weyers-Schule am Standort Dülken, Mühlenberg, prüft. Die erforderlichen Haushaltsmittel in Höhe 
von geschätzten 37.000,00 EUR sollen vorbehaltlich der Realisierungsmöglichkeit mit einem 
Sperrvermerk versehen werden. 
 
 
Finanzielle und personelle Auswirkungen: 
Finanzielle Auswirkungen:      Ja 
a) Maßnahme im aktuellen Haushaltsjahr veranschlagt: Nein 
 Mitzeichnung des Stadtkämmerers erforderlich:  Ja  
 
Personeller Mehrbedarf:      Nein 
 
 
 
Beschlusskontrolle: 
Beschlusskontrolle erforderlich: Nein  
Umsetzungsdatum:  
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Sachverhalt: 
Im Schulausschuss am 07.03.2023 wurde unter dem Tagesordnungspunkt "Verschiedenes" von 
Ratsherr Dickmanns berichtet, dass die Ratsherren Dr. a Campo, Dr. Moers und Seidel sowie er 
selbst kürzlich einen Ortstermin an der Paul-Weyers-Schule am Standort Dülken gehabt hätten. Die 
Schule sei aus den bekannten Gründen überlaufen. Dieses Problem verschärfe sich aktuell durch 
den Umbau der Paul-Weyers-Schule am Standort Boisheim. Der Schulhof in Dülken sei eine 
„Betonwüste“, die jetzt durch die dort aufgestellten Klassenraumcontainer noch kleiner als ohnehin 
sei. Damit der Schulhof größer und grüner werde, würden die genannten Ratsherrn gerne wissen, 
ob eine Öffnung bzw. Anbindung des angrenzenden Lunaparks an den Schulhof möglich sei. Sie 
würden um eine sehr schnelle Prüfung ihres Anliegens bitten, damit im nächsten Haupt- und 
Finanzausschuss bereits die entsprechenden Finanzmittel eingeplant werden könnten und die 
Maßnahme umgesetzt werden könne. 
 
Nach ersten Prüfungen sind bei dem Vorhaben u.a. folgende Aspekte zu berücksichtigen: 
 
• Eigentümer der Fläche ist die kath. Kirchengemeinde St. Cornelius Dülken. Diese ist mit 


einzubinden und muss wahrscheinlich ihre Zustimmung für die Veränderung geben. 
• Die Parkanlage steht tlw. unter Denkmalschutz, bzw. ist ein ehemaliger Friedhof. Der 


Denkmalschutz ist somit mit einzubeziehen. Hinweis: Beschädigungen an der historischen 
Friedhofsmauer sind möglich. 


• Die vorhandenen Wegebeziehungen sind stark frequentiert und sollten zugänglich gehalten 
werden. 


• Die Optik der Parkanlage wird stark in Mitleidenschaft gezogen. 
• Aufgrund der geplanten langen Inanspruchnahme der Fläche wird das Setzen einer 


Stabgitterzaunanlage (Höhe 160 cm) mit Tor erforderlich. 
• Die Fläche ist jetzt Pflanzbeet und müsste zur Nutzung aufbereitet werden (Beseitigen des 


Bodendeckers, Entfernen der Ilex-Bäume (giftig), Einebnen, Befestigen). 
• Das Entfernen der Gehölze hat außerhalb der Vogelschutzzeit zu erfolgen, andernfalls ist eine 


Ausnahmegenehmigung beim Kreis Viersen (UNB) einzuholen. 
 
Im Hinblick auf den kurzen Zeitraum zwischen der Anregung aus dem Schulausschuss vom 
07.03.2023, dass bis zum Haupt- und Finanzausschuss am 13.03.2023 über eine Veränderungsliste 
noch Mittel für den Hh. 2023 für die Maßnahme angemeldet werden sollen, konnte aktuell nur eine 
ganz grobe Kostenschätzung erfolgen. Die geschätzten Kosten enthalten die Errichtung eines 160 
cm hohen verzinkten Stabgitterzaunes mit Tor (unter Einbeziehung der bereits jetzt mittels Bauzaun 
abgetrennten Fläche), die Rodung und Auskofferung der jetzigen Beetfläche entlang der Mauer zum 
Schulgrundstück sowie die Wiederauffüllung dieser Fläche mit Häckselmaterial und Pflanzung einer 
Hecke entlang des Zaunes: ca. 37.000,00 EUR. 
 
 
Darstellung der finanziellen/personellen Auswirkungen: 
Wie im Sachverhalt dargestellt, führt die Schulhoferweiterung zu Kosten i. H. v. rd. 37.000,00 EUR. 
Auf Grundlage des bisherigen Planungsstands kommt eine haushaltsrechtliche und bilanzielle 
Prüfung des Sachverhalts zum Ergebnis, dass es sich hierbei um investive Kosten handelt, da die 
bisherige Nutzungsfläche des Schulhofes erweitert wird. Insofern würde der städtische 
Investitionssaldo in entsprechendem Volumen erhöht werden. Im Falle einer positiven 
Beschlussempfehlung würden die zusätzlichen investiven Mittel in die Veränderungsliste für die 
beschließende Ratssitzung am 21.03.2023 eingearbeitet werden. Unter Berücksichtigung der 
übrigen Veränderungen im investiven Bereich nach Einbringung des Haushaltsplanentwurfes 2023  
 
 
 
 
 







    


 


Sitzungsvorlage 2023/3665/FB 50/I Seite 3 von 3 


in der Sitzung des Rates am 13.12.2022 führt dies jedoch zu keiner Veränderung der Ausgangslage 
im Hinblick auf den Kreditdeckel (vgl. entsprechende Sachverhaltsdarstellung in Vorlage 
2023/3645/FB20/I). 
 
 
In Vertretung 
 
gez. 
Ertunç Deniz 
Beigeordneter 
 












Öffentliche Sitzungsvorlage 
 


 
 D i e  B ü r g e r m e i s t e r i n  
 
 


 


 Seite 1 von 4 


Vorlagen-Nr.: 2023/3660/FB 20/I 


Aktenzeichen: FB 20/I/20-11-01/Ber 


Datum: 15.03.2023 


 
 
Tagesordnungspunkt: 
Haushaltsplan 2023 
Gesamtergebnisplan - Gesamtfinanzplan - Teilpläne - Sparkonzept 
Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2023 
 
Beratungsfolge: Sitzungsdatum: Zuständigkeit: 
Rat 21.03.2023 Entscheidung  


 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Rat beschließt: 
 
1. den Haushaltsplan mit Gesamtergebnisplan, Gesamtfinanzplan, Teilplänen und das Sparkon-
zept der Stadt Viersen für das Haushaltsjahr 2023, 
 
2. die Haushaltssatzung der Stadt Viersen für das Haushaltsjahr 2023 
 
basierend auf dem Haushaltsplanentwurf 2023 -eingebracht in der Sitzung des Rates vom 
13.12.2022- sowie der Veränderungsliste gem. Anlage 1 bzw. der Haushaltssatzung gem. Anlage 
2 zu Vorlage 2023/3660/FB20/I. 
 
 
      
 
Beschlusskontrolle: 
Beschlusskontrolle erforderlich: Nein  
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Sachverhalt: 
In seiner Sitzung am 13.03.2023 hat der Haupt- und Finanzausschuss über den Haushaltsplanent-
wurf 2023 beraten. Dabei hat er dem Rat den Haushaltsplanentwurf inklusive der Veränderungen 
gemäß Anlagen 1 und 2 zu Vorlage 2023/3645/FB20/I sowie den sich aus den Vorlagen 


• 2023/3620/FB 50/I -Antrag der SPD-Fraktion zum Haushalt / Schulbusverkehr GGS Rahser-, 
• 2023/3624/FB50/I -Haftmittelnutzung in der Sporthalle Johannes-Kepler-Schule im Zeitraum 


01.04.2023-31.05.2024-, 
• 2023/3663/FB50/II -Stellenplan 2023; hier Erweiterung des Stellenplans für einen zusätzli-


chen Betreuungsplatzausbau zum Schuljahr 2023/24- und 
• 2023/3665/FB50/I -Haushaltsplanberatungen 2023; hier: Herrichtung einer Teilfläche des 


Marienparks als Erweiterungsfläche zur Schulhofnutzung der Paul-Weyers-Schule am 
Standort Dülken, Mühlenberg- 


ergebenden, finanziellen Auswirkungen bei zwei Enthaltungen empfohlen. 
 
Durch die vom Haupt- und Finanzausschuss insgesamt empfohlenen Veränderungen entwickelt sich 
der Haushalt wie folgt: 
 
 2023 2024 2025 2026 
Jahresergebnis Stand  
Einbringung Entwurf 2023 -7.673.431 € -10.307.310 € -8.775.963 € -6.375.009 € 


Veränderungen HuFA 13.03.2023 -711.556 € -391.310 € -390.060 € -318.060 € 
Jahresergebnis  
Stand 13.03.2023 -8.384.987 € -10.698.620 € -9.166.023 € -6.693.069 € 


 
Im Vergleich zum Haushaltsplanentwurf ergibt sich vor allem im Jahr 2023 eine Verschlechterung, 
die sich schwerpunktmäßig aus der im Ausschuss für Bauen, digitale Entwicklung und Infrastruktur 
am 14.02.2023 empfohlenen Verdoppelung des Ansatzes für die Instandhaltung der städtischen 
Radwege (vgl. lfd. Nr. 38 der Veränderungsliste) sowie der vorsorglichen Einplanung von Haushalts-
mitteln für die Durchführung von zwei Bürgerentscheiden (vgl. lfd. Nr. 11 der Veränderungsliste) 
ergibt. Hinzu kommen Veränderungen an mehreren Stellen infolge politischer Anträge in den Haus-
haltsberatungen der Fachausschüsse oder aktuellen Erkenntnissen (z. B. Mehrbedarf Mietzinsen), 
die jedoch nur geringfügig ausfallen oder ganz überwiegend durch Landesmittel refinanziert werden 
(z. B. „Kommunale Wärmeplanung“, s. lfd. Nr. 40+42 der Veränderungsliste). 
Die Veränderungen im Zeitraum der mittelfristigen Finanzplanung ergeben sich ebenfalls aus der 
o.g. Ansatzerhöhung für die Radewegeinstandhaltung sowie den städtischen Eigenanteil an den 
Planungskosten im Zusammenhang mit der Verlängerung der Regiobahn (S28). 
 
Die aktuelle Veränderungsliste (mitsamt aller Veränderungen) sowie die neu gefassten Übersichten 
➢ zum Kreditaufnahmerahmen, 
➢ der Verpflichtungsermächtigungen, 
➢ der haushaltsrechtlichen Vermerke sind beigefügt (Anlage 1). 


 
Der Entwurf der geänderten Haushaltssatzung für das Jahr 2023 (Anlage 2) ist ebenfalls beigefügt. 
 
 
Eckwerte zum Haushalt 2023 
 
Gesamtergebnisplan 
Der Gesamtergebnisplan weist bei Erträgen von rd. 276,9 Mio. € und Aufwendungen von rd. 285,3 
Mio. € ein Defizit von rd. 8,4 Mio. € aus. Dabei ist zu berücksichtigen, dass in der Gesamtsumme 
der Erträge bereits die Außerordentlichen Erträge in Höhe von rd. 4,2 Mio. € enthalten sind, die 
durch die Isolierung der negativen Auswirkungen infolge der Covid19-Pandemie sowie des Angriffs-
krieges auf die Ukraine („Bilanzierungshilfe“ gem. NKF-CUIG) entstehen. 
Im Vergleich zur Entwurfsfassung des Haushaltes hat sich das Planergebnis geringfügig verschlech-
tert (s. o.). Gleichwohl kann auch unter Berücksichtigung dieser zusätzlichen Aufwendungen ein 
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Haushalt verabschiedet werden, der ohne Steuererhöhungen einen fiktiven Haushaltsausgleich im 
Jahr 2023 durch Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage aufweist und auch im Zeitraum der mit-
telfristigen Finanzplanung trotz einer prognostizierten Reduzierung der Allgemeinen Rücklage keine 
Pflicht zur Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzeptes gem. § 76 Abs. 1 Ziff. 2 GO NRW aus-
löst. 
 
Gesamtfinanzplan 
Im Gesamtfinanzplan stehen den Einzahlungen von rd. 276,5 Mio. € Auszahlungen von rd. 294,4 
Mio. € gegenüber. Der Bestand der liquiden Mittel verringert sich damit um rd. 17,9 Mio. €. Der Saldo 
ergibt sich dabei aus rd. -7,2 Mio. € aus der laufenden Verwaltungstätigkeit, rd. -10,1 Mio. € aus der 
Investitionstätigkeit und rd. -0,6 Mio. € aus der Finanzierungstätigkeit. 
Die prognostizierte, hohe Verringerung des Bestandes an liquiden Mitteln zeigt hierbei, dass die 
Bilanzierungsmöglichkeit der pandemiebedingten Finanzschäden gem. NKF-CIG zwar die Ergeb-
nishaushalte entlastet, jedoch keinen „echten Ausgleich“, bspw. in Form von Kompensationszahlun-
gen darstellt. 
Die veranschlagte Kreditaufnahme lt. Haushaltssatzung für allgemeine Investitionskredite liegt bei 
rd. 4,6 Mio. €. Die freiwillig fortgesetzte Limitierung des unrentierlichen Kreditaufnahmerahmens 
(Maßnahme im Rahmen des Sparkonzeptes), die durch den Rat am 23.06.2020 von 50% auf 100% 
angehoben wurde, wird dabei unter Inanspruchnahme vorhandener liquider Mittel eingehalten (vgl. 
auch Übersicht Kreditaufnahmerahmen). Zudem sieht die Haushaltssatzung die Ermächtigung zur 
Aufnahme eines Forward-Darlehens in 2023 mit Fälligkeit 2025 vor, um die Finanzierung der dort 
absehbaren Investitionskosten im Zusammenhang mit dem Neubau der Rettungswache am Stand-
ort Ransberg (Stadtteil Dülken) sicherzustellen.  
 
Haushaltskonsolidierung und freiwilliges Sparkonzept 
Der Haushalt 2023 zeigt erneut auf, dass die Fortsetzung der bisherigen Konsolidierungsmaßnah-
men erforderlich ist, um einen Rückfall in die Haushaltssicherungspflicht, die die Stadt mit dem Haus-
halt 2019 offiziell verlassen konnte, zu vermeiden („Haushaltssicherung weiterhin leben, um Haus-
haltssicherung zukünftig zu vermeiden“). Zwar kann durch Inanspruchnahme der Ausgleichsrück-
lage mit ihrem prognostizierten Bestand zum 31.12.2022 in ausreichender Höhe ein fiktiver Haus-
haltsausgleich im Jahr 2023 dargestellt werden, allerdings wird bereits im mittelfristigen Finanzpla-
nungszeitraum der Bestand der Allgemeinen Rücklage reduziert, auch wenn die Grenzen des § 76 
Abs. 1 Nr. 2 GO NRW nicht überschritten werden. Zudem treten in der angespannten Finanzlage 
auch strukturelle Probleme (z. B. Personalaufwand, Hilfen zur Erziehung) wieder deutlicher zu Tage. 
Daher gilt, dass ein stringenter Konsolidierungskurs beibehalten und strategisch intensiviert werden 
muss. Hierzu haben die Verwaltung und der Arbeitskreis Haushaltskonsolidierung erste Schritte un-
ternommen bzw. auf den Weg gebracht und werden diese im weiteren Jahresverlauf fortsetzen so-
wie verstärken.  
 
Nicht unbeachtet bleiben darf zudem die Tatsache, dass die dargestellten Jahresdefizite bereits 
nach den Vorgaben des NKF-CUIG um die finanziellen Belastungen aus der Covid19-Pandemie und 
der Ukraine-Krise bereinigt wurden. Inwieweit die Regeln des NKF-CUIG für die Haushaltsaufstel-
lungsverfahren 2024ff. fortgeführt werden oder das Land in anderer Form (z. B. durch eine Erhöhung 
der Verbundmasse im Kommunalen Finanzausgleich) der kritischen Finanzsituation der Kommunen 
entgegentritt, ist derzeit offen und bleibt abzuwarten, ebenso wie die weitere Entwicklung der Uk-
raine-Krise und hieraus resultierend der kommunalen Finanzlage. 
 
Daher ist für die Stadt Viersen -wie auch für den ganz überwiegenden Teil der kommunalen Familie- 
zur Stabilisierung der eigenen Finanzsituation neben der Fortführung und ggf. Ausweitung der eige-
nen Konsolidierungsbemühungen eine landesseitige Unterstützung dringend erforderlich. Insofern 
scheint ein Wegfall der Regelungen zur Isolierung der Finanzbelastungen infolge der Covid19-Pan-
demie und der Ukraine-Krise ohne anderweitige Kompensation keine wirkliche Handlungsoption zu 
sein. 
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In Vertretung 
 
gez. 
Christian Canzler 
Erster Beigeordneter und Stadtkämmerer 
 
Anlagen: 
1. Anlage_1_Veränderungsliste_und_Übersichten 
2. Anlage_2_Haushaltssatzung 







 
 
 


Anlage 1 
 
 


zur Vorlage-Nr.: 2023/3660/FB20/I 
 
 
 
 


- Aktuelle Veränderungsliste 
- Übersicht Kreditaufnahmerahmen 
- Übersicht Verpflichtungsermächtigungen 
- Haushaltsrechtliche Vermerke 







Sachkonto


Bezeichnung
S A C H K O N T O FB 


Budget
Lfd.-
Nr.


Entwurf 2023
Änderung 2023


Ansatz 2023


Fin.-Plan 2024
Änderung 2024


Ansatz 2024


Fin.-Plan 2025
Änderung 2025


Ansatz 2025


Fin.-Plan 2026
Änderung 2026


Ansatz 2026


Veränderungen im Gesamtergebnisplan und Gesamtfinanzplan nach Einbringung des Entwurfs 2023 einschließlich Finanzplanung bis 2026


Produkt
Proj./Kst./Teilp./In.


Rat


78310000 Erwerb von Vermögensgegenständen > 800 €
-Fahrzeuge städtische Betriebe-
Die SPD-Fraktion hat in der Sitzung des Ausschusses 
für Klima- und Umweltschutz, Land- und 
Forstwirtschaft beantragt, dass 15.000 € für die 
Beschaffung von zwei bis drei Lastenfahrrädern zur 
temporären Vermietung an Bürgerinnen und Bürger 
beschafft werden sollen. Die Maßnahme steht unter 
dem Vorbehalt der Prüfung und des Berichtes der 
Verwaltung zum Förderprogramm "LEADER" und den 
Erfahrungen der Stadt Nettetal und insoweit werden 
die Mittel mit einem Sperrvermerk versehen.
Beratung ohne Beschlussempfehlung Ausschuss für 
Klima- und Umweltschutz, Land- und Forstwirtschaft 
13.02.2023
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


265.000 €


15.000 €
280.000 €


1.232.500 €


0 €
1.232.500 €


866.000 €


0 €
866.000 €


700.000 €


0 €
700.000 €


F1
01.03.02


7.000031.700


VE 0 €


Auszahlung
Seite: 170 Zeile: 9/
H


52910000 Aufw. f. sonstige Dienstleistungen
Gemäß Antrag der CDU-Fraktion im 
Jugendhilfeausschuss am 26.01.2023 soll der 
Zuschuss an den Verein "Freunde von Kanew" um 
25% angehoben werden (neu: 3.150 €), da dieser in 
den vergangenen Jahren konstant geblieben ist, 
während  die Inflationsdynamik, insbesondere im 
vergangenen Jahr, eine besondere Belastung für den 
Verein darstellt.
Empfehlung Jugendhilfeausschuss 26.01.2023
Empfehlung Kultur- u. Partnerschaftsausschuss 
02.02.2023
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


4102 2.500 €
650 €


3.150 €


2.500 €
650 €


3.150 €


2.500 €
650 €


3.150 €


2.500 €
650 €


3.150 €


EF2
01.04.03


VE 0 €


Aufwand und Auszahlung
Seite: 200 Zeile: 13/
H


15.03.2023 Seite 1 von 2420-12-01 / (Proj. = Projekt, Kst. = Kostenstelle, Teilp. = Teilprodukt, In. = Innenauftrag, E = Ergebnisplan ist betroffen, F = Finanzplan ist betroffen, EF = Ergebnis- und Finanzplan sind 
betroffen, H = haushaltswirksam, N = haushaltsneutral, U = Umplanung)







Sachkonto


Bezeichnung
S A C H K O N T O FB 


Budget
Lfd.-
Nr.


Entwurf 2023
Änderung 2023


Ansatz 2023


Fin.-Plan 2024
Änderung 2024


Ansatz 2024


Fin.-Plan 2025
Änderung 2025


Ansatz 2025


Fin.-Plan 2026
Änderung 2026


Ansatz 2026


Veränderungen im Gesamtergebnisplan und Gesamtfinanzplan nach Einbringung des Entwurfs 2023 einschließlich Finanzplanung bis 2026


Produkt
Proj./Kst./Teilp./In.


Rat


53180000 Zuw. u. Zuschüsse lfd. Zwecke an übrige Bereiche
Gemäß Antrag der CDU-Fraktion im 
Jugendhilfeausschuss am 26.01.2023 soll der 
Zuschuss "Dritte-Welt-Arbeit" (bisher 2.560 €, im 
Gesamtansatz bei diesem Sachkonto enthalten) um 
25% angehoben werden (neu: 3.200 €), da dieser in 
den vergangenen Jahren konstant geblieben ist, 
während die Inflationsdynamik, insbesondere im 
vergangenen Jahr, eine besondere Belastung für den 
Verein darstellt.
Empfehlung Jugendhilfeausschuss 26.01.2023
Empfehlung Kultur- u. Partnerschaftsausschuss 
02.02.2023
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


4102 7.230 €
640 €


7.870 €


7.230 €
640 €


7.870 €


7.230 €
640 €


7.870 €


7.230 €
640 €


7.870 €


EF3
01.04.03


VE 0 €


Aufwand und Auszahlung
Seite: 201 Zeile: 15/
H


44880000 Erträge Kostenerstattung übrige Bereiche
Kostenbeitrag des ASV Süchteln für die erhöten 
Reinigungsaufwendungen im Zusammenhang mit der 
verlängerten Haftmittelfreigabe für den Handballsport 
in der Sporthalle Johannes-Kepler-Schule für den 
Zeitraum 01.04.2023-31.05.2024.
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


0 €
3.600 €
3.600 €


0 €
2.000 €
2.000 €


0 €
0 €
0 €


0 €
0 €
0 €


EF4
01.08.04


VE 0 €


Ertrag und Einzahlung
Seite: 286 Zeile: 4/
H


15.03.2023 Seite 2 von 2420-12-01 / (Proj. = Projekt, Kst. = Kostenstelle, Teilp. = Teilprodukt, In. = Innenauftrag, E = Ergebnisplan ist betroffen, F = Finanzplan ist betroffen, EF = Ergebnis- und Finanzplan sind 
betroffen, H = haushaltswirksam, N = haushaltsneutral, U = Umplanung)







Sachkonto


Bezeichnung
S A C H K O N T O FB 


Budget
Lfd.-
Nr.


Entwurf 2023
Änderung 2023


Ansatz 2023


Fin.-Plan 2024
Änderung 2024


Ansatz 2024


Fin.-Plan 2025
Änderung 2025


Ansatz 2025


Fin.-Plan 2026
Änderung 2026


Ansatz 2026


Veränderungen im Gesamtergebnisplan und Gesamtfinanzplan nach Einbringung des Entwurfs 2023 einschließlich Finanzplanung bis 2026


Produkt
Proj./Kst./Teilp./In.


Rat


52415000 Aufwand für Gebäudereinigung
Erhöhte Reinigungsaufwendungen im 
Zusammenhang mit der verlängerten 
Haftmittelfreigabe für den Handballsport in der 
Sporthalle Johannes-Kepler-Schule für den Zeitraum 
01.04.2023-31.05.2024. Der ASV Süchteln beteiligt 
sich anteilig an den Kosten.
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


2500 2.375.000 €
7.200 €


2.382.200 €


2.375.000 €
4.000 €


2.379.000 €


2.375.000 €
0 €


2.375.000 €


2.375.000 €
0 €


2.375.000 €


EF5
01.08.04


VE 0 €


Aufwand und Auszahlung
Seite: 288 Zeile: 13/
H


54220000 Mieten und Pachten
Infolge von Anpassungen bei den Mietzinsen für 
bestehende Mietverträge (vgl. nichtöffentliche 
Sitzungsvorlage 2022/3564/FB 25/I für die Sitzung des 
Haupt- und Finanzausschusses am 30.01.2023) ist 
der Haushaltsansatz an den zu erwartenden 
Gesamtmietaufwand anzupassen.
Empfehlung Ausschuss für Bauen, dig. Entwicklung u. 
Infrastruktur 14.02.2023
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


2500 1.390.590 €
18.900 €


1.409.490 €


1.461.280 €
18.900 €


1.480.180 €


1.553.010 €
18.900 €


1.571.910 €


1.594.500 €
18.900 €


1.613.400 €


EF6
01.08.04


VE 0 €


Aufwand und Auszahlung
Seite: 288 Zeile: 16/
H


15.03.2023 Seite 3 von 2420-12-01 / (Proj. = Projekt, Kst. = Kostenstelle, Teilp. = Teilprodukt, In. = Innenauftrag, E = Ergebnisplan ist betroffen, F = Finanzplan ist betroffen, EF = Ergebnis- und Finanzplan sind 
betroffen, H = haushaltswirksam, N = haushaltsneutral, U = Umplanung)







Sachkonto


Bezeichnung
S A C H K O N T O FB 


Budget
Lfd.-
Nr.


Entwurf 2023
Änderung 2023


Ansatz 2023


Fin.-Plan 2024
Änderung 2024


Ansatz 2024


Fin.-Plan 2025
Änderung 2025


Ansatz 2025


Fin.-Plan 2026
Änderung 2026


Ansatz 2026


Veränderungen im Gesamtergebnisplan und Gesamtfinanzplan nach Einbringung des Entwurfs 2023 einschließlich Finanzplanung bis 2026


Produkt
Proj./Kst./Teilp./In.


Rat


78310000 Erwerb von Vermögensgegenständen > 800 €
-Beschaffung Notstromversorgungsanlagen-
Der Haushaltsplanentwurf 2023 sieht Mittel für die 
Beschaffung von Notstromversorgungsanlagen vor, 
die für die Aufrechterhaltung der notwendigsten 
Verwaltungsabläufe und für den Betrieb von 
Verwaltungsgebäuden als Anlaufstelle für Bürgerinnen 
und Bürger im Falle eines großflächigen Ausfalls der 
Energieversorgung benötigt werden. 
Aufgrund des derzeit verfügbaren Marktangebotes 
kommt es zu einer geringfügigen Verschiebung der 
Kassenwirksamkeit; die geschätzten Gesamtkosten 
bleiben unverändert.
Empfehlung Ausschuss für Bauen, dig. Entwicklung u. 
Infrastruktur 14.02.2023
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


241.000 €


50.000 €
291.000 €


700.000 €


-50.000 €
650.000 €


0 €


0 €
0 €


0 €


0 €
0 €


F7
01.08.04


7.000563.700


VE -50.000 €


Auszahlung
Seite: 294 Zeile: 9/
H


43211450 Marktstandgelder
Anpassung des Haushaltsansatzes an die 
Beschlussfassung des Rates vom 07.02.2023 zur 
Gebührenbedarfsberechnung 2023 für den Bereich 
"Märkte" (Vorlage 2023/3572/FB30/1).
Die Ansätze der Folgejahre werden auf Grundlage 
einer Neukonzeptionierung in späteren 
Haushaltsaufstellungsverfahren angepasst.
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


192.000 €
-31.000 €
161.000 €


192.000 €
0 €


192.000 €


192.000 €
0 €


192.000 €


192.000 €
0 €


192.000 €


EF8
02.02.02


VE 0 €


Ertrag und Einzahlung
Seite: 328 Zeile: 4/
H


15.03.2023 Seite 4 von 2420-12-01 / (Proj. = Projekt, Kst. = Kostenstelle, Teilp. = Teilprodukt, In. = Innenauftrag, E = Ergebnisplan ist betroffen, F = Finanzplan ist betroffen, EF = Ergebnis- und Finanzplan sind 
betroffen, H = haushaltswirksam, N = haushaltsneutral, U = Umplanung)







Sachkonto


Bezeichnung
S A C H K O N T O FB 


Budget
Lfd.-
Nr.


Entwurf 2023
Änderung 2023


Ansatz 2023


Fin.-Plan 2024
Änderung 2024


Ansatz 2024


Fin.-Plan 2025
Änderung 2025


Ansatz 2025


Fin.-Plan 2026
Änderung 2026


Ansatz 2026


Veränderungen im Gesamtergebnisplan und Gesamtfinanzplan nach Einbringung des Entwurfs 2023 einschließlich Finanzplanung bis 2026


Produkt
Proj./Kst./Teilp./In.


Rat


49114000 A.o. Ertrag Neutralisation Ukraine-Krise
Anpassung des Haushaltsansatzes an die 
Beschlussfassung des Rates vom 07.02.2023 zur 
Gebührenbedarfsberechnung 2023 für den Bereich 
"Märkte" (Vorlage 2023/3572/FB30/1).
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


0 €
5.854 €
5.854 €


0 €
0 €
0 €


0 €
0 €
0 €


0 €
0 €
0 €


E9
02.02.02


VE 0 €


Ertrag
Seite: 329 Zeile: 23/
H


52411000 Aufwendungen Energie
Anpassung des Haushaltsansatzes an die 
Beschlussfassung des Rates vom 07.02.2023 zur 
Gebührenbedarfsberechnung 2023 für den Bereich 
"Märkte" (Vorlage 2023/3572/FB30/1).
Die Ansätze der Folgejahre werden auf Grundlage 
einer Neukonzeptionierung in späteren 
Haushaltsaufstellungsverfahren angepasst.
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


3002 12.500 €
-2.500 €
10.000 €


12.500 €
0 €


12.500 €


12.500 €
0 €


12.500 €


12.500 €
0 €


12.500 €


EF10
02.02.02


VE 0 €


Aufwand und Auszahlung
Seite: 328 Zeile: 13/
H
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betroffen, H = haushaltswirksam, N = haushaltsneutral, U = Umplanung)







Sachkonto


Bezeichnung
S A C H K O N T O FB 


Budget
Lfd.-
Nr.


Entwurf 2023
Änderung 2023


Ansatz 2023


Fin.-Plan 2024
Änderung 2024


Ansatz 2024


Fin.-Plan 2025
Änderung 2025


Ansatz 2025


Fin.-Plan 2026
Änderung 2026


Ansatz 2026


Veränderungen im Gesamtergebnisplan und Gesamtfinanzplan nach Einbringung des Entwurfs 2023 einschließlich Finanzplanung bis 2026


Produkt
Proj./Kst./Teilp./In.


Rat


52810000 Sonstige Sachleistungen
Aufgrund von derzeit zwei laufenden bzw. 
beabsichtigten Bürgerbegehren gem. § 26 Abs. 1 GO 
NRW sind -für den Fall dass die notwendigen Quoren 
gemäß § 26 Abs. 4 GO NRW erreicht werden- 
vorsorglich Mittel für die Durchführung von 
entsprechenden Bürgerentscheiden vorzusehen. 
Es wird mit Kosten von rd. 150.000 € je 
Bürgerentscheid (überwiegend Porto- und 
Druckkosten) gerechnet; der Haushaltsansatz für die 
Sachkosten zur Durchführung von Wahlen ist 
entsprechend zu erhöhen.
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


1003 3.500 €
300.000 €
303.500 €


21.500 €
0 €


21.500 €


45.000 €
0 €


45.000 €


3.500 €
0 €


3.500 €


EF11
02.04.01


VE 0 €


Aufwand und Auszahlung
Seite: 346 Zeile: 13/
H


78510000 Auszahlungen für Hochbaumaßnahmen
-Neubau Rettungswache Dülken-
Gemäß aktualisierter Kostenschätzung durch den 
Fachplaner sind die im Entwurf vorgesehenen 
Auszahlungsermächtigungen für den Neubau der 
Rettungswache anzupassen, da sich die 
voraussichtlichen Investitionskosten infolge der 
stärker gestiegenen Baupreise und der Erweiterung 
der Bruttogrundfläche für einen zusätzlichen Stellplatz 
auf igs. rd. 25 Mio. € belaufen werden. 
Korrespondierend wird auch die entsprechende 
Verpflichtungsermächtigung angepasst, um eine 
Auftragsvergabe in 2023 zu ermöglichen.
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


0 €


0 €
0 €


0 €


0 €
0 €


16.700.000 €


8.300.000 €
25.000.000 €


0 €


0 €
0 €


F12
02.05.02


7.000460.700.300


VE 8.300.000 €


Auszahlung
Seite: 369 Zeile: 8/
H
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Sachkonto


Bezeichnung
S A C H K O N T O FB 


Budget
Lfd.-
Nr.


Entwurf 2023
Änderung 2023


Ansatz 2023


Fin.-Plan 2024
Änderung 2024


Ansatz 2024


Fin.-Plan 2025
Änderung 2025


Ansatz 2025


Fin.-Plan 2026
Änderung 2026


Ansatz 2026


Veränderungen im Gesamtergebnisplan und Gesamtfinanzplan nach Einbringung des Entwurfs 2023 einschließlich Finanzplanung bis 2026


Produkt
Proj./Kst./Teilp./In.


Rat


52810000 Sonstige Sachleistungen
Aufgrund der vorliegenden Anmeldeüberhänge sollen 
an der Paul-Weyers-Schule sowie der Zweitorschule 
zusätzliche, 1/2 OGS- bzw. 8-1-Gruppen eingerichtet 
werden. Für die notwendigen Beschaffungen im 
Zusammenhang mit der Einrichtung der Gruppen sind 
einmalige Kosten von 17.500 € zu erwarten, zudem ist 
von laufenden Mehrkosten i. H. v. 35.000 € p.a. 
auszugehen, die zentral an dieser Position 
veranschlagt werden.
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


5001 227.550 €
52.500 €


280.050 €


86.750 €
35.000 €


121.750 €


86.750 €
35.000 €


121.750 €


86.750 €
35.000 €


121.750 €


EF13
03.01.01


VE 0 €


Aufwand und Auszahlung
Seite: 394 Zeile: 13/
H


52911000 Schülerbeförderungskosten
Gem. Antrag der SPD-Fraktion sollen vorsorglich 
zusätzliche Mittel i. H. v. 30.000 € zur Finanzierung 
eines direkten Transportes von Schülerinnen und 
Schülern der GGS Rahser aus dem Bereich der 
Krefelder Straße, die an der dortigen Dependance 
jedoch aus Platzgründen nicht untergebracht werden 
können, zum Standort Regentenstraße eingeplant 
werden. Aufgrund noch durchzuführender 
Abstimmungsgespräche werden die Mittel bis zu einer 
abschließenden inhaltlichen Entscheidung im 
nächsten Schulausschuss mit einem Sperrvermerk 
versehen.
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


5003 597.000 €
30.000 €


627.000 €


597.000 €
30.000 €


627.000 €


597.000 €
30.000 €


627.000 €


597.000 €
30.000 €


627.000 €


EF14
03.01.01


VE 0 €


Aufwand und Auszahlung
Seite: 394 Zeile: 13/
H
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Sachkonto


Bezeichnung
S A C H K O N T O FB 


Budget
Lfd.-
Nr.


Entwurf 2023
Änderung 2023


Ansatz 2023


Fin.-Plan 2024
Änderung 2024


Ansatz 2024


Fin.-Plan 2025
Änderung 2025


Ansatz 2025


Fin.-Plan 2026
Änderung 2026


Ansatz 2026


Veränderungen im Gesamtergebnisplan und Gesamtfinanzplan nach Einbringung des Entwurfs 2023 einschließlich Finanzplanung bis 2026


Produkt
Proj./Kst./Teilp./In.


Rat


68100000 Investitionszuweisungen vom Bund
-Baul. Maßn. Paul-Weyers-Schule Boisheim-
Nach der nunmehr erfolgten Bewilligung von 
entsprechenden Fördermitteln aus der neu 
aufgelegten BEG-Richtlinie können die entsprechend 
zu erwartenden Bundeszuweisungen in den 
Haushaltsplan 2023 aufgenommen werden (s. 
Vorlage 2023/3606/FB25/II). 
Empfehlung Ausschuss für Bauen, dig. Entwicklung 
und Infrastruktur 14.02.2023
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


0 €


1.439.600 €
1.439.600 €


0 €


0 €
0 €


0 €


0 €
0 €


0 €


0 €
0 €


F15
03.01.01


7.000404.705


VE 0 €


Einzahlung
Seite: 399 Zeile: 1/
H


78510000 Auszahlungen für Hochbaumaßnahmen
-Baul. Maßn. Paul-Weyers-Schule Boisheim-
Anpassung des Auszahlungsansatzes an die 
zusätzlichen Bedarfe im Küchen-/Mensabereich, die 
Mehrkosten beim Eisspeicher sowie die 
Kostensteigerungen im Zusammenhang mit den 
Submissionsergebnissen im Gesamtprojekt (s. 
Vorlage 2023/3606/FB25/II).
Empfehlung Ausschuss für Bauen, dig. Entwicklung 
und Infrastruktur 14.02.2023
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


2.068.000 €


1.340.000 €
3.408.000 €


0 €


0 €
0 €


0 €


0 €
0 €


0 €


0 €
0 €


F16
03.01.01


7.000404.700.300


VE 0 €


Auszahlung
Seite: 399 Zeile: 8/
H
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Sachkonto


Bezeichnung
S A C H K O N T O FB 


Budget
Lfd.-
Nr.


Entwurf 2023
Änderung 2023


Ansatz 2023


Fin.-Plan 2024
Änderung 2024


Ansatz 2024


Fin.-Plan 2025
Änderung 2025


Ansatz 2025


Fin.-Plan 2026
Änderung 2026


Ansatz 2026


Veränderungen im Gesamtergebnisplan und Gesamtfinanzplan nach Einbringung des Entwurfs 2023 einschließlich Finanzplanung bis 2026


Produkt
Proj./Kst./Teilp./In.


Rat


78520000 Auszahlungen für Tiefbaumaßnahmen
-Erweiterung Schulhof Paul-Weyers-Schule Dülken-
Aufgrund der beengten Platzverhältnisse an der Paul-
Weyers-Schule am Standort Mühlenberg (Dülken) 
bestehen Bestrebungen, eine Teilfläche des 
angrenzenden Marienparks als Erweiterungsfläche für 
den Schulhof herzurichten. Die voraussichtlichen 
Kosten belaufen sich auf rd. 37.000 €.
Aufgrund noch durchzuführender Prüfungen (u.a. 
Denkmalschutz) und Abstimmungen mit der 
Eigentümerin der Flächen werden die Mittel mit einem 
Sperrvermerk versehen.
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


0 €


37.000 €
37.000 €


0 €


0 €
0 €


0 €


0 €
0 €


0 €


0 €
0 €


F17
03.01.01


7.000577.700.200


VE 0 €


Auszahlung
Seite: 399 Zeile: 8/
H


41410000 Zuw. u. Zuschüsse vom Land
Fördermittel des Landes aus den Bausteinen "Extra-
Geld" (124.000 €) sowie "Extra-Zeit" (32.000 €) des 
Aktionsprogrammes "Ankommen und Aufholen" im 
Zusammenhang mit der Corona-Pandemie. Die 
Fördergelder sind bis zum Ende des Schuljahres 
2022/2023 zu verwenden.
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


0 €
156.000 €
156.000 €


0 €
0 €
0 €


0 €
0 €
0 €


0 €
0 €
0 €


EF18
03.01.07
P030107001


VE 0 €


Ertrag und Einzahlung
Seite: 464 Zeile: 2/
H
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Sachkonto


Bezeichnung
S A C H K O N T O FB 


Budget
Lfd.-
Nr.


Entwurf 2023
Änderung 2023


Ansatz 2023


Fin.-Plan 2024
Änderung 2024


Ansatz 2024


Fin.-Plan 2025
Änderung 2025


Ansatz 2025


Fin.-Plan 2026
Änderung 2026


Ansatz 2026


Veränderungen im Gesamtergebnisplan und Gesamtfinanzplan nach Einbringung des Entwurfs 2023 einschließlich Finanzplanung bis 2026


Produkt
Proj./Kst./Teilp./In.


Rat


44614000 Elternbeiträge Schulkinderbetreuung
Elternbeiträge für die durch freie Träger 
wahrgenommenen bzw. umgesetzten 
Betreuungsangebote im schulischen Bereich zur 
Weiterleitung an die Träger. Aufgrund einer Änderung 
der Erlasslage kann die bisherige Praxis der 
Vereinnahmung der Elternbeiträge durch die Träger 
selbst ab dem Schuljahr 2023/2024 nicht mehr 
erfolgen. Für die Ratssitzung am 16.05.2023 ist eine 
entsprechende Anpassung der städtischen 
Elternbeitragssatzung vorgesehen. Zur Sicherstellung 
der unterjährigen Handlungsfähigkeit wird für 2023 ein 
an die Träger weiterzuleitender Betrag von 50.000 € 
veranschlagt.
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


0 €
50.000 €
50.000 €


0 €
0 €
0 €


0 €
0 €
0 €


0 €
0 €
0 €


EF19
03.01.07


VE 0 €


Ertrag und Einzahlung
Seite: 464 Zeile: 5/
H


52910000 Aufw. f. sonstige Dienstleistungen
Zweckentsprechende Bereitstellung der Fördermittel 
des Landes aus den Bausteinen "Extra-Geld" 
(124.000 €) sowie "Extra-Zeit" (32.000 € zzgl. 
Eigenanteil 8.000 €) des Aktionsprogrammes 
"Ankommen und Aufholen" im Zusammenhang mit 
der Corona-Pandemie. Die Fördergelder sind bis zum 
Ende des Schuljahres 2022/2023 zu verwenden.
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


5001 87.750 €
164.000 €
251.750 €


87.750 €
0 €


87.750 €


87.750 €
0 €


87.750 €


87.750 €
0 €


87.750 €


EF20
03.01.07
P030107001


VE 0 €


Aufwand und Auszahlung
Seite: 465 Zeile: 13/
H
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Sachkonto


Bezeichnung
S A C H K O N T O FB 


Budget
Lfd.-
Nr.


Entwurf 2023
Änderung 2023


Ansatz 2023


Fin.-Plan 2024
Änderung 2024


Ansatz 2024


Fin.-Plan 2025
Änderung 2025


Ansatz 2025


Fin.-Plan 2026
Änderung 2026


Ansatz 2026


Veränderungen im Gesamtergebnisplan und Gesamtfinanzplan nach Einbringung des Entwurfs 2023 einschließlich Finanzplanung bis 2026


Produkt
Proj./Kst./Teilp./In.


Rat


53180000 Zuw. u. Zuschüsse übrige Bereiche
Ansatzerhöhung um 80.000 €, die sich wie folgt 
aufteilen:
1.) Aufgrund einer Änderung der Erlasslage kann die 
bisherige Praxis der Vereinnahmung der 
Elternbeiträge für Schulkinder-Betreuungsangebote 
durch die freien Träger selbst ab dem Schuljahr 
2023/2024 nicht mehr erfolgen. Zur Sicherstellung der 
unterjährigen Handlungsfähigkeit wird für 2023 ein an 
die Träger weiterzuleitender Betrag von 50.000 € 
veranschlagt (s. Sachkonto 44614000). Für die 
Ratssitzung am 16.05.2023 ist eine entsprechende 
Anpassung der städtischen Elternbeitragssatzung 
vorgesehen. Auf Grundlage der hier getroffenen 
Regelungen erfolgt eine Ansatzanpassung für die 
Jahre 2024ff. mit dem Haushaltsplanentwurf 2024.


2.) Ebenfalls durch Änderung der Erlasslage können 
Overheadkosten der freien Träger im Zusammenhang 
mit den Schulkinderbetreuungsangeboten nicht mehr 
über die Landesmittel abgerechnet werden. Mit den 
Trägern sind Gespräche über die künftige 
Vorgehensweise zu führen. Um im Bedarfsfall den 
Trägern einen Ausgleich zur Sicherstellung derer 
Wirtschaftlichkeit leisten zu können, wird ein 
Pauschalbetrag von 30.000 € für das Kalenderjahr 
2023 veranschlagt. Auf Grundlage der mit den 
Trägern zu vereinbarenden Regelungen erfolgt eine 
Ansatzanpassung für die Jahre 2024ff. mit dem 
Haushaltsplanentwurf 2024.
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


5001 13.610 €
80.000 €
93.610 €


13.610 €
0 €


13.610 €


13.610 €
0 €


13.610 €


13.610 €
0 €


13.610 €


EF21
03.01.07


VE 0 €


Aufwand und Auszahlung
Seite: 466 Zeile: 15/
H
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Sachkonto


Bezeichnung
S A C H K O N T O FB 


Budget
Lfd.-
Nr.


Entwurf 2023
Änderung 2023


Ansatz 2023


Fin.-Plan 2024
Änderung 2024


Ansatz 2024


Fin.-Plan 2025
Änderung 2025


Ansatz 2025


Fin.-Plan 2026
Änderung 2026


Ansatz 2026


Veränderungen im Gesamtergebnisplan und Gesamtfinanzplan nach Einbringung des Entwurfs 2023 einschließlich Finanzplanung bis 2026


Produkt
Proj./Kst./Teilp./In.


Rat


41400000 Zuweisungen und Zuschüsse vom Bund
Fördermittel der Kulturstiftung des Bundes (KSB) für 
das Projekt "Tanzland", welches die Stadt Viersen 
gemeinsam mit der Stadt Lünen in den Jahren 2023-
2026 durchführt (s. Produkt 04.01.01, Sachkonto 
52812000).
Empfehlung Kultur- u. Partnerschaftsausschuss 
02.02.2023
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


0 €
14.300 €
14.300 €


0 €
16.700 €
16.700 €


0 €
6.800 €
6.800 €


0 €
2.900 €
2.900 €


EF22
04.01.01
P040101015


VE 0 €


Ertrag und Einzahlung
Seite: 496 Zeile: 2/
N


41470000 Zuw. u. Zusch. priv. Unternehmen
Sponsoringeinnahmen für das städtische 
Kulturprogramm 2023, insbesondere 
SommerKulturBühne (s. Produkt 04.01.01, SK 
52812100).
Empfehlung Kultur- u. Partnerschaftsausschuss 
02.02.2023
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


0 €
50.000 €
50.000 €


0 €
0 €
0 €


0 €
0 €
0 €


0 €
0 €
0 €


EF23
04.01.01


VE 0 €


Ertrag und Einzahlung
Seite: 496 Zeile: 2/
H


41471050 Zuw. u. Zusch. Sponsoring Jazzfestival
Gemäß Mitteilung im Kultur- und 
Partnerschaftsausschuss am 02.02.2023 erhält die 
Stadt für die Durchführung des Jazzfestivals aus der 
Sparkassenstiftung Mittel in Höhe von 20.000 € 
anstelle von 25.000 €; der Haushaltsansatz ist 
entsprechend anzupassen.
Empfehlung Kultur- und Partnerschaftsausschuss 
02.02.2023
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


75.250 €
-5.000 €
70.250 €


75.250 €
-5.000 €
70.250 €


75.250 €
-5.000 €
70.250 €


75.250 €
-5.000 €
70.250 €


EF24
04.01.01


VE 0 €


Ertrag und Einzahlung
Seite: 496 Zeile: 2/
H
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Sachkonto


Bezeichnung
S A C H K O N T O FB 


Budget
Lfd.-
Nr.


Entwurf 2023
Änderung 2023


Ansatz 2023


Fin.-Plan 2024
Änderung 2024


Ansatz 2024


Fin.-Plan 2025
Änderung 2025


Ansatz 2025


Fin.-Plan 2026
Änderung 2026


Ansatz 2026


Veränderungen im Gesamtergebnisplan und Gesamtfinanzplan nach Einbringung des Entwurfs 2023 einschließlich Finanzplanung bis 2026


Produkt
Proj./Kst./Teilp./In.


Rat


52812000 Aufwendungen Sonderprojekte
Die Stadt Viersen führt gemeinsam mit der Stadt 
Lünen in den Jahren 2023-2026 das Projekt 
"Tanzland" durch, welches durch die Kulturstiftung 
des Bundes (KSB) gefördert wird. Hierbei finden in 
beiden Kommunen je 6 Gastspiele von 
Tanzensembles sowie 2 Workshops zur Vermittlung 
des Themas "Zeitgenössischer Tanz" für die 
Öffentlichkeit, statt. Die Kosten für Honorare und 
Veranstaltungsnebenkosten werden durch die 
Fördermittel der KSB zu 100% gedeckt und können 
so haushaltsneutral dargestellt werden (s. Produkt 
04.01.01, Sachkonto 41400000).
Empfehlung Kultur- u. Partnerschaftsausschuss 
02.02.2023
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


9002 7.500 €
14.300 €
21.800 €


7.500 €
16.700 €
24.200 €


7.500 €
6.800 €


14.300 €


7.500 €
2.900 €


10.400 €


EF25
04.01.01
P040101015


VE 0 €


Aufwand und Auszahlung
Seite: 497 Zeile: 13/
N
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betroffen, H = haushaltswirksam, N = haushaltsneutral, U = Umplanung)







Sachkonto


Bezeichnung
S A C H K O N T O FB 


Budget
Lfd.-
Nr.


Entwurf 2023
Änderung 2023


Ansatz 2023


Fin.-Plan 2024
Änderung 2024


Ansatz 2024


Fin.-Plan 2025
Änderung 2025


Ansatz 2025


Fin.-Plan 2026
Änderung 2026


Ansatz 2026


Veränderungen im Gesamtergebnisplan und Gesamtfinanzplan nach Einbringung des Entwurfs 2023 einschließlich Finanzplanung bis 2026


Produkt
Proj./Kst./Teilp./In.


Rat


52812100 Veranstaltungskosten
Im Jahr 2023 soll erneut die SommerKulturBühne am 
Hohen Busch als Teil des städtischen Gesamt-
Kulturprogramms veranstaltet werden, entsprechende 
Planungen hierzu laufen aufgrund des erforderlichen 
Vorlaufs bereits. Wegen der vielseits gestiegenen 
Kosten infolge der Entwicklungen am Markt (u. a. 
überproportionale Inflation) bedarf es hierzu 
zusätzlicher Mittel, um parallel den 
Veranstaltungsbetrieb in der Festhalle im gewohnten 
Umfang (u.a. Abo-Reihen) durchführen zu können. 
Hierzu sollen in 2023 einmalig 50.000 € bereitgestellt 
werden, die durch entsprechende 
Sponsoringeinnahmen (s. Produkt 04.01.01, SK 
41470000) gedeckt sind und somit den Haushalt nicht 
belasten. Die Planung und Vorgehensweise für die 
Jahre 2024ff. soll zunächst politisch beraten werden.
Ferner sollen in 2023 weitere 25.000 € bereitgestellt 
werden, um zwei in 2022 pandemiebedingt 
ausgefallene Kulturveranstaltungen nachholen zu 
können.
Empfehlung Kultur- u. Partnerschaftsausschuss 
02.02.2023
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


9002 528.670 €
75.000 €


603.670 €


528.670 €
0 €


528.670 €


528.670 €
0 €


528.670 €


528.670 €
0 €


528.670 €


EF26
04.01.01


VE 0 €


Aufwand und Auszahlung
Seite: 497 Zeile: 13/
H
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Sachkonto


Bezeichnung
S A C H K O N T O FB 


Budget
Lfd.-
Nr.


Entwurf 2023
Änderung 2023


Ansatz 2023


Fin.-Plan 2024
Änderung 2024


Ansatz 2024


Fin.-Plan 2025
Änderung 2025


Ansatz 2025


Fin.-Plan 2026
Änderung 2026


Ansatz 2026


Veränderungen im Gesamtergebnisplan und Gesamtfinanzplan nach Einbringung des Entwurfs 2023 einschließlich Finanzplanung bis 2026


Produkt
Proj./Kst./Teilp./In.


Rat


52910000 Aufw. f. sonstige Dienstleistungen
Gemäß Antrag der Fraktionen von CDU und SPD 
sollen vor dem Hintergrund der unklaren Zukunft des 
Ev. Gemeindehauses in Alt-Viersen im Haushaltsplan 
2023 vorsorglich Mittel in Höhe von 30.000 € für 
eventuell anfallende Kosten im Zusammenhang mit 
der Planung zur Erarbeitung einer Lösung für eine 
Veranstaltungsstätte für die Vereine in Alt-Viersen und 
in Süchteln eingestellt werden. Die Mittel werden nur 
bei tatsächlichem Bedarf beansprucht und der Kultur- 
und Partnerschaftsausschuss entsprechend informiert 
bzw. beteiligt.
Empfehlung Kultur- und Partnerschaftsausschuss 
02.02.2023
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


9002 9.470 €
30.000 €
39.470 €


9.470 €
0 €


9.470 €


9.470 €
0 €


9.470 €


9.470 €
0 €


9.470 €


EF27
04.01.02


VE 0 €


Aufwand und Auszahlung
Seite: 496 Zeile: 2/
H


41210000 Bedarfszuweisungen vom Land
Anteilige Landeszuweisungen aus dem 
"Stärkungspakt NRW" zur Unterstützung der 
Kommunen bei der Aufrechterhaltung von 
Einrichtungen der sozialen Infrastruktur (s. 
Erläuterung zu Produkt 05.01.01, SK 53181100 + 
53390000).
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


0 €
400.392 €
400.392 €


0 €
0 €
0 €


0 €
0 €
0 €


0 €
0 €
0 €


EF28
05.01.01
P050101011


VE 0 €


Ertrag und Einzahlung
Seite: 554 Zeile: 1/
N
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betroffen, H = haushaltswirksam, N = haushaltsneutral, U = Umplanung)







Sachkonto


Bezeichnung
S A C H K O N T O FB 


Budget
Lfd.-
Nr.


Entwurf 2023
Änderung 2023


Ansatz 2023


Fin.-Plan 2024
Änderung 2024


Ansatz 2024


Fin.-Plan 2025
Änderung 2025


Ansatz 2025


Fin.-Plan 2026
Änderung 2026


Ansatz 2026


Veränderungen im Gesamtergebnisplan und Gesamtfinanzplan nach Einbringung des Entwurfs 2023 einschließlich Finanzplanung bis 2026


Produkt
Proj./Kst./Teilp./In.


Rat


53181100 Zuweis. u. Zuschüsse Wohlfahrtsverbände
Die Stadt erhält igs. rd. 490 T€ aus dem 
"Stärkungspakt NRW" zur Unterstützung der 
Kommunen bei der Aufrechterhaltung von 
Einrichtungen der sozialen Infrastruktur. Hiervon 
werden rd. 400 T€ im Produkt 05.01.01 -Hilfen 
Einkommensdefizite/Unterstützungsleistungen- 
veranschlagt, davon rd. 350 T€ zur Unterstützung der 
Träger von Begegnungsstätten und weiteren 
Wohlfahrtsverbänden.
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


4001 147.231 €
350.392 €
497.623 €


147.231 €
0 €


147.231 €


147.231 €
0 €


147.231 €


147.231 €
0 €


147.231 €


EF29
05.01.01
P050101011


VE 0 €


Aufwand und Auszahlung
Seite: 555 Zeile: 15/
N


53393000 Sonstige soziale Leistungen
Die Stadt erhält igs. rd. 490 T€ aus dem 
"Stärkungspakt NRW" zur Unterstützung der 
Kommunen bei der Aufrechterhaltung von 
Einrichtungen der sozialen Infrastruktur. Hiervon 
werden rd. 400 T€ im Produkt 05.01.01 -Hilfen 
Einkommensdefizite/Unterstützungsleistungen- 
veranschlagt, davon rd. 50 T€ für Einzelfallhilfen.
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


4001 0 €
50.000 €
50.000 €


0 €
0 €
0 €


0 €
0 €
0 €


0 €
0 €
0 €


EF30
05.01.01
P050101011


VE 0 €


Aufwand und Auszahlung
Seite: 556 Zeile: 15/
N
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Sachkonto


Bezeichnung
S A C H K O N T O FB 


Budget
Lfd.-
Nr.


Entwurf 2023
Änderung 2023


Ansatz 2023


Fin.-Plan 2024
Änderung 2024


Ansatz 2024


Fin.-Plan 2025
Änderung 2025


Ansatz 2025


Fin.-Plan 2026
Änderung 2026


Ansatz 2026


Veränderungen im Gesamtergebnisplan und Gesamtfinanzplan nach Einbringung des Entwurfs 2023 einschließlich Finanzplanung bis 2026


Produkt
Proj./Kst./Teilp./In.


Rat


52810000 Sonstige Sachleistungen
Aufgrund eines technischen Fehlers bei der SAP-
internen Verrechnung wurden versehentlich Mittel in 
Höhe von 25.000 € bei Produkt 06.01.01, Sachkonto 
52810000 eingeplant, die originär den Produkten 
06.02.01 -Kinder- und Jugendarbeit- (5.000 € für 
Projekte der Jugendsozialarbeit) bzw. 06.02.04 -
Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz- (15.000 € 
für Familienberatung und 5.000 € für Suchtprävention) 
zuzuordnen sind. Die Mittel sind daher entsprechend 
umzuplanen (haushaltsneutral).
Empfehlung Jugendhilfeausschuss 26.01.2023
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


4104 91.500 €
-25.000 €
66.500 €


94.400 €
-25.000 €
69.400 €


97.600 €
-25.000 €
72.600 €


100.700 €
-25.000 €
75.700 €


EF31
06.01.01


VE 0 €


Aufwand und Auszahlung
Seite: 614 Zeile: 13/
U


41210000 Bedarfszuweisungen vom Land
Anteilige Landeszuweisungen aus dem 
"Stärkungspakt NRW" zur Unterstützung der 
Kommunen bei der Aufrechterhaltung von 
Einrichtungen der sozialen Infrastruktur (s. 
Erläuterung zu Produkt 06.02.01, SK 53180000).
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


0 €
90.000 €
90.000 €


0 €
0 €
0 €


0 €
0 €
0 €


0 €
0 €
0 €


EF32
06.02.01


VE 0 €


N
Seite: 634 / Zeile: 1 
Ertrag und Einzahlung
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Sachkonto


Bezeichnung
S A C H K O N T O FB 


Budget
Lfd.-
Nr.


Entwurf 2023
Änderung 2023


Ansatz 2023


Fin.-Plan 2024
Änderung 2024


Ansatz 2024


Fin.-Plan 2025
Änderung 2025


Ansatz 2025


Fin.-Plan 2026
Änderung 2026


Ansatz 2026


Veränderungen im Gesamtergebnisplan und Gesamtfinanzplan nach Einbringung des Entwurfs 2023 einschließlich Finanzplanung bis 2026


Produkt
Proj./Kst./Teilp./In.


Rat


52810000 Sonstige Sachleistungen
Umplanung von versehentlich im Produkt 06.01.01 
nachgewiesenen Mitteln, die tatsächlich dem Produkt 
06.02.01 -Kinder- und Jugendarbeit- (5.000 € für 
Projekte der Jugendsozialarbeit) zuzuordnen sind 
(siehe Erläuterungen zu Produkt 06.01.01, Sachkonto 
52810000).
Empfehlung Jugendhilfeausschuss 26.01.2023
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


4102 61.000 €
5.000 €


66.000 €


61.000 €
5.000 €


66.000 €


61.000 €
5.000 €


66.000 €


61.000 €
5.000 €


66.000 €


EF33
06.02.01


VE 0 €


Aufwand und Auszahlung
Seite: 635 Zeile: 13/
U


53180000 Zuw. u. Zuschüsse lfd. Zwecke an übrige Bereiche
Gemäß Antrag der CDU-Fraktion im 
Jugendhilfeausschuss am 26.01.2023 soll der 
Zuschuss an den "Spielkreis Berliner Höhe" (bisher 
1.380 €, im Gesamtansatz bei diesem Sachkonto 
enthalten) um 25% angehoben werden (neu: 1.750 €), 
da dieser in den vergangenen Jahren konstant 
geblieben ist, während die Inflationsdynamik, 
insbesondere im vergangenen Jahr, eine besondere 
Belastung für den Verein darstellt.
Empfehlung Jugendhilfeausschuss 26.01.2023
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


4102 54.880 €
370 €


55.250 €


54.880 €
370 €


55.250 €


54.880 €
370 €


55.250 €


54.880 €
370 €


55.250 €


EF34
06.02.01


VE 0 €


Aufwand und Auszahlung
Seite: 635 Zeile: 15/
H
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Sachkonto


Bezeichnung
S A C H K O N T O FB 


Budget
Lfd.-
Nr.


Entwurf 2023
Änderung 2023


Ansatz 2023


Fin.-Plan 2024
Änderung 2024


Ansatz 2024


Fin.-Plan 2025
Änderung 2025


Ansatz 2025


Fin.-Plan 2026
Änderung 2026


Ansatz 2026


Veränderungen im Gesamtergebnisplan und Gesamtfinanzplan nach Einbringung des Entwurfs 2023 einschließlich Finanzplanung bis 2026


Produkt
Proj./Kst./Teilp./In.


Rat


53180000 Zuw. u. Zusch. lfd. Zwecke übrige Bereiche
Die Stadt erhält igs. rd. 490 T€ aus dem 
"Stärkungspakt NRW" zur Unterstützung der 
Kommunen bei der Aufrechterhaltung von 
Einrichtungen der sozialen Infrastruktur. Hiervon 
werden rd. 90 T€ im Produkt 06.02.01 -Kinder- und 
Jugendarbeit- für entsprechende 
Unterstützungsleistungen in diesem Bereich 
veranschlagt.
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


4102 55.250 €
90.000 €


145.250 €


55.250 €
0 €


55.250 €


55.250 €
0 €


55.250 €


55.250 €
0 €


55.250 €


EF35
06.02.01


VE 0 €


N
Seite: 635 / Zeile: 15 
Aufwand und Auszahlung


52810000 Sonstige Sachleistungen
Umplanung von versehentlich im Produkt 06.01.01 
nachgewiesenen Mitteln, die tatsächlich dem Produkt 
06.02.04 -Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz- 
(15.000 € für Familienberatung und 5.000 € für 
Suchtprävention) zuzuordnen sind (siehe 
Erläuterungen zu Produkt 06.01.01, Sachkonto 
52810000).
Empfehlung Jugendhilfeausschuss 26.01.2023
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


4102 13.000 €
20.000 €
33.000 €


13.000 €
20.000 €
33.000 €


13.000 €
20.000 €
33.000 €


13.000 €
20.000 €
33.000 €


EF36
06.02.04


VE 0 €


Aufwand und Auszahlung
Seite: 658 Zeile: 13/
U
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Sachkonto


Bezeichnung
S A C H K O N T O FB 


Budget
Lfd.-
Nr.


Entwurf 2023
Änderung 2023


Ansatz 2023


Fin.-Plan 2024
Änderung 2024


Ansatz 2024


Fin.-Plan 2025
Änderung 2025


Ansatz 2025


Fin.-Plan 2026
Änderung 2026


Ansatz 2026


Veränderungen im Gesamtergebnisplan und Gesamtfinanzplan nach Einbringung des Entwurfs 2023 einschließlich Finanzplanung bis 2026


Produkt
Proj./Kst./Teilp./In.


Rat


53180000 Zuw. u. Zuschüsse lfd. Zwecke an übrige Bereiche
Gemäß Antrag der CDU-Fraktion im 
Jugendhilfeausschuss am 26.01.2023 sollen die 
Zuschüsse an den "Kinderschutzbund" (bisher 8.100 
€) und den "Schwangerenfonds" (bisher 6.000 €) -
jeweils im Gesamtansatz bei diesem Sachkonto 
enthalten- um 25% angehoben werden (neu: 10.000 € 
bzw. 7.500 €), da diese in den vergangenen Jahren 
konstant geblieben sind, während die 
Inflationsdynamik, insbesondere im vergangenen 
Jahr, eine besondere Belastung für die Vereine 
darstellt.
Empfehlung Jugendhilfeausschuss 26.01.2023
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


4102 40.100 €
3.500 €


43.600 €


40.100 €
3.500 €


43.600 €


40.100 €
3.500 €


43.600 €


40.100 €
3.500 €


43.600 €


EF37
06.03.02


VE 0 €


Aufwand und Auszahlung
Seite: 201 Zeile: 15/
H


52162000 Instandhaltung Radwege
Gem. Antrag der Fraktion Bündnis90/DIE GRÜNEN 
soll der Ansatz für die Instandhaltung von Radwegen 
analog zur im Entwurf vorgesehenen Erhöhung der 
Mittel für die Instandhaltung von Fahrbahnen 
verdoppelt werden.
Empfehlung Ausschuss für Bauen, dig. Entwicklung u. 
Infrastruktur 14.02.2023
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


9204 209.000 €
209.000 €
418.000 €


209.000 €
209.000 €
418.000 €


209.000 €
209.000 €
418.000 €


209.000 €
209.000 €
418.000 €


EF38
12.01.04


VE 0 €


Aufwand und Auszahlung
Seite: 911 Zeile: 13/
H


15.03.2023 Seite 20 von 2420-12-01 / (Proj. = Projekt, Kst. = Kostenstelle, Teilp. = Teilprodukt, In. = Innenauftrag, E = Ergebnisplan ist betroffen, F = Finanzplan ist betroffen, EF = Ergebnis- und Finanzplan sind 
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Sachkonto


Bezeichnung
S A C H K O N T O FB 


Budget
Lfd.-
Nr.


Entwurf 2023
Änderung 2023


Ansatz 2023


Fin.-Plan 2024
Änderung 2024


Ansatz 2024


Fin.-Plan 2025
Änderung 2025


Ansatz 2025


Fin.-Plan 2026
Änderung 2026


Ansatz 2026


Veränderungen im Gesamtergebnisplan und Gesamtfinanzplan nach Einbringung des Entwurfs 2023 einschließlich Finanzplanung bis 2026


Produkt
Proj./Kst./Teilp./In.


Rat


52320000 Aufwandserstattung lfd. Verw.tätigkeit Gemeinden
Einplanung des städtischen Eigenanteils für die 
Planungskosten im Zusammenhang mit der 
"Verlängerung der Regiobahn S28" (Leistungsphasen 
1-4). Da die tatsächlichen Zahlen erst nach Erteilung 
des Förderbescheides Ende Januar 2023 konkret 
beziffert werden konnten, war eine Veranschlagung im 
Entwurf 2023 noch nicht möglich.
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


9501 0 €
26.750 €
26.750 €


0 €
71.250 €
71.250 €


0 €
72.000 €
72.000 €


0 €
0 €
0 €


EF39
12.01.05


VE 0 €


Aufwand und Auszahlung
Seite: 920 Zeile: 13/
H


41410000 Zuw. u. Zusch. lfd. Zwecke vom Land
Erwartete Landesmittel für die Erstellung eines 
Gutachtens zur kommunalen Wärmeplanung (90%-
Förderung, s. Erläuterungen zu Produkt 14.01.02, SK 
54291000).
Beratung ohne Beschlussempfehlung Ausschuss für 
Klima- und Umweltschutz, Land- und Forstwirtschaft 
13.02.2023
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


22.200 €
180.000 €
202.200 €


0 €
0 €
0 €


0 €
0 €
0 €


0 €
0 €
0 €


EF40
14.01.02


VE 0 €


Ertrag und Einzahlung
Seite: 1004 Zeile: 2/
H
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Sachkonto


Bezeichnung
S A C H K O N T O FB 


Budget
Lfd.-
Nr.


Entwurf 2023
Änderung 2023


Ansatz 2023


Fin.-Plan 2024
Änderung 2024


Ansatz 2024


Fin.-Plan 2025
Änderung 2025


Ansatz 2025


Fin.-Plan 2026
Änderung 2026


Ansatz 2026


Veränderungen im Gesamtergebnisplan und Gesamtfinanzplan nach Einbringung des Entwurfs 2023 einschließlich Finanzplanung bis 2026


Produkt
Proj./Kst./Teilp./In.


Rat


53180000 Zuw. u. Zusch. f. lfd. Zwecke übrige Bereiche
Gem. Antrag der Fraktion Bündnis90/DIE GRÜNEN 
sollen Mittel im Umfang von 15.000 € zur Förderung 
von privaten Dritten für den Erwerb von 
steckerfertigen Photovoltaikanlagen (PV-
Balkonmodule) in den Haushaltsplan 2023 eingestellt 
werden. Die Mittel sollen mit einem Sperrvermerk 
versehen und nur in Anspruch genommen werden, 
sofern der Kreis Viersen kein eigenes 
Förderprogramm auflegt.
Empfehlung Ausschuss für Klima- und Umweltschutz, 
Land- und Forstwirtschaft 13.02.2023 (Vorlage 
2023/3603/GBIV/II).
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


8002 51.840 €
15.000 €
66.840 €


51.840 €
15.000 €
66.840 €


51.840 €
15.000 €
66.840 €


51.840 €
15.000 €
66.840 €


EF41
14.01.02


VE 0 €


Aufwand und Auszahlung
Seite: 1005 Zeile: 15/
H


54291000 Prüfung, Beratung, Gutachten
Die Fraktion Bündnis90/DIE GRÜNEN hat in der 
Sitzung des Ausschusses für Klima- und 
Umweltschutz, Land- und Forstwirtschaft am 
13.02.2023 beantragt, zusätzliche Mittel in Höhe von 
200.000 € für die Erstellung eines Gutachtens zur 
kommunalen Wärmeplanung einzustellen, welches zu 
90% aus Landesmitteln refinanziert werden könne 
(städtischer Eigenanteil = 20.000 €). Die Mittel sollen 
mit einem Sperrvermerk vorbehaltlich einer 
entsprechenden Fördermittelbewilligung versehen 
werden.
Beratung ohne Beschlussempfehlung Ausschuss für 
Klima- und Umweltschutz, Land- und Forstwirtschaft 
13.02.2023
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


8100 215.140 €
200.000 €
415.140 €


30.000 €
0 €


30.000 €


10.000 €
0 €


10.000 €


10.000 €
0 €


10.000 €


EF42
14.01.02


VE 0 €


Aufwand und Auszahlung
Seite: 1005 Zeile: 16/
H
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Sachkonto


Bezeichnung
S A C H K O N T O FB 


Budget
Lfd.-
Nr.


Entwurf 2023
Änderung 2023


Ansatz 2023


Fin.-Plan 2024
Änderung 2024


Ansatz 2024


Fin.-Plan 2025
Änderung 2025


Ansatz 2025


Fin.-Plan 2026
Änderung 2026


Ansatz 2026


Veränderungen im Gesamtergebnisplan und Gesamtfinanzplan nach Einbringung des Entwurfs 2023 einschließlich Finanzplanung bis 2026


Produkt
Proj./Kst./Teilp./In.


Rat


41110000 Schlüsselzuweisungen vom Land
Ansatzanpassung für die Schlüsselzuweisungen 
2023, da der Festsetzungsbescheid gem. GFG 2023 
geringfügig niedriger ausfällt als das Ergebnis der 
Modellrechnung zum GFG 2023 (= Grundlage für 
Ansatzbildung im Entwurf).
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


54.840.000 €
-110.000 €


54.730.000 €


55.830.000 €
0 €


55.830.000 €


58.340.000 €
0 €


58.340.000 €


61.080.000 €
0 €


61.080.000 €


EF43
16.01.01


VE 0 €


Ertrag und Einzahlung
Seite: 1042 Zeile: 2/
H


53740000 Kreisumlage allgemein (nur Aufwand)
Ansatzanpassung bei der Kreisumlage 2023 durch 
eine Korrektur des Wertes für die Inanspruchnahme 
einer Rückstellung für die erhöhten 
Kreisumlagenzahlungsverpflichtungen infolge 
ungewöhnlich hoher Steuereinzahlungen in Vorjahren.
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


9501 51.516.200 €
-200.000 €


51.316.200 €


52.225.000 €
0 €


52.225.000 €


53.940.000 €
0 €


53.940.000 €


55.795.000 €
0 €


55.795.000 €


E44
16.01.01


VE 0 €


Aufwand
Seite: 1043 Zeile: 15/
H


69273000 Kreditaufnahmen Investitionen Kreditinstitute
(ohne Umschuldungen)
Korrespondierende Anpassung der 
Kreditermächtigung für 2025 aufgrund der Anpassung 
des Auszahlungsansatzes 2025 im Zusammenhang 
mit dem Neubau der Rettungswache Ransberg (s. 
Erläuterungen zu Lfd. Nr. 2, Produkt 02.05.02, SK 
78510000).
Empfehlung Haupt- und Finanzausschuss 13.03.2023


4.599.090 €


0 €
4.599.090 €


5.407.680 €


0 €
5.407.680 €


20.920.530 €


8.300.000 €
29.220.530 €


4.189.470 €


0 €
4.189.470 €


F45
16.01.02


3.00010.01


VE 0 €


Einzahlung
Seite: 120 Zeile: 33/
H
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Sachkonto


Bezeichnung
S A C H K O N T O FB 


Budget
Lfd.-
Nr.


Entwurf 2023
Änderung 2023


Ansatz 2023


Fin.-Plan 2024
Änderung 2024


Ansatz 2024


Fin.-Plan 2025
Änderung 2025


Ansatz 2025


Fin.-Plan 2026
Änderung 2026


Ansatz 2026


Veränderungen im Gesamtergebnisplan und Gesamtfinanzplan nach Einbringung des Entwurfs 2023 einschließlich Finanzplanung bis 2026


Produkt
Proj./Kst./Teilp./In.


Rat


Gesamtertrag 804.146 €


Gesamtaufwand 1.515.702 €


Überschuss (+) / Zuschussbedarf (-) -711.556 €


405.010 € 391.860 € 315.960 €


13.700 € 1.800 € -2.100 €


-391.310 € -390.060 € -318.060 €


endgültiges Jahresergebnis -8.384.987 € -10.698.620 € -9.166.023 € -6.693.069 €


-7.673.431 €Jahresergebnis lt. Entwurf 2023 -10.307.310 € -8.775.963 € -6.375.009 €


Gesamtsumme VE 8.250.000 €


Gesamteinzahlungen 2.237.892 €


Gesamtauszahlungen 3.157.702 €


Überschuss (+) / Zuschussbedarf (-) -919.810 €


355.010 € 8.691.860 € 315.960 €


13.700 € 8.301.800 € -2.100 €


-341.310 € -390.060 € -318.060 €


Änderung Bestand an eigenen Finanzmitteln abschließend -17.880.241 € -17.069.829 € -12.263.440 € -11.830.894 €


-16.960.431 €Änderung Bestand an eigenen Finanzmitteln lt. Entwurf 2023 -16.728.519 € -11.873.380 € -11.512.834 €


Auswirkung 
Gesamtergebnisplan:


Auswirkung 
Gesamtfinanzplan:
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Kreditaufnahmerahmen 
Auch im Haushaltsplanentwurf 2023 wurde der städtische Kreditdeckel, der die unrentierliche 
Kreditaufnahme zur Finanzierung der städtischen Investitionstätigkeit auf 100% des Niveaus 
der Maßgaben aus dem aufgehobenen Leitfaden des Innenministeriums NRW vom 
06.03.2009 zur Haushaltssicherung begrenzt (Ratsbeschluss vom 23.06.2020 zu Vorlage 
2020/2461/FB20/I/1), beibehalten. 
 
Für den Haushalt 2023 stellt sich die Finanzierung der Investitionen wie folgt dar: 
  


 2023 
-in T€- 


 


Auszahlungen für Investitionen 20.587 


abzgl. Einzahlungen für Investitionen  - 10.515 


Finanzierungsbedarf investiv (gesamt) 10.071 


abzgl. rentierliche Maßnahmen - 1.116 


Finanzierungsbedarf investiv (unrentierlich) 8.955 


abzgl. Kreditdeckel (unrentierlich) - 3.483 


  


Saldo = weiterer Finanzierungsbedarf investiv (unrentierlich) 5.472 


evtl. Summenabweichungen aufgrund von Rundungsdifferenzen 
 
 
Wie aus der Darstellung ersichtlich ist, liegt der Finanzierungsbedarf an unrentierlichen In-
vestitionen rd. 5.472.000 € oberhalb des städtischen Kreditdeckels. Dennoch wird die inves-
tive Kreditermächtigung lediglich in Höhe des Kreditdeckels (rd. 4.599.000 € inkl. rentierlicher 
Maßnahmen) veranschlagt. Die Finanzierung des Differenzbetrags erfolgt aus liquiden Mit-
teln, die sich u.a. aus angesparten Mitteln der Allgemeinen Investitionspauschale aus Vorjah-
ren zusammensetzen und somit zweckentsprechend verwendet werden. Der Kreditdeckel 
wird insofern auch für das Haushaltsjahr 2023 eingehalten; gleichzeitig ist die Finan-
zierung der beabsichtigten städtischen Investitionen 2023 gesichert. 







   


Ansatz
Produkt PSP-Element Bezeichnung Sachkonto 2023 2024 2025 2026 2027ff.*


€ € € € €


01.03.02 7.000030.700 Erwerb Maschinen/Geräte/Container Städtische Betriebe 78310000 185.000 185.000 0 0 0


01.03.02 7.000031.700 Erwerb Fahrzeuge Städtische Betriebe 78310000 925.000 925.000 0 0 0


01.08.04 7.000415.700 Erwerb/Install. Photovoltaikanlagen 78310000 750.000 750.000 0 0 0


01.08.04 7.000563.700 Beschaffung Notstromversorgungsanlagen 78310000 650.000 650.000 0 0 0


01.08.04 7.000564.700.300 Bauk. Ertücht. IT-Infrastr. Vw.-Standort 78510000 150.000 100.000 50.000 0 0


02.05.01 7.000012.700 Erwerb Fahrzeuge Feuerwehr 78310000 1.225.000 95.000 0 1.130.000 0


02.05.02 7.000014.700 Erwerb Fahrzeuge Rettungsdienst 78310000 340.000 170.000 170.000 0 0


02.05.02 7.000460.700.300 Baukosten Neubau Rettungswache Dülken 78510000 25.000.000 0 25.000.000 0 0


03.01.01 7.000478.700.200 Umgestaltung Schulhof Brüder-Grimm-Sch. 78520000 4.500 4.500 0 0 0


03.01.01 7.000479.700.300 Bauk. Neubau OGS-Gebäude Viersen I 78510000 34.550.000 6.000.000 6.000.000 8.825.000 13.725.000


03.01.01 7.000486.700.200 Bauk. Außenanl. Albert-Schweitz.-Sch. 78520000 16.500 12.300 4.200 0 0


03.01.05 7.000487.700.200 Bauk. Außenanl. Anne-Frank-Gesamtschule 78520000 5.500 5.500 0 0 0


04.02.01 7.000560.700.300 Bauk. Umbau u. San. Weber-/Tendyckhaus 78510000 600.000 400.000 200.000 0 0


04.02.01 7.000569.700 Neuausstattung Bibliothek Süchteln 78310000 254.700 143.900 110.800 0 0


06.02.02 7.000567.700.200 Neugest. Spielfläche Jos.-Steinb.-Straße 78520000 70.000 70.000 0 0 0


08.01.02 7.000571.700.200 Umgest. Freizeit-/Sportanl. Hoher Busch 78520000 4.255.000 1.055.000 2.700.000 500.000 0


09.01.02 7.000383.700.200 Baukosten "Umbau Lange Straße" (HSD) 78520000 2.700 2.700 0 0 0


09.01.02 7.000387.700.200 Bk Baul. Maßnahme Bahnhofstr. (Südstadt) 78520000 106.500 100.000 5.000 1.500 0


09.01.02 7.000454.700.200 Bauk. Umgestaltung Alter Tierpark (PPS) 78520000 242.000 230.000 6.000 6.000 0


09.01.02 7.000455.700.200 Bauk. Optim. Parkplatz Sportpark (PPS) 78520000 110.000 110.000 0 0 0


09.01.02 7.000456.700.200 Bauk. Optimierung Waldparkplatz (PPS) 78520000 82.500 82.500 0 0 0


09.01.02 7.000458.700.200 Bauk. Umgest. Fußgängerzone Sücht. (PPS) 78520000 299.200 290.200 7.000 2.000 0


09.01.02 7.000459.700.200 Bauk. Umgestalt. von-Hagen-Straße (PPS) 78520000 325.000 96.000 229.000 0 0


09.01.02 7.000465.700.200 Bauk. Querung Ostring/St. Florian-Platz 78520000 130.000 30.000 100.000 0 0


09.01.02 7.000466.700.200 Bauk. Fußweg St.-Florian-Platz (PPS) 78520000 124.100 7.120 54.800 62.180 0


12.01.03 7.000432.700.200 Baukosten Barrierefreier Ausbau v. Bushaltestellen 78520000 700.000 700.000 0 0 0


12.01.03 7.000434.700.200 Baukosten Baul. Maßnahme Weiherstraße 78520000 1.000.000 1.000.000 0 0 0


12.01.03 7.000518.700.200 Bauk. Straßenerneuerung Ostgraben 78520000 240.000 240.000 0 0 0


12.01.03 7.000519.700.200 Bauk. Straßenerneuerung Rennstraße 78520000 300.000 300.000 0 0 0


12.01.03 7.000521.700.200 Bauk. Straßenerneuerung Adlerstraße 78520000 160.000 160.000 0 0 0


12.01.03 7.000536.700.200 Baukosten Fußwegeverbindung Saarstraße 78520000 136.500 136.500 0 0 0


12.01.03 7.000538.700.200 Bauk. Brückensanierungen/-erneuerungen 78520000 2.044.550 1.018.450 1.026.100 0 0


12.01.03 7.000544.700 Planungskosten Straßenbauprojekte 78520000 85.000 85.000 0 0 0


12.01.05 7.000523.700.200 BK Fahrradabstellanl. Bhf. Dül./Boish. 78520000 72.000 72.000 0 0 0


12.01.05 7.000524.700.200 BK ÖPNV-Verknüpfungspunkt Bhf. Viersen 78520000 6.990.000 175.000 1.050.000 5.765.000 0


13.01.01 7.000483.700.200 Bauk. Grünfläche Mackenstein-Nord 78520000 10.000 5.000 5.000 0 0


13.01.01 7.000543.700.200 Bauk. Wiederherstellung Postgarten 78520000 233.000 200.000 11.000 22.000 0


82.374.250 15.606.670 36.728.900 16.313.680 13.725.000


* Es handelt sich um einen zusätzlichen Betrag in Höhe von 13,75 Mio. € für die Verpflichtungsermächtigung bei Produkt 03.01.01,
  PSP-Element 7.000479.700.300, SK 78510000 mit voraussichtlicher Kassenwirksamkeit in den Jahren 2027ff. (s. Erläuterungen bei 03.01.01)
  Der Ansatz dient zur Auftragsvergabe von baulichen Maßnahmen (Neu-/Ergänzungsbauten) an städtischen Schulgebäuden im
  Zusammenhang mit der Schaffung von Betreuungsplätzen vor dem Hintergrund des absehbaren Rechtsanspruches auf Ganztagsbetreuung. 
  Die Umsetzung erfolgt unter dem Vorbehalt entsprechender, politischer Beschlüsse und im Rahmen der städtischen Investitionstätigkeit 
  mit Deckung aus vorhandenen liquiden Mitteln bzw. Kreditaufnahmen gemäß der Vorgaben des politisch beschlossenen Kreditdeckels.


Auflistung


der im Haushaltsjahr 2023 veranschlagten Verpflichtungsermächtigungen
und der daraus voraussichtlich fälligen Auszahlungen


kassenwirksam







Haushaltsrechtliche Vermerke im Haushaltsjahr 2023 
 
 
1. Bewirtschaftungsregeln und Verstärkungsvermerke gem. § 21 KomHVO 
 
Zur flexiblen Haushaltsführung im Ergebnishaushalt werden alle Aufwendungen innerhalb der einzel-
nen Budgeteinheiten der Fachbereiche nach § 21 (1) KomHVO für gegenseitig deckungsfähig erklärt, 
soweit nicht andere Deckungsvermerke bestehen bzw. dies ausgeschlossen wurde. 
 
Ausgenommen hiervon sind 
• die Verfügungsmittel (Produkt: 01.04.02, Sachkonto: 54910000), 
• die Inneren Verrechnungen und 
• die bilanziellen Abschreibungen 
 
Die Personalkosten sind nicht in den einzelnen Budgeteinheiten der Fachbereiche enthalten. Sie wur-
den zu einer separaten Budgeteinheit zusammengefasst. Alle Aufwendungen im Bereich der Perso-
nalkosten, die auch zu Auszahlungen führen, werden für gegenseitig deckungsfähig erklärt (Konten-
gruppe 50, 51 und Konto 54110000 bei Produkt 01.05.02). 
 
Für innere Verrechnungen wird folgende Regelung getroffen: 
• Mehrerträge dürfen für Mehraufwendungen verwandt werden. Sämtliche Aufwendungen der ver-


schiedenen inneren Verrechnungen werden für gegenseitig deckungsfähig erklärt. 
 
 Für den Bereich der Schulen (Produktbereich 03) gilt: 
Alle Mehrerträge / Mehreinzahlungen im Produktbereich 03 -Schulträgeraufgaben- können für Mehr-
aufwendungen / Mehrauszahlungen in diesem Bereich (Ergebnis- und investiver Finanzplan) verwen-
det werden. Dies betrifft insbesondere Fördermittel von Bund, Land und sonstigen Behörden sowie die 
zweckentsprechende Verwendung von Spenden Dritter. 
 
 Für den optimierten Regiebetrieb „Zentrales Gebäudemanagement“ (FB 25) gilt: 
Alle Aufwendungen / Auszahlungen, die in den Aufgabenbereich des Gebäudemanagements fallen, 
werden für gegenseitig deckungsfähig erklärt und im Budget 2500 -Gebäudemanagement- zusam-
mengefasst. Ausgenommen sind hiervon die Energieaufwendungen, diese bilden ein eigenes Budget 
8600 -GBM Energie-. 
Alle investiven Maßnahmen in Verantwortung bzw. in Bewirtschaftung des Gebäudemanagements 
werden ebenfalls für gegenseitig deckungsfähig erklärt. Bei Fördermaßnahmen sind die städtischen 
Eigenanteile zu beachten und Änderungen nur möglich, soweit diese förderunschädlich sind. 
 
 Für den Bereich Aussiedler-/Flüchtl.-/Asylbewerberangelegenheiten gilt: 
Alle Mehrerträge / Mehreinzahlungen im Produkt 05.01.03 -Aussiedler- / Flüchtl.- / Asylbewerberange-
legenheiten- können für Mehraufwendungen / Mehrauszahlungen in diesem Bereich verwendet wer-
den. 
 
 Für den Bereich Hilfen zur Erziehung gilt: 
Alle Mehrerträge / Mehreinzahlungen im Produkt 06.03.01 -Hilfen zur Erziehung Plus- können für 
Mehraufwendungen / Mehrauszahlungen in diesem Bereich verwendet werden. 
 
 Für den Bereich Wirtschaftsförderung (FB 70) gilt: 
Alle Mehrerträge / Mehreinzahlungen des FB 70 können für Mehraufwendungen / Mehrauszahlungen 
in diesem Bereich verwendet werden. 
 
 Für den Bereich Citymanagement (FB 90) gilt: 
Alle Mehrerträge / Mehreinzahlungen des FB 90 im Bereich des Citymanagements können für Mehr-
aufwendungen / Mehrauszahlungen in diesem Bereich verwendet werden. 
 
 Für die Umsetzung von Förderprogrammen (bspw. „Kommunalinvestitionsförderungsgesetz“ und 


„Digitalpakt“) gilt: 
Alle Mehrerträge / Mehreinzahlungen können für entsprechende Mehraufwendungen / Mehrauszah-
lungen zur Umsetzung von Maßnahmen im Rahmen des jeweiligen Förderprogramms (Ergebnis- und 
investiver Finanzplan) verwendet werden.  
 
Mehrerträge / Mehreinzahlungen für Förderprogramme in Verbindung mit der Bewältigung der Co-
vid19-Pandemie oder der Ukraine-Krise berechtigen zu entsprechenden Mehraufwendungen / Mehr-
auszahlungen, auch wenn es sich um noch nicht veranschlagte Maßnahmen handelt. 







1.1 Verstärkungsvermerke gem. § 21 (2) KomHVO  
Erträge / Aufwendungen 


 
Mehrerträge 


bei 
berechtigen 


zu 
Mehraufwendungen 


bei 
Produkt Sachkonto  Produkt Sachkonto 


     
01.02.02 44610000   01.02.02 54410000 
          
01.04.01 44211000   01.04.01 52811600 
          
01.04.03 44610000   01.04.03 52810000 
          
01.06.02 46510000   01.06.02 54412100 
          
01.06.06 40130000   16.01.01 53410000 
          
01.06.06 45620000   01.06.06 55990000 
     
02.01.01 43112000  02.01.01 52910000 
     
02.03.01 43110000  02.03.01 52811300 
     
02.04.01 44810000 und 02.04.01 52810000 
02.04.01 44820000 und 02.04.01 54210000 
          
02.03.02 44213000   02.03.02 52811650 
     
02.05.01 44611000  02.05.01 52510000 
     
02.05.02 44611000  02.05.02 52510000 
          
03.01.01 44212000   03.01.01 52811100 
     
03.01.07 44614000    
03.01.07 44810000 und 03.01.07 53180000 
          
03.01.08 44212000   03.01.06 52811100 
     
04.01.01 41480000 und     
04.02.01 43211100   04.02.01 52810000 
     
04.01.01 46510000   04.01.01 54412100 
     
04.02.01 45996000  04.02.01 54996000 
     
05.01.01 41400000 und 05.01.01 52810000 
05.01.01 41410000  und 05.01.01 53180000 
     
05.01.01 41210000  05.01.01 53181100 
   und 05.01.01 53393000 
     
05.01.01 42116000 und   
05.01.01 42130000 und   
05.01.01 44810000   05.01.01 52310000 
  und 05.01.01 53393000 







Mehrerträge 
bei 


berechtigen 
zu 


Mehraufwendungen 
bei 


Produkt Sachkonto  Produkt Sachkonto 
     
05.01.01 44820000  05.01.01 52810000 
          
05.01.01 44930000   05.01.01 53370000 
     
05.01.02 41420000   05.01.02 53392400 
     
05.01.05 41420000 und   
 41480000  05.01.05 52810000 
     
06.01.01 41410000  06.01.01 53180000 
          
06.01.01 44212000   06.01.01 52811100 
     
06.01.02 44820000  06.01.02 53180000 
     
06.02.01 41210000   06.02.01 52810000 
     
06.02.01 41410000   06.02.01 53181600 
     
06.02.02 45996000  06.02.02 54996000 
          
06.02.03 41410000  06.02.03 53390000 
     
06.02.04 41410000  06.02.04 52810000 
  und 06.02.04 52910000 
     
09.01.02 45996000  09.01.02 54996000 
     
09.01.04 44880000   09.01.04 52811500 
          
09.01.05 41410000  09.01.05 52910000 
     
10.02.01 41411150  10.02.01 53182150 
     
10.03.02 46510000   10.03.02 54412100 
     
12.01.04 45996000  12.01.04 54996000 
     
12.01.05 41430000   12.01.05 53791000 
          
12.02.02 44611000   12.02.02 52420000 
     
13.01.01 45996000  13.01.01 54996000 
     
13.01.01 44823000  13.01.01 50191000 
  und 13.01.01 54120000 
     
13.01.03 41410000  13.01.03 52150000 
     
13.02.01 44613000   13.02.01 52550000 
     
     







Mehrerträge 
bei 


berechtigen 
zu 


Mehraufwendungen 
bei 


Produkt Sachkonto  Produkt Sachkonto 
     
14.01.02 41400000  14.01.02 53170000 
     
14.01.02 41410000  14.01.02 52150000 
   und 14.01.02 54291000 
     
15.01.01 44610000   15.01.01 52810000 
          
15.01.01 46510000   15.01.01 54412100 
     
15.01.02 41400000  und 15.01.02 52910000 
15.01.02 41410000  und 15.01.02 54220000 
     
15.01.02 41470000  und 15.01.02 52810000 
15.01.02 44610000  und 15.01.02 52910000 
     


 
 
1.2 Gegenseitige Deckungsfähigkeit gem. § 21 (1) KomHVO  


Aufwendungen / Aufwendungen 
 


Minderaufwendungen 
bei 


berechtigen 
zu 


Mehraufwendungen 
bei 


Produkt Sachkonto   Produkt  Sachkonto 
     
05.01.01 52310000  05.01.01 53393000 
05.01.01 53393000  05.01.01 52310000 
     
15.01.01 52810000   15.01.02 52810000 
15.01.02 52810000   15.01.01 52810000 


 
 
1.3 Verstärkungsvermerke gem. § 21 (2) KomHVO  


Einzahlungen / Auszahlungen 
 
 Mehreinzahlungen bei  berechtigen zu        Mehrauszahlungen bei 
Produkt Sachkonto PSP-Element  Produkt Sachkonto PSP-Element 


       
01.08.01 68210000 7.000281.770  01.08.01 78220000 7.000281.700.100 
       
01.08.01 68210000 7.000282.770  01.08.01 78220000 7.000282.700.100 
       
02.05.02 68110000 7.370002.705  02.05.02 78310000 7.370002.720 
       
04.02.01 68110000 7.503000.705  04.02.01 78310000 7.503000.720 
       
04.02.01 68110000 7.000569.705  04.02.01 78310000 7.000569.700 
       
05.01.03 68110000 7.402000.705  05.01.03 78310000 7.402000.720 
       
06.02.01 68170000 7.000474.705  06.02.01 78520000 7.000474.700.200 
       
06.02.02 68170000 7.000049.705  06.02.02 78520000 7.000049.700.200 
       
08.01.02 68110000 7.000469.705  08.01.02 78180000 7.000469.740 







1.4 Gegenseitige Deckungsfähigkeit  
       für investive Auszahlungen gem. § 21 (1) KomHVO  
 
Allgemein gilt: 


• Alle Projekte für die Beschaffung von Betriebs- und Geschäftsausstattung der Fachbereiche 
werden für grundsätzlich deckungsfähig erklärt.  
Für die Schulen und Sportstätten gilt hierbei: Alle Ansätze für die Beschaffung von Betriebs- 
und Geschäftsausstattung sowie IT-Hard- und Software werden über alle Schulformen (Pro-
dukte 03.01.01 – 03.01.08) sowie Sportstätten (Produkte 08.01.01 + 08.01.02) hinweg für un-
tereinander deckungsfähig erklärt. Sie sind jedoch nicht deckungsfähig mit anderen Projekten. 
 


• Die Sachkonten 78310000 und 78320000 werden generell für gegenseitig deckungsfähig er-
klärt. Verschiebungen zwischen diesen Sachkonten stellen keine über-/außerplanmäßigen Mit-
telbereitstellungen nach den §§ 82, 83 GO NRW dar. 


 
• Alle PSP-Elemente unterhalb eines investiven Projektes (Teilmaßnahmen innerhalb einer Ge-


samtmaßnahme, z.B. Grunderwerb und Baukosten) sind gegenseitig deckungsfähig. 
 


 
Gesonderte Festlegungen der gegenseitigen Deckungsfähigkeit: 
 


Produkt Sachkonto PSP-Element Erläuterung 


01.03.02 78310000 7.000030.700 Fuhrparkkonzept Städtische Betriebe  7.000031.700 
    


01.07.02 78310000 7.000051.700 Hard- & Software Allgemeine Verwaltung 7.000052.700 
    


01.08.01 


78230000 7.000053.700.100 


Grunderwerb Anlage- und Umlaufvermögen 
sowie Umlegungsverfahren 78220000 


7.000065.700 
7.000281.700.100 
7.000282.700.100 


09.03.01 78230000 7.000068.700.100 
    


01.08.01 


78211000 


7.000363.750 


Leibrenten 
7.000397.750 


09.01.01 7.000364.750 
09.03.01 7.000365.750 
12.01.03 7.000366.750 


    


01.08.04 78310000 
7.000343.700 Ansätze für Betriebsvorrichtungen / Techni-


sche Anlagen an Allg. Verwaltungsgebäu-
den 


7.000354.700 
7.250000.720 


    
05.01.03 78310000  7.402000.720 BGA Übergangsheime + Obdachlosenun-


terkunft 05.01.04 7.402001.720 
    


06.01.01 78310000  
7.000512.700 BGA + IT-Beschaffungen städtische Kin-


dertagesstätten 7.000513.700 
7.410001.720 


    


06.01.01 78180000 


7.000489.740 


Investitionskostenzuschüsse an freie Trä-
ger für Neuerrichtung Kindertagesstätten 
bzw. zusätzliche Gruppen. 


7.000490.740 
7.000494.740 
7.000495.740 
7.000496.740 
7.000494.740 
7.000498.740 


    
    
    
    







Produkt Sachkonto PSP-Element Erläuterung 


09.01.02 


78520000 7.000381.700.200 


Investitionsmaßnahmen Förderprojekt „His-
torischer Stadtkern Dülken“ 


7.000383.700.200 


54996000 / 
78340000 


7.000379.780 
7.000380.780 
7.000381.780 
7.000383.780 


    
03.01.05 78510000 7.000391.700.300 


Investitionsmaßnahmen Förderprojekt „So-
ziale Stadt - Südstadt“ 09.01.02 78520000 


7.000386.700.200 
7.000387.700.200 
7.000388.700.200 
7.000389.700.200 
7.000392.700.200 


    


09.01.02 78520000 


7.000454.700.200 


Investitionsmaßnahmen Förderprojekt „In-
tegriertes Stadtteilentwicklungskonzept 
Süchteln“ („InSeK Süchteln“)“ 


7.000455.700.200 
7.000456.700.200 
7.000457.700.200 
7.000458.700.200 
7.000459.700.200 
7.000466.700.200 


    


12.01.03 78520000 
7.000025.700 Ansätze kleinere Straßenbaumaßnahmen / 


Hochwasserschutzmaßnahmen 7.000327.700 
7.000484.700.200 


    


13.01.01 54996000 / 
78340000 


7.000170.780 Ansätze für Baumpflanzungen (Parkanla-
gen, Straßenbegleitgrün, Jubiläumsgärten) 7.000189.780 


7.000191.780 
    


16.01.02 79210000 3.00011.01 


Tilgungsleistungen Darlehen 
11.01.02 79260000 3.00016.05 
16.01.02 79260000 3.00011.02 
11.01.02 79270000 3.00016.02 
16.01.02 79270000 3.00011.02 


 







2. Übersicht über die gemäß § 21 Abs. 1 KomHVO gebildeten Budgets


Nr. Bezeichnung Nr. Ansatz Vermerke


10 Zentrale Verwaltung und Service
Alle Aufwendungen der Budgeteinheiten 
1001 - 1005 werden für gegenseitig 
deckungsfähig erklärt


Allgemeines Budget 1001 1.387.183 € GD


Budget IT 1002 2.465.000 € GD


Statistik und Wahlen 1003 312.650 € GD


Gemeindeorgane 1004 738.801 € GD


Personalrat 1005 5.870 € GD


Personalaufwand u. 
Personalrückstellungen ohne 
Beschäftigungsentgelte 


1007 85.084.030 € GD


20 Finanzverwaltung


Budget Finanzverwaltung 2001 28.440 € GD


Treuhandvermögen 2002 115.820 € GD


25 Gebäudemanagement


Gebäudemanagement -allgemein- 2500 10.074.490 € GD


Gebäudemanagement -Energie- 8600 3.457.020 € GD


30 Rechts- und Ordnungswesen


Allgemeines Budget 3001 830.476 € GD


Kostenrechnende Einrichtungen 3002 40.700 € GD


Rechts- u. Schadensangelegenheiten 3004 1.080.640 € GD


37 Feuerwehr und Zivilschutz


Allgemeines Budget 3701 825.160 € GD


Kostenrechnende Einrichtungen 3702 2.233.000 € GD


Fachbereichsbudget Budgeteinheiten







Nr. Bezeichnung Nr. Ansatz Vermerke


Fachbereichsbudget Budgeteinheiten


40 Soziales und Wohnen
Alle Aufwendungen der Budgeteinheiten 
4001 - 4002 werden für gegenseitig 
deckungsfähig erklärt


Allgemeines Budget 4001 715.814 € GD


Soziale Einrichtungen 4002 1.468.231 € GD


41 Jugend und Familie
Alle Aufwendungen der Budgeteinheiten 
4101 - 4104 werden für gegenseitig 
deckungsfähig erklärt.


Allgemeines Budget 4101 90.632 € GD


Jugendhilfe KJHG 4102 1.120.650 € GD


Hilfe zur Erziehung 4103 18.964.300 € GD


Kindergärten 4104 26.505.695 € GD


50 Schule, Kultur, Sport
Alle Aufwendungen der Budgeteinheiten 
5001 - 5005 werden für gegenseitig 
deckungsfähig erklärt


Schulen 5001 3.869.280 € GD


Schülerbeförderung 5003 1.770.000 € GD


Sport 5004 267.110 € GD


Bibliothek 5005 246.153 € GD


60 Stadtentwicklung


Allgemeines Budget 6001 287.404 € GD


Stadterneuerung (Projekt Südstadt) 6002 0 € GD


Stadterneuerung (Projekt HSD) 6003 0 € GD


Stadterneuerung (Projekt PPS) 6004 338.500 € GD


Ingenieurteam (GB IV/I) 6100 13.000 € GD


63 Bauordnung


Bauordnung 6300 30.360 € GD







Nr. Bezeichnung Nr. Ansatz Vermerke


Fachbereichsbudget Budgeteinheiten


70 Wirtschaftsförderung


Wirtschaftsförderung 7001 130.055 € GD


80 Bauen und Umwelt


Allgemeines Budget 8001 64.391 € GD


Umwelt 8002 76.606 € GD


Kostenrechnende Einrichtungen FB 80 8004 29.370.050 € GD


Liegenschaften 8006 127.390 € GD


Geodaten und Bodenordnung 8007 14.110 € GD


Klimaschutz (GB IV/II) 8100 470.148 € GD


90 Kommunikation und Kultur


Allgemeines Budget 9001 111.350 € GD


Kultur 9002 1.330.830 € GD


Citymanagement 9003 252.570 € GD


91 Rechnungsprüfungsamt


Allgemeines Budget 9101 13.880 € GD


92 Städtische Betriebe


Allgemeines Budget 9201 1.013.150 € GD


Stadtgrün 9202 706.476 € GD


Kostenrechnende Einrichtungen 9203 170.970 € GD


Unterhaltung verkehrliche Anlagen 9204 4.185.876 € GD


Forstbetrieb 9205 222.643 € GD


95 Allgemeine Finanzwirtschaft


Allgemeine Finanzwirtschaft 9501 61.712.010 € GD







 
 
 


Anlage 2 
 
 


zur Vorlage-Nr.: 2023/3660/FB20/I 
 
 
 


- Haushaltssatzung - 







 
 


H a u s h a l t s s a t z u n g 
 


der Stadt Viersen für das Haushaltsjahr 2023 
 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666 / SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 490), hat der Rat der Stadt Viersen mit Beschluss vom 
21.03.2023 folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 
 


§ 1 
Haushaltsplan 


 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2023, der die für die Erfüllung der Aufgaben der Kommune 
voraussichtlich erzielbaren Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie eingehenden Einzahlungen 
und zu leistenden Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen enthält, wird 
 
im Ergebnisplan mit dem 
 Gesamtbetrag der Erträge auf       276.921.332 € 
 Gesamtbetrag der Aufwendungen auf      285.306.319 € 
 
im Finanzplan mit dem  
 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der laufenden Verwaltungstätigkeit auf 261.444.852 € 
 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der laufenden Verwaltungstätigkeit auf 268.628.645 € 
 
 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit auf     10.515.452 € 
 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit auf      20.586.810 € 
 
 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf        4.599.090 € 
 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf     5.224.180 € 
 
festgesetzt. 
 
 


§ 2 
Kreditermächtigung 


 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investitionen erforderlich ist,  
 
wird auf             29.599.090 € 
 
festgesetzt.  
 
Davon entfallen  


• 4.599.090 € auf Investitionskredite zur Finanzierung von Investitionen des Haushaltsjahres 2023 
sowie  


• 25.000.000 € auf einen Investitionskredit in Form eines sog. „Forward-Darlehens“ zur Finanzie-
rung des Neubaus einer Rettungswache im Stadtteil Dülken; die Zuteilung des Kredits wird mit 
der Fälligkeit der Baukosten im Haushaltsjahr 2025 vorgesehen. 


 
 


§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen 


 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung von Investitionsauszahlungen in 
künftigen Jahren erforderlich ist,  
 
wird auf   82.374.250 € 
 
festgesetzt. 







§ 4 
Rücklagen 


 
Die Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage aufgrund des voraussichtlichen Jahresergebnisses im 
Ergebnisplan  
wird auf              8.384.987 € 
 
festgesetzt. 
 
 


§ 5 
Kredite zur Liquiditätssicherung 


 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch genommen werden dürfen,  
 
wird auf            30.000.000 € 
 
festgesetzt. 
 
 


§ 6 
Steuersätze 


 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das Haushaltsjahr 2023 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 
1.1   für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 


(Grundsteuer A) auf        330 v. H. 
1.2  für die Grundstücke 
  (Grundsteuer B) auf        480 v. H. 
 
2.  Gewerbesteuer auf        460 v. H. 
 
 


§ 7 
Haushaltssicherungskonzept 


 
entfällt 


 
 


§ 8 
Stellenplan 


 
(1) Die im Stellenplan mit dem Vermerk „kw“ (künftig wegfallend) versehenen Stellen dürfen beim Aus-


scheiden der jetzigen Stelleninhaber nicht wiederbesetzt werden.  
 
(2) Die übrigen im Stellenplan mit dem Vermerk „ku“ versehenen Stellen sind aufgrund ihrer Bewertung 


nach dem Ausscheiden der jetzigen Stelleninhaber umzuwandeln. 
 
 
 


§ 9 
Haushaltsbewirtschaftung 


 
Zur flexiblen Ausführung des Haushaltsplans wird Folgendes bestimmt: 
 
(1) Ein Jahresfehlbetrag im Sinne des § 81 Abs. 2 Nr. 1 GO NRW (Nachtragssatzung) ist erheblich, 


wenn er 3 v. H. des in § 1 dieser Haushaltssatzung festgesetzten Gesamtbetrages der Aufwendun-
gen übersteigt. 


 
(2) Nicht veranschlagte oder zusätzliche Aufwendungen oder Auszahlungen bei einzelnen Haushaltspo-


sitionen nach § 81 Abs. 2 Nr. 2 GO NRW (Nachtragssatzung) haben einen im Verhältnis zu den Ge-







samtaufwendungen/-auszahlungen erheblichen Umfang, wenn sie 1,5 v. H. des in § 1 dieser Haus-
haltssatzung festgesetzten Gesamtbetrages der Aufwendungen übersteigen. 


 
(3) Investitionen und Instandsetzungen an Bauten im Sinne des § 81 Abs. 3 Nr. 1 GO NRW (Nachtrags-


satzung) sind geringfügig bis zu einem Betrag von 250.000 €. 
 
(4) Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen im Sinne des § 83 Abs. 2 GO NRW 


sind erheblich ab einem Betrag von mehr als 100.000 €. Diese Grenze gilt auch für über- und außer-
planmäßige Verpflichtungsermächtigungen gemäß § 85 Abs. 1 GO NRW.  


 
(5) Nach § 4 Abs. 4 KomHVO NRW sind im Rahmen des NKF im Teilfinanzplan Investitionen als Ein-


zelmaßnahmen oberhalb einer vom Rat festgelegten Wertgrenze auszuweisen. Die Abgrenzung wird 
wie folgt festgelegt: 
 


 Als Einzelmaßnahmen sind auszuweisen 
 
 investive Auszahlungen 
 - für Baumaßnahmen      ab 50.000 € Gesamtkosten 
 Die zu dem Projekt gehörenden Auszahlungen für Grunderwerb, 
 Außenanlagen, Einrichtungskosten – soweit nicht im Festwert – 
 und Fördermittel sind ebenfalls einzeln darzustellen, auch wenn 
 diese Grenze unterschritten wird. 
 - Erwerb von Grundstücken und Gebäuden, Erwerb von beweg- 
   lichem Anlagevermögen, aktivierbare Zuwendungen, Erwerb 
   von Finanzanlagen      ab 50.000 € jährlich 
 investive Einzahlungen 
 - aus Zuwendungen für Investitionsmaßnahmen – soweit nicht 
   einem Projekt zugeordnet – sowie pauschalen Zuwendungen 
   für Investitionen       ab 50.000 € Gesamtzuwendung 
 - aus der Veräußerung von Sachanlagen, von Beiträgen und 
   Entgelten        ab 50.000 € jährlich 
     
 
 
 
 
       
Viersen, 21.03.2023     Viersen, 21.03.2023 
 
 
 
 
          
Sabine Anemüller     Stephan Sillekens 
Bürgermeisterin      Ratsmitglied 
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